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haltigen Daten- sowie Informationsfülle, basierend auf 
dem Open-Konzept.



Vielen Dank, dass du das Buch liest. Bitte teile das 
Buch und seine Ideen mit anderen. Wir werden nur 
dann eine offene Welt realisieren, wenn mehr Men-
schen sich deren Potenzials bewusst sind. Dieses 
Buch selbst ist offen lizenziert, so dass du frei bist, es 
zu teilen und weiter zu verwenden, wie du es willst! 
Die neuesten digitalen Versionen finden sich immer 
auf: www.openrevolution.net oder die deutsche Ver-
sion auf www.digitalotopia.net

Wir würden gerne hören, was du von dem Buch hälst. 
Gedanken sollen daher über einen der aufgelisteten 
Wege geteilt werden: www.openrevolution.net/con-
tact 

Wenn du Wert aus dem Buch gezogen hast und nicht 
schon ein Exemplar besitzt, laden wir dich ein, einen finan-
ziellen Beitrag über www.openrevolution.net zu leisten. 
Geben, was sich richtig anfühlt – Vergütungsrechte 
gibt es ja noch nicht und ein Beitrag hilft, Arbeiten wie 
diese fortzuführen.



He who receives an idea from me receives instruction 
himself without lessening mine; as he who lights his 
taper at mine, receives light without darkening me.

— Thomas Jefferson an Isaac McPherson, 13. Aug. 
1813.

Dante: «How can it be that a good when shared, shall 
make the greater number of possessors richer in it, 
than if it is possessed by a few?”

Virgil: «Because thou does again fix thy mind merely 
on things of earth, thou drawest darkness from true 
light … The more people on high who comprehend 
each other, the more there are to love well, and the 
more love is there, and like a mirror one giveth back 
to the other.”

— Purgatory XV.

In diesem Buch geht es um Aufklärung.
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1	 Prolog: Monopole der 
Aufmerksamkeit

Im März 2018, als der Skandal um die politische Be-
ratungsfirma Cambridge Analytica und Facebook be-
kannt wurde, zitierte der Guardian in London einen 
ehemaligen Direktor der Beratungsfirma: 

Konzerne wie Google, Facebook, Amazon, all 
diese großen Unternehmen ziehen zig oder 
hunderte von Milliarden Dollar Einnahmen aus 
den Daten der Menschen   … Ich erzähle Un-
ternehmen und Regierungen seit Jahren, dass 
Daten wahrscheinlich ihr wertvollstes Gut sind. 
Individuen sollten jedoch in der Lage sein, ihre 
eigenen Daten zu monetarisieren – es ist ihr ori-
ginärer menschlicher Wert, der nicht ausgenutzt 
werden darf. 

Andere Kommentatoren stimmen dem zu: Das Prob-
lem mit den Internetgiganten ist ihre Kontrolle über 
unsere persönlichen Daten. Doch diese Diagnose ist 
grundsätzlich falsch, und genau wie in der Medizin 
sind Fehldiagnosen relevant.

Denn es sind gar nicht unsere Daten, die Google und 
Facebook ausnutzen: Sondern es ist unsere  Aufmerk-
samkeit. Es sind unsere Augen, die auf die Bildschirme 
starren und mit denen sie das Geld verdienen. Denn 
wenn wir nach etwas suchen oder mit Freunden in 
Kontakt treten und herausfinden wollen, was los ist, 
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benutzen Milliarden von uns die Webseiten oder Apps 
der Internetgiganten. Und es ist diese überwältigende 
Dominanz, die sie so mächtig macht.

Wir alle wissen, dass diese Unternehmen unsere 
persönlichen Daten verwenden, um Werbeanzeigen 
personalisiert und individuell zu schalten. Und ja, das 
ist Teil ihrer Geschäftsmodelle. Aber selbst, wenn sie 
keinen Zugang zu unseren Daten hätten, würden sie 
weiterhin riesige Geldsummen verdienen, ebenso wie 
Fernsehnetze ein Vermögen gemacht haben, bevor 
zielgerichtete Werbung erfunden wurde. Und dies 
geschieht einfach auf Grund der schieren Anzahl der 
Nutzer.

Es ist das Aufmerksamkeits-Monopol, das zählt. Um 
also das wahre Problem zu diagnostizieren, das diese 
Unternehmen darstellen, müssen wir uns fragen, wie 
sie zu solch unglaublichen Monopolisten geworden 
sind. Die Antwort ist, dass sie dort operieren, wo drei 
verschiedene Phänomene konvergieren:

1.	 »Plattform”-Effekte
2.	 Kostenlose digitale Kopien
3.	 Rechte auf »geistiges Eigentum«.

Erst wenn wir alle diese drei Punkte und ihre Wech-
selwirkung verstehen, haben wir eine echte Diagnose 
des Problems vorliegen und können darauf basierend 
eine geeignete Behandlung anwenden.
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1.1	 Plattform-Effekte

Twitter, eBay und die anderen wie Google und Face-
book agieren als das, was Ökonomen als »Plattfor-
men« bezeichnen. Das sind Orte bzw. Systeme, an de-
nen sich verschiedene Teilnehmer vernetzen. Das ist 
ein uraltes Phänomen. Auch der Fischmarkt auf dem 
Stadtplatz ist eine Plattform, auf der sich Verkäufer 
und Käufer versammeln. Amazon tut das Gleiche, je-
doch für ein breiteres Portfolio an Waren und ohne 
den Geruch und den Lärm eines echten Marktes. Fa-
cebook ist auch eine Plattform, die ursprünglich dazu 
gedacht war, einen Nutzer mit einem anderen Nutzer 
zu verbinden, um Inhalte untereinander auszutau-
schen. Bald wurden auch Werbetreibende angelockt, 
weil sie sich auch mit den Nutzern verbinden wollten. 
Google ist eine weitere solche Plattform, die Nutzer 
mit Content-Anbietern und Werbetreibenden verbin-
det (so wie es beispielsweise Zeitungen auch immer 
getan haben). 

Alle Plattform-Geschäftsmodelle haben eine starke 
Tendenz, dass schließlich ein einziger Gewinner üb-
rigbleibt. Denn je mehr Kunden es dort gibt, desto 
mehr Anbieter werden angelockt und umgekehrt. 
Zum Beispiel ist es sowohl im Interesse der Käufer 
als auch der Verkäufer, dass eBay so groß wie mög-
lich ist, so dass jeder weiß, dass es der richtige Ort 
im Internet ist, um dort nach etwas zu suchen und 
es dort auch zu finden. Und diese sich gegenseitig 
verstärkenden (Netzwerk-)Effekte führen dazu, dass 
Rivalen ausgeschlossen werden, entweder absichtlich 
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durch das Unternehmen oder einfach durch die Logik 
bzw. Eigendynamik solcher Plattformen. Neueinstei-
ger können nicht auf Augenhöhe konkurrieren, und so 
führen kleine anfängliche Vorteile zu tief verwurzelten 
Monopolen. Der Markt konvergiert zu einer einzigen 
oder einer kleinen Anzahl von Plattformen. Es funk-
tionierte über Jahrhunderte hinweg für Fischmärkte 
und Börsen, nun funktioniert es für Google und Face-
book, Whatsapp, Microsoft, Uber oder Airbnb im viel 
größeren Stil.

1.2	 Kostenloses Vervielfältigen

Die Besitzer von Fischmärkten und Börsen machen 
ein sehr gutes Geschäft. Doch die Eigentümer der rie-
sigen Online-Plattformen spielen wegen der grund-
legenden Merkmale des digitalen Zeitalters in einer 
anderen Liga. Grund ist die Möglichkeit, digitale Güter 
unendlich häufig und nahezu kostenfrei zu vervielfäl-
tigen. Die außerordentlichen Auswirkungen dieser 
einfachen Tatsache zu erkennen, ist der Beginn zum 
Verständnis der modernen Welt.

Sobald man eine einzige Kopie einer digitalen Infor-
mation hat – sei es Software, eine Statistik oder eine 
Symphonie –, kann man beliebig viele Kopien davon 
erstellen, effektiv, kostenlos und auf Knopfdruck. Das 
ist beispiellos. Jede neue Kopie kostet nahezu nichts, 
denn es besteht keine Notwendigkeit, ständig Roh-
stoffe oder neue Geschäftslokale zu kaufen, in denen 
man Dinge verkaufen kann. Die Expansion ist quasi 
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kostenlos, mit unendlichen Skaleneffekten. So konn-
ten Microsoft, Facebook, Google und die anderen ihre 
Dienste in einem beispiellosen Tempo ausbauen und 
beispiellose Gewinne erzielen.

1.3	 Recht auf »geistiges Eigentum«

Doch kostenloses Kopieren wäre nicht so profita-
bel, wenn es wirklich unbegrenzt oder ohne Ein-
schränkung möglich wäre. Wenn jemand, der eine 
Kopie von Microsoft Windows erhält, so viele Kopien 
machen und diese freigeben könnte, wie er wollte, 
dann könnte Microsoft nicht sehr viel verdienen. 
Oder wenn die Algorithmen, auf denen Google und 
Facebook laufen, für jeden frei verfügbar wären, der 
sie nutzen und modifizieren könnte, dann könnten 
andere Unternehmen leicht mit ihnen konkurrieren. 
Das letzte Element, das diese Unternehmen zu so 
mächtigen Monopolisten macht, ist ihr exklusives 
Recht, die Kopien anzufertigen. Dank des »geistigen 
Eigentums« in Form von Patenten und Urheberrech-
ten haben sie die alleinige Kontrolle über die digitalen 
Informationen, die das Herzstück ihrer Geschäftsmo-
delle bilden: die Software und Algorithmen, die ihre 
Produkte und Plattformen antreiben. 

Microsoft Windows ist eine Betriebssystemplatt-
form, die von einem Großteil der Welt genutzt wird. 
Als Industriestandard war es lange Zeit praktisch ein 
Monopolist. Und es ist tatsächlich eine der größten 
Gelddruckmaschinen aller Zeiten, denn Patente und 
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Urheberrechte verhindern, dass jemand anderes 
seine proprietäre Software zum Verkauf anbietet. 
Auch wenn die Bits, aus denen sich die Software und 
die Protokolle zusammensetzen, kostenlos kopiert 
werden können, zahlt jeder Kunde zehn oder hundert 
Dollar für das Privileg, eine Kopie zu erhalten – und 
dieses Privileg ist heute fast eine Voraussetzung für 
die Teilnahme an der digitalen Welt. So berechnet 
Microsoft jedem von uns effektiv eine Gebühr für die 
Nutzung unserer Computer und für den Zugang zum 
Internet. 

Es ist das Konzept des »geistigen Eigentums«, das 
einem einzelnen Unternehmen Ausschließlichkeits-
rechte einräumt. Doch solche Monopole existieren 
nicht in der Natur, sondern sie sind das Ergebnis von 
Urheberrechten und Patenten, die wir als Gesellschaft 
geschaffen haben. Natürlich gibt es eine Logik dahin-
ter und gute Argumente für Monopole bei geistigem 
Eigentum. Auch wenn Folgekopien billig sind, kann 
die anfängliche Erstellung eines neuen Films, einer 
neuen App oder eines Medikaments enorm teuer sein. 
Geistiges Eigentum ist eine Möglichkeit, für die initiale 
Schöpfungshöhe eines immateriellen Guts eine Ver-
gütung zu ermöglichen. Aber wie wir sehen werden, 
gibt es andere Möglichkeiten, Innovationen zu finan-
zieren. Es gibt Wege dazu, Patente und Urheberrechte 
durch Vergütungsrechte zu ersetzen, die als Anreize 
für Innovationen dienen, ohne dabei Monopole zu 
schaffen.
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1.4	 Alte Regeln in einer neuen Welt

Das Ergebnis daraus, die Informations-Ökonomie 
nach den alten Regeln der geistigen Monopolrechte 
zu führen, ist eine zunehmende Ungleichheit. Im Jahr 
2016 hatten die acht reichsten Menschen der Welt so 
viel Geld wie die unteren 50 Prozent der Menschheit 
und damit dreieinhalb Milliarden Menschen. Und von 
diesen acht Menschen waren sechs Technologie-Mil-
liardäre. Dieser Zustand ist eine politische Zeitbombe. 
Es ist daher wichtig, dass wir die wahren Gründe für 
diese unhaltbare Konzentration von Reichtum und 
Macht verstehen. Die Gründe sind das ausschließliche 
Eigentum an digitalen Informationen in Kombination 
mit Plattformeffekten und der Möglichkeit zur »kosten-
freien« Vervielfältigung, also zu gegen Null tendieren-
den Grenz- bzw. Marginalkosten. 

Wir müssen auch die Kosten für ins Stocken geratenes 
Wachstum und verlorene Chancen sehen. Monopolis-
ten fürchten naturgemäß jeglichen Wettbewerb, der 
ihre Position bedroht. Daher sind sie bestrebt, poten-
zielle Rivalen zu neutralisieren, indem sie sie entweder 
zerstören oder verschlingen. Warum sonst, außer zum 
Schutz der eigenen Monopolstellung, hätte Facebook 
22 Milliarden Dollar im Jahr 2014 für WhatsApp ge-
zahlt (als der Umsatz von WhatsApp nur 10 Millionen 
Dollar betrug)? Obwohl der von Facebook gezahlte 
Preis öffentlich bekannt ist, sind die Kosten für ver-
lorene Innovationen und verkümmerten Wettbewerb 
nicht wirklich berechenbar. Es sind die Verbraucher, 
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die zukünftigen Innovatoren und die Gesellschaft, die 
dadurch jedoch verlieren. 

Wir brauchen neue Regeln für diese neue digitale 
Welt. Es macht keinen Sinn, die alten Regeln der phy-
sischen Wirtschaft zu übernehmen und sie in diesem 
neuen digitalen System anzuwenden. Die alten Eigen-
tumskonzepte funktionierten, aber übertragen auf 
geistiges Eigentum in einer digitalen Welt funktionie-
ren diese Konzepte nicht mehr. In dieser neuen Welt 
kommt geistiges Eigentum einem geistigen Monopol 
gleich. Solche Monopole sind ungerechtfertigt sowie 
ungerecht und sie sind sowohl für unsere Wirtschaft 
als auch für unsere Gesellschaft als Ganzes gefährlich. 
Wir brauchen neue Regeln, die an unsere neue (digi-
tale) Informations-Ökonomie angepasst sind. Regeln, 
die Möglichkeiten bieten, Innovatoren und Schöpfer 
zu entlohnen und dabei gleichzeitig Fairness und Frei-
heit zu bewahren, und die jedem eine Teilhabe an un-
serer digitalen Zukunft ermöglichen. 

Es ist ganz einfach: Wir brauchen eine offene (open) 
Welt. Eine Welt, in der alle digitalen Informationen of-
fen sind, in der jeder sie nutzen, ausbauen und teilen 
kann und in der die Innovatoren und Schöpfer aner-
kannt und entlohnt werden. 

Im Folgenden werden daher die richtigen Konzepte 
und Regeln für das Informationszeitalter aufgezeigt.
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2	 Eine offene Welt

Heute, im digitalen Zeitalter, hält derjenige, der In-
formationen besitzt, die Zukunft in seinen Händen. 
In dieser digitalen Welt stehen wir vor der grundle-
genden Entscheidung zwischen open (offen bzw. frei 
zugänglich und frei nutzbar) und closed (geschlossen, 
geschützt bzw. verborgen). In einer Open-Welt wer-
den Informationen von allen geteilt und sie sind frei 
zugänglich für alle. In einer Closed-Welt werden Infor-
mationen ausschließlich »besessen« und kontrolliert.

Anmerkung des Autors der deutschen Übersetzung: 
Da Begriffe wie beispielsweise Open Data oder 

Open Government im Fachchargon im deutschen 
Sprachraum bereits geläufig sind, werden im weiteren 
Verlauf der deutschen Übersetzung dieses Buches 
in guter »denglischer« Tradition auch gelegentlich die 
Begriffe »open« und »offen« bzw. »closed« und »ge-
schlossen« oder verwandte Begriffe wie »Offenheit« 
und »Openness« wechselweise verwendet. Es wird 
also zwischen der englischen und deutschen Schreib- 
bzw. Sprechweise hin- und hergewechselt. 

Heute leben wir in einer Closed-Welt. Einer Welt mit 
außergewöhnlichen und wachsenden Konzentrati-
onen an Macht und Reichtum bei einigen wenigen. 
Einer Welt, in der Innovationen zurückgehalten und 
durch die zerstörerische Hand des Monopols verzerrt 
werden. Einer Welt, in der lebenswichtige Medika-
mente nur für die Reichen erschwinglich sind. Einer 
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Welt, in der die Freiheit durch Manipulation, Ausgren-
zung und Ausbeutung bedroht ist und in der man bei 
jedem Klick, den man macht, und bei jedem Schritt, 
den man tut, ständig beobachtet wird.

Im Gegensatz dazu würden wir alle in einer offenen 
Welt durch die Freiheit bereichert, alles nutzen, es ge-
nießen und es weiterentwickeln zu können, seien es 
Statistiken, Forschung, Zeitungsgeschichten, Bücher, 
Software, Filme, Musik, jegliche Kunst oder medizini-
schen Formeln. In einer offenen Welt würden Innova-
toren und Schöpfer von Informationen immer fair be-
zahlt werden, indem marktgerechte Vergütungsrechte 
anstelle von Monopolrechten für geistiges Eigentum 
genutzt würden.

*

Durch die Verbesserung der Digital-Technologien 
haben Maschinen immer mehr von den Aufgaben 
übernommen, die der Mensch früher bearbeitet hat: 
von der Herstellung von Autos bis hin zur Terminpla-
nung. Und in den nächsten Jahrzehnten könnte »KI« 
(künstliche Intelligenz) nicht nur unsere Autos für uns 
fahren, sondern auch rechtliche Verträge entwerfen 
oder chirurgische Operationen durchführen. Auf den 
ersten Blick haben wir viel zu gewinnen, wenn Ma-
schinen uns langweilige oder routinemäßige Aufga-
ben ersparen und sie diese mit größerer Genauigkeit 
ausführen können. In Zukunft besteht dadurch die 
Hoffnung, dass jeder von uns mehr Zeit haben wird, 
sich den Dingen zu widmen, die ihm individuell wichtig 
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sind: sei es die Erziehung unserer Kinder, das Erlernen 
von Sprachen oder das Tiefseetauchen.

Die Gefahr besteht jedoch darin, dass Roboter auf 
Informationen – Software, Datenalgorithmen – ba-
sieren und das »Eigentum« an solchen Informationen 
derzeit sehr ungleich verteilt ist. Und weil diese Infor-
mationen durch unser heutiges Closed System durch 
das Recht auf geistiges Eigentum geschützt sind, wird 
dieser Zustand dank der Möglichkeit, kostenfreie Ko-
pien zu erstellen und Plattformeffekte zu generieren, 
weiter zunehmen. Mit der überwältigenden und stän-
dig wachsenden Bedeutung der Informationstechno-
logie in der modernen Welt kippt das Gleichgewicht 
von Reichtum und Macht immer mehr hin zu einem 
exklusiven Club von Menschen. Aber wenn wir uns für 
Offenheit entscheiden, können wir sicherstellen, dass 
eine positive Zukunft für alle möglich ist, nicht nur für 
das eine Prozent der Menschen, die reich sind.

Der wichtigste Wirtschaftssektor der Welt ist der 
Informationssektor mit der Erzeugung und dem Ma-
nagement von Informationen. Und die Kontrolle darü-
ber und der aus diesem Sektor gewonnene Reichtum 
sind zunehmend auf eine kleine Gruppe Personen 
bzw. Unternehmen konzentriert. Die fünf reichsten 
Unternehmen der Welt stammen alle aus diesem In-
formationssektor, und sie selbst weisen weltweit sehr 
ungleich verteilte Eigentumsstrukturen auf. Eine kleine 
Gruppe von Gründern und Investoren besitzt die größ-
ten Anteile an diesen Unternehmen.

Mit der Beschleunigung der technologischen Ent-
wicklungen entstehen neue Arten von Anwendungen 
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und Erfahrungswelten, die wahrscheinlich einen be-
deutenden Platz in unserem Alltag und im Wirtschafts-
leben einnehmen werden. So kann beispielsweise die 
virtuelle Realität heute viele unserer Erlebnisse und 
Eindrücke der realen Welt nachbilden und sie wird in 
Zukunft eine große Bedeutung im Freizeitsektor, bei 
verschiedenen Formen von Training oder im Bereich 
Weiterbildung einnehmen. Es würde unsere Freiheit 
gefährden, wenn es bei der virtuellen Realität zu ei-
nem ähnlichen Monopol käme wie beispielsweise mit 
Facebook im Social-Media-Bereich. Ebenso wächst 
das so genannte Internet of Things (Internet der Dinge) 
sehr schnell. Bereits viele Geräte wie Babyphone, Be-
leuchtungssysteme oder Zentralheizung sind mit dem 
Internet verbunden. Auch das ist erst der Anfang. In 
den nächsten Jahren, wenn Milliarden weiterer Geräte 
angeschlossen sind, werden wir vielleicht sehen, dass 
die Daten, die durch Maschinen-zu-Maschinen-Kom-
munikation generiert werden, die durch Menschen 
verursachte Internetnutzung überholen und zur Haup-
tursache für Datenverkehr im Internet werden. Es wäre 
zutiefst beunruhigend, die Kontrolle über all dies an 
einen einzigen Unternehmensmonopolisten zu über-
geben.

Am meisten sind durch die aktuelle Situation die 
Normen einer freien Gesellschaft bedroht. Das freie 
Unternehmertum und die freien Märkte zerfallen an-
gesichts der internationalen Monopole, die freie Wahl 
bedeutet wenig, wenn es nur eines zu wählen gibt. 
Und selbst unsere politische Freiheit und die Gedan-
kenfreiheit werden von Mächten bedroht, die in der 
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Lage sind, unser Denken und Handeln zu beeinflus-
sen. Das sollte uns allen Anlass zur Sorge geben und 
die Beweise aus den jüngsten Skandalen wie Cam-
bridge Analytica zeigen, dass diese Bedenken allge-
mein weiter zunehmen.

Wenn jedoch für alle Menschen auch alle Informa-
tionen, die produziert werden, zugänglich gemacht 
würden – die Software, die heute die Welt regiert, 
alle Schätze und »verschlossenen« Güter, wie Litera-
tur, Kunst und Algorithmen –, dann ließe sich die infor-
mationstechnologische Revolution demokratisieren. 
Erinnern wir uns an den Plan, den Google einmal hatte. 
Google wollte jedes Buch der Welt online stellen! 
Doch selbst Google konnte diesen Plan nicht realisie-
ren, weil dies gegen das Urheberrecht verstößt. Doch 
ein Open-Modell würde dies nicht nur für alle Bücher 
ermöglichen, sondern auch für Musik, Nachrichten, 
Astronomie, Ozeanographie, Marktpreise, Poesie, 
Medizinformeln, klassische Wissenschaft, eben all 
das Wissen und die Schätze der Welt, die digitalisiert 
werden können. Der Wert, der dadurch durch weitere 
Fortschritte geschaffen wird, würde mit der gesamten 
Menschheit geteilt werden und nicht bloß in den Hän-
den von einigen wenigen konzentriert sein. Offenheit 
würde das Problem der Monopole der Informations-
mächtigen auflösen, den Wettbewerb fördern, Trans-
parenz schaffen und die Möglichkeiten und Anreize 
für Innovationen erhöhen. Der neue Ansatz würde alle 
patentierten oder urheberrechtlich geschützten Ma-
terialien frei verfügbar machen und gleichzeitig ihren 
Urhebern eine gerechte Bezahlung zukommen lassen.
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Doch sowohl die Chancen wie auch die Gefahren 
sind groß. Die Entscheidung pro Optimismus und Of-
fenheit ist eine der wichtigsten politischen Chancen 
des 21. Jahrhunderts. Es liegt darin die Chance, un-
sere Gesellschaften zu verändern, eine Zukunft jen-
seits der Politik des Kapitalismus und des Sozialismus 
zu schaffen, indem die Ideale von Fairness mit den 
Idealen eines unternehmerischen Denkens und Han-
delns kombiniert werden. Wir haben nun die einmalige 
Chance, eine bessere Welt für alle zu schaffen. Und 
diese einmalige Chance basiert auf einem einzigarti-
gen Merkmal unserer außergewöhnlichen neuen dig-
italen Technologie, es ist die Möglichkeit zur kosten-
losen Vervielfältigung.

Physische Dinge haben eine unglückliche Einschrän-
kung: Sie können nur für jeweils eine Sache zu einem 
Zeitpunkt verwendet werden. Ein Fahrrad ist ein Fahr-
rad, und wenn ich es zur Arbeit fahre, kann niemand 
anderer damit zum Einkaufen in die Stadt fahren. Phy-
sische Dinge, wie Ökonomen sagen, sind im Gebrauch 
»rival«. Diese Tatsache ist so offensichtlich, dass wir 
sie kaum bemerken, doch sie ist von großer Bedeu-
tung. Das bedeutet, dass die Welt der physischen Gü-
ter eine Welt der Knappheit ist. Allzu oft gibt es jedoch 
nicht genug für alle.

Die meisten Gesellschaften der Welt basieren heute 
auf Systemen des Privateigentums, die auf dieser 
physischen Tatsache der rivalen Einmalverwendung 
basieren. Wir machen die soziale Kontrolle über phy-
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sische Dinge exklusiv, weil das mit der erlebten Re-
alität der ausschließlichen Nutzung übereinstimmt. 
Wenn Sie ein Haus besitzen, entscheiden Sie, wer in 
ihm lebt, und das Gesetz baut auf den Realitäten der 
begrenzten und rivalen materiellen Ressourcen der 
Welt auf.

Insgesamt hat das bisher gut funktioniert – meist 
viel besser als andere Systeme. Da unsere Denkweise 
jedoch auf physische Güter ausgerichtet ist, haben wir 
versucht, Informationen in die gleiche Kategorie unter 
dem Titel »geistiges Eigentum« zu stecken. Doch sie 
gehören da nicht hinein. In Wahrheit hat Information 
grundlegend andere Eigenschaften. Ihre ungewöhn-
liche und wesentliche Eigenschaft ist ihre Grenzenlo-
sigkeit, die Nicht-Rivalität und die Möglichkeit, sie zu 
vervielfältigen. Wenn man an einem Esstisch einen 
Witz mit Freunden teilt, dann hat jeder seine eigene 
»Kopie« davon im Kopf. Daher sind Informationen nicht 
gleichzusetzen mit materiellem Eigentum und sollten 
nicht wie materielles Eigentum behandelt werden.

Die Digital-Technologien bringen diese Eigenschaft 
von Informationen auf eine neue Ebene. Einmal digi-
talisiert – sei es ein Foto, eine App oder eine Sympho-
nie –, können Informationen beliebig oft kopiert und 
praktisch kostenlos an jeden weitergegeben werden. 
Im Gegensatz zu physischen Dingen können Informati-
onen auf wundersame Weise reproduziert werden, um 
eine Nachfrage zu befriedigen. Und das unterscheidet 
Informationen von allen anderen »Dingen« unserer ge-
samten Ökonomie.

In dieser veränderten Welt braucht es angepasste 
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Regeln. Exklusive Eigentumsrechte waren für physi-
sches Eigentum wegen ihrer knappen und konkurrie-
renden Natur sinnvoll. Daher hatten sie einen Nutzer, 
einen Eigentümer. Aber digitale Informationen sind 
gänzlich anders und aufgrund ihrer Fülle und Nicht-Ri-
valität müssen sie nicht exklusiv sein, sie können offen, 
also open sein. 

Willkommen zur Open-Revolution.
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3	 Definitionen für Information und 
Openness (Offenheit)

Am Rande der Wüste Gobi im Nordwesten Chinas liegt 
die Stadt Dunhuang. Hunderte von Jahren lang war 
es ein wichtiger Anlaufpunkt für Reisende entlang der 
Seidenstraße von Europa nach China. In einer Klippe 
außerhalb der Stadt lag eine versteckte Höhle. Sie 
ist ein Teil einer alten heiligen Stätte, die als die Höh-
len der tausend Buddhas bezeichnet wird. Die Höhle 
wurde um 1000 n. Chr. versiegelt, als Dunhuang vom 
Königreich Hsi-Hsia im Norden bedroht wurde. Ver-
gessen, blieb sie so für den größten Teil eines Jahr-
tausends ungestört. Dann, eines Tages im Jahr 1900, 
entdeckte ein junger Mönch, der die Klippen erkun-
dete, zufällig den versiegelten Eingang. 

Im Inneren befand sich eine Schatzkammer mit mehr 
als vierzigtausend Seiden- und Papierrollen und Ma-
nuskripten, die alle im Laufe der Jahrhunderte durch 
die trockene Wüstenluft perfekt erhalten geblieben 
waren. Eines der wertvollsten davon ist eine fast fünf 
Meter lange Rolle, die aus sieben Streifen vergilbtem 
Papier besteht. Auf der Schriftrolle befindet sich eine 
Kopie des Diamant-Sutra, eines der wichtigsten Texte 
des buddhistischen Glaubens. Sie wurde 1907 vom 
Entdecker Sir Marc Aurel Stein auf seiner Expedition 
durch die Wüste Gobi erworben, sie wird heute in der 
British Library aufbewahrt und kann online eingese-
hen werden.

Die Schriftrolle ist nicht wegen ihres Inhalts, son-
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dern wegen ihrer Form so wertvoll. Statt von Hand 
geschrieben, wurde der Text mit einer Holzschnitt-
drucktechnik hergestellt, die die Chinesen tausend 
Jahre vor Gutenberg erfunden hatten. Bemerkenswert 
ist, dass die Schriftrolle sogar das Datum des Drucks 
aufführt: 10. Mai 868. Dies macht die Schriftrolle zum 
ältesten gedruckten Text und zu einem einzigartigen 
Beweis für den unverwechselbaren menschlichen 
Wunsch, Informationen aufzuzeichnen, zu bewahren 
und zu teilen.

Es gibt noch ein weiteres wichtiges Merkmal dieser 
Schriftrolle, das in der Widmung am Ende des Textes 
zu finden ist. Die Aussage dort lautet, dass der Text 
»für eine universelle freie Verteilung« gedacht ist. Das 
heißt, der Text der Schriftrolle kann und sollte frei ko-
piert und geteilt werden. Hier finden wir also vor mehr 
als tausend Jahren, auf dem frühesten den Menschen 
bekannten gedruckten Text die Grundidee des freien 
und offenen Informationsaustauschs. Die Idee der 
Offenheit von Informationen gab es also schon, wie 
solche gedruckten Aufzeichnungen zeigen, sehr weit 
in der Vergangenheit zurückliegend.

Doch es ist ebenso wahrscheinlich, dass der Drang, 
Informationen geschlossen zu halten – entweder ge-
heim oder anderweitig eingeschränkt –, ebenso alt 
ist, besonders wenn die Informationen einen kommer-
ziellen Wert haben. »Wissen ist Macht«, sagt das alte 
Sprichwort, und einige unserer ältesten Texte, von der 
»Odyssee« des Dichters Homer bis zum hebräischen 
Alten Testament, bezeugen die Macht, Informationen 
geschlossen zu halten. Schließlich wäre das trojani-



33

sche Pferd den Griechen wenig nützlich gewesen, 
wenn die Trojaner seinen Zweck gekannt hätten.

Aber wenn wir von »Information« sprechen, meinen 
wir dann jeden Gedanken in unserem Kopf und jedes 
Wort, das wir sagen? Oder meinen wir etwas Einge-
schränkteres, wie Worte und Gedanken und Ideen, die 
in permanenter Form festgehalten werden?

Und was bedeutet open, offen, Openness bzw. Of-
fenheit überhaupt? Ist es das genaue Gegenteil von 
geheim bzw. Geheimnis? Müssen offene Informatio-
nen für den Nutzer kostenlos sein? Was ist mit der 
Urheberschaft und deren Anerkennung? Kann es für 
Werke, die »open« sind, dennoch eine Anerkennung 
des jeweiligen Schöpfers bzw. Urhebers geben? Und 
was ist schließlich mit geistigem Eigentum, also Ur-
heberrechten und Patenten? In welchem Verhältnis 
stehen diese zu offenen und geschlossenen Informa-
tionen?

3.1	 Was ist Information?

Wenn wir allgemein von »Information« sprechen, mei-
nen wir Wissen, Nachrichten, Anweisungen, sachliche 
Details, Formeln und so weiter. Wir würden zum Bei-
spiel nicht Melodien oder Gedichte dazuzählen. Im 
Kontext dieses Buches hat »Information« jedoch eine 
erweiterte Bedeutung. Es wird alles dazugezählt, was 
in digitaler Form oder in einer dauerhaften Form er-
fasst und digitalisiert werden kann (z. B. auch Bücher 
in einer Bibliothek).
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Kurz gesagt, all das ist »Information«, was in jeder 
Sprache geschrieben ist oder geschrieben werden 
könnte, einschließlich Gleichungen, Noten, Morsezei-
chen oder Maschinencode. Neben dem Schaltplan ei-
nes Flugzeugs und Datenbanken zum menschlichen 
Genom bis zur Lage der Sterne am Himmel umfasst 
es alles, was urheberrechtlich geschützt werden kann, 
seien es fantasievolle Werke wie Musik, Bilder und Ge-
schichten oder jegliche patentierbaren Erfindungen.

In diesem Buch geht es darum, so viel wie möglich 
solcher Informationen so vielen Menschen wie mög-
lich zugänglich zu machen. Denn Reichtum, Informati-
onen und die Möglichkeit, sie zu schaffen, sind heute 
tief miteinander verwoben. Zunächst muss jedoch 
eine wichtige Unterscheidung getroffen werden zwi-
schen Informationen, die von Natur aus privat sind, 
und solchen, die nicht privat sind. »Revenge porn«, 
also Nacktfotos als Rache, um ein extremes Beispiel 
zu nennen, können online veröffentlicht werden, aber 
das Material bleibt an sich privat. Gleiches gilt bei-
spielsweise für persönliche E-Mails oder unsere Ur-
laubsfotos. Und der Datenschutz geht über Informati-
onen hinaus, die wir selbst erstellt haben: Er umfasst 
ebenfalls Dinge wie unsere Gesundheitsdaten, unsere 
Kontoauszüge und das, was wir im Supermarkt ge-
kauft haben.

Es sind auch nicht nur Einzelpersonen, die über In-
formationen verfügen, die legitimerweise privat sind: 
Regierungen und Unternehmen verfügen auch über 
solche Informationen. Die interne Planung und Verwal-
tung eines Unternehmens wäre für Außenstehende 
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in der Regel nicht rechtmäßig oder rechtlich zugäng-
lich, und dasselbe gilt, wenn auch vielleicht restrikti-
ver, für Regierungsdokumente. Manchmal stiehlt ein 
Spion diese zwar oder ein unzufriedener Mitarbeiter 
leakt private Informationen, um sie zu verkaufen oder 
zu veröffentlichen. Doch das bedeutet nicht, dass sie 
legal öffentlich sind.

Andererseits sind alle veröffentlichten Bücher, alle 
Hollywood-Filme, alle veröffentlichten Aufnahmen 
nicht privat, und sie sind für jeden zu einem entspre-
chenden Preis erhältlich. Alle Arzneimittelformeln, alle 
Forschungen und alle Erfindungen stehen jedem ge-
gen ein hinreichendes Entgelt zur Verfügung und sind 
daher keine privaten Informationen.

Wie wir mit unseren privaten Informationen umge-
hen, ist ein wichtiges philosophisch, technisch, poli-
tisch und rechtlich relevantes Thema, aber es ist nicht 
der Schwerpunkt dieses Buches. Dieses Buch befasst 
sich mit nicht-privaten Informationen, also Informatio-
nen, die legal oder legitim verkauft oder an Dritte wei-
tergegeben werden könnten. In diesem Buch bedeu-
tet »Information« also nicht-private Informationen, die 
fast alle unsere wirtschaftlich und kulturell wichtigen 
Informationen umfassen, von Filmen über Medikamen-
tenformeln und Software bis hin zu Statistiken.

Heute werden viele dieser Informationen in der Pra-
xis streng kontrolliert, auch wenn sie legal und legitim 
mit allen geteilt werden könnten. Sie sind durch Urhe-
ber- und Patentrechte geschützt, so dass ihre Nutzung 
eingeschränkt ist und Innovationen behindert werden, 
indem Preise dafür künstlich erhöht werden oder der 
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Zugang zu diesen Informationen gänzlich verwehrt 
wird. Es ist die Kernaussage dieses Buches, dass alle 
nicht-privaten Informationen offene Informationen sein 
können und sollten, wobei Innovatoren und Schöpfer 
über entsprechende Mechanismen dafür eine Vergü-
tung erhalten sollten, die mit der Offenheit vereinbar 
ist. Dies sollte über ein Vergütungsrecht erfolgen und 
nicht über ein System der Monopolrechte auf geisti-
ges Eigentum, das wir heute haben.

Betrachten wir dazu einen akademischen Verlag wie 
Elsevier, den Verwalter von Tausenden von Seiten mit 
vielfältigsten Informationen pro Jahr, von denen die 
meisten in öffentlich finanzierten Institutionen gene-
riert werden. Doch Elsevier hält diese Informationen 
streng verschlossen und verlangt hohe Gebühren, um 
Zugriff dazu zu erlangen.1 Schlauerweise hat sich El-
sevier als Vermittler, also als eine Plattform, zwischen 
akademischen Autoren und akademischen Lesern 
etabliert und kontrolliert damit viele Zeitschriften, die 
Mini-Monopolisten in ihrem Bereich sind. Verlage wie 
Elsevier nutzen zunehmend die sehr akademische 
Gemeinschaft, der sie dienen sollten, und nutzen ihre 
Monopolmacht dazu aus, um die Preise Jahr für Jahr 
zu erhöhen. In der Zwischenzeit sind sie für ihren Inhalt 

1	 Das jährliche Abonnement einer einzelnen Online-Zeitschrift 
(in der Regel vierteljährlich) kann bis zu zehntausend Pfund 
kosten. Als Stephen Buranyi im Guardian (27. Juni 2017) einen 
Artikel mit einer Umfrage zu diesem Thema schrieb, sagte 
Elsevier ihm, dass sie 420.000 Artikel pro Jahr veröffentlicht 
hätten und dass »14 Millionen Wissenschaftler Elsevier mit der 
Veröffentlichung ihrer Ergebnisse betrauen und 800.000 Wis-
senschaftler ihre Zeit spenden, um ihnen bei der Bearbeitung 
und Begutachtung zu helfen«.
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und einen Großteil der redaktionellen Arbeit von den-
selben Wissenschaftlern abhängig, die ihre öffentlich 
finanzierte Arbeitskraft (und ihre Urheberrechte) kos-
tenlos anbieten. Und da Wissenschaftler kaum eine 
Wahl haben, weil sie gezwungen sind, in »seriösen 
Zeitschriften« zu publizieren, werden sie ebenso si-
cher als Geisel genommen wie die Bibliotheken, die 
verpflichtet sind, die Zeitschriften zu abonnieren.

Diese Monopolpraktiken bringen das akademische 
Publizieren in Verruf, und der Damm scheint wahr-
scheinlich zu brechen, weil Open Publishing eine fle-
xible, moderne und monopolfreie Alternative bietet, 
mit dem Vorteil, dass Artikel leicht aktualisiert werden 
können. Man sollte jedoch das Augenmerk nicht nur 
auf die Gesamteinnahmen von 20 Milliarden Pfund 
richten, die durch die Veröffentlichung von wissen-
schaftlichen Publikationen erzielt werden, sondern 
auch die Opportunitätskosten betrachten, die da-
durch entstehen, dass diese Masse an Informationen 
nicht für alle offen zugänglich sind. Man denke an die 
nicht geschriebenen Arbeiten und die verpassten 
oder verzögerten Durchbrüche, weil Wissenschaft-
ler gezwungen sind, ihre Arbeiten in Zeitschriften zu 
veröffentlichen, die für Abschottung statt öffentliche 
Zur-Verfügung-Stellung sorgen.
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3.2	 Was bedeutet Open? Freiheit zur 
Nutzung, Weiterentwicklung und 
Teilen

Was bedeutet  open, offen, Openness bzw. Offenheit? 
Nun, Open Information muss mehr sein als nur ver-
fügbar. Es sind Informationen, die universell und frei 
verwendet werden können, auf die weiter aufgebaut 
werden kann und die weitergegeben, also frei geteilt, 
werden können.

Alle drei dieser Bestimmungen sind unerlässlich. 
Damit Informationen als offen bzw. open angesehen 
werden können, müssen sie zunächst für uns alle 
zugänglich sein und unentgeltlich genutzt werden 
können. Zweitens müssen wir technisch und rechtlich 
frei sein, darauf uneingeschränkt für unsere eigenen 
Zwecke aufzubauen. Und schließlich müssen wir in 
der Lage sein, die Informationen und alles, was wir 
darauf aufgebaut haben, mit allen anderen zu teilen.2

Auf vorhandenen Informationen aufzubauen, um et-
was Neues zu schaffen, ist für unsere gesamte Kultur 
von grundlegender Bedeutung. Denn fast niemand 
erfindet jemals etwas wirklich von Grund auf neu. 
Jeder Schriftsteller verwendet Techniken, die er von 
anderen Schriftstellern gelernt hat (ganz zu schwei-
gen von den Kompositionen und Worten, die uns von 
unzähligen Generationen hinterlassen wurden). Je-
der Maler lernt von anderen Malern – ob er imitiert 

2	 Nutzung (freier Zugriff), Weiterverwendung (auch Verändern) 
und Teilen sind die drei Kernmerkmale der Offenheit, wie sie 
in der Open Definition beschrieben sind: https://opendefini-
tion.org/
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oder gegen sie reagiert. Zu lernen, wie man etwas 
tut, bedeutet, zu lernen, bestehende Ideen auf neue 
Weise anzupassen. Praktisch alles, was wir im Alltag 
verwenden, wurde von jemand anderem entworfen 
und hergestellt, und auch dieser arbeitete dabei mit 
jemandem oder anderen zusammen. Völlig originelle 
und eigenständige Kreationen sind erstaunlich selten. 
Wie Isaac Newton sagte: »If I have seen further it is by 
standing on the shoulders of giants« (»Wenn ich weiter 
gesehen habe als andere, dann nur, indem ich auf den 
Schultern von Riesen stand«).

Bei Technologie ist es noch deutlicher als bei In-
formation, dass Kombinationen und Weiterentwick-
lung von Vorhandenem etwas Neues hervorbringen. 
Smartphones zum Beispiel kombinieren Tausende, ja 
Hunderttausende von großen, kleinen oder mikrosko-
pischen Ideen und Innovationen, die über Jahrzehnte 
und sogar Jahrhunderte entwickelt wurden. Mit zu-
nehmender Integration entwickelt sich die Techno-
logie weiter und ermöglicht es uns, uns mit einem 
Mobilfunknetz zu verbinden und Daten zu übertragen, 
dank der Mobilfunkmasten, die über die Landschaft 
verteilt und über Glasfaserkabel verbunden sind. Die 
Ideen, die in all dem vereint sind, wurden von Men-
schen mit den unterschiedlichsten Fähigkeiten und 
Kenntnissen geschaffen.

Wie viele Innovationen in Smartphone-Technologie 
stecken, lässt sich nicht genau sagen. Es hängt auch 
davon ab, wie weit man bei den Innovationen zeit-
lich in die Vergangenheit schaut. Jedoch lassen sich 
die Anzahl der beteiligten Patente aufsummieren. Um 
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die Umsetzung von Patenten praktisch zu gestalten, 
wenn so viele auf einmal genutzt werden, werden 
sie zu sogenannten Patentpools zusammengefasst, 
die es einem Hersteller ermöglichen, eine einzige Li-
zenzgebühr zu zahlen, die dann aufgeteilt wird. Na-
türlich sind die Patentinhaber daran interessiert, ihre 
Patente in solchen Pools zu haben, während dieje-
nigen, die bereits Patente haben, dazu neigen, sich 
gegen Neueinsteiger zu wehren. Denn mehr Patente 
können eine geringere Vergütung für jeden Einzelnen 
bedeuten oder ein Projekt zu teuer machen, um es 
fortzuführen. Wie viele Patente stecken also beispiels-
weise im Patentpool für 3G? Es sind mehr als 7.500. 
Das heißt, 3G vereint mehr als siebeneinhalbtausend 
technologische Innovationen, die auf noch aktiven 
Patenten basieren und daher weniger als 20 Jahre alt 
sind. Wenn man ältere Patente und Erfindungen, wie 
beispielsweise den Ziffernblock oder die Herstellung 
der vielen Kunststoffarten, einbeziehen würde, wäre 
die Anzahl der Innovationen, die die 3G-Technologie 
nutzt, unberechenbar.

Damit Informationen open sind, müssen Informatio-
nen wie die, die durch solche Patente abgedeckt sind, 
frei und universell verfügbar sein, um sie nutzen, wei-
terentwickeln und teilen zu können. Die beiden Qua-
litäten Freiheit und Universalität gehen dabei Hand in 
Hand, sie verstärken sich gegenseitig. Die Freiheiten 
zur Nutzung, zur Weiterentwicklung und zum weiter 
Teilen müssen für alle gelten und unabhängig von na-
tionalen Grenzen, Reichtum oder Zweck sein. Informa-
tionen sind beispielsweise nicht offen, wenn sie nur 
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für Menschen in den Vereinigten Staaten verfügbar 
bzw. zugänglich sind, wenn sie nicht zur Gewinner-
zielung oder nicht für militärische Zwecke verwendet 
werden dürfen. So unangenehm es manchmal auch 
sein mag, Universalität ist für die Idee der Offenheit 
besonders wichtig. Ein Erfinder möchte vielleicht 
nicht, dass seine Spracherkennungssoftware verwen-
det wird, um Drohnen zu steuern, die auf Menschen 
schießen. Doch selbst wenn Apple ein Dekret erlas-
sen hätte, dass seine Computer nicht zum Trollen im 
Internet oder zum Posten von terroristischen Videos 
verwendet werden dürfen, wäre eine Überwachung 
dessen quasi unpraktizierbar. Die Kraft der Offenheit, 
wie die der Meinungsfreiheit, liegt darin, dass sie ge-
währt wird, unabhängig davon, was die Menschen 
damit tun wollen. Eine Vielzahl von Einschränkungen 
zuzulassen, würde das System unhandlich machen, 
und die Anhäufung spezifischer Bedingungen wäre 
der Kreativität sehr abträglich.

3.3	 Attribution, Integrität und Share-Alike

Während offene Informationen für jeden zugänglich 
sein müssen, um sie nutzen, erweitern und teilen zu 
können, sollten drei wichtige Bedingungen erfüllt sein: 
Attribution des Schöpfers, Integrität der Information 
und die Forderung, dass das, was geteilt wird, unter 
gleichen Bedingungen weiter geteilt werden muss 
(Share-Alike). 

Ein Schöpfer bzw. Urheber kann auf einer Attribu-
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tion bzw. Zuschreibung bestehen. Das bedeutet ein-
fach, dass dem Autor oder den Autoren eines Werkes, 
sei es ein Lied oder eine Software, in angemessener 
Weise Anerkennung gewährt werden muss. Wir sind 
uns dessen bewusst: Romanautoren, Komponisten 
und Fotografen werden stets genannt, und bei Paten-
ten werden deren Erfinder aufgeführt. Auch die Auto-
renschaft ist nicht die einzige Art von Anerkennung. 
Ein Filmabspann verrät uns nicht nur den Autor des 
Originalbuchs, sondern auch die Namen des Regis-
seurs, der Schauspieler und der vielen anderen, die 
zum Werk beigetragen haben (manchmal bis hin zum 
Praktikanten, der den Tee gemacht hat). Zeitungen 
führen die Quellen der verwendeten Statistiken nicht 
nur aus rechtlichen Gründen auf, sondern auch, weil 
die Leser wissen wollen, welche Institutionen hinter 
den Daten stecken. Die Auflistung von Autoren und 
die Angabe von Quellen sind mit anderen Worten 
eine Möglichkeit, Material zu akkreditieren. Besonde-
rer Aufwand wird betrieben, wenn Wissenschaftler in 
veröffentlichten Publikationen große frühere Forscher 
und Quellen zitieren und deren Arbeit dadurch an-
erkennen. Dazu werden dann auch Literaturangaben 
aufgeführt, die anderen helfen, die Quellen zu finden 
und sie zu überprüfen.

Die Attribution dient mehreren Zwecken. Sie bietet 
die Möglichkeit zur Verifikation und Validierung, um 
nachzuvollziehen, woher die jeweiligen Informationen 
stammen. Wo kann man sie in ihrem ursprünglichen 
Kontext finden? Ebenso ist damit eine Art moralische 
Anerkennung verbunden: Dies wurde von X gemacht 



43

oder baut auf der Arbeit von Y auf. Solche Anerken-
nungen und der daraus resultierende Ruf sind psycho-
logisch wichtig und haben ebenfalls eine praktische 
Bedeutung, da Arbeitsplätze und Ressourcen häufig 
auf der Grundlage von Leistungen und Ruf vergeben 
werden. Dieser Faktor ist umso wichtiger, wenn der 
Schöpfer wenig oder gar nichts direkt durch sein Werk 
verdient, wie im Falle eines mathematischen Durch-
bruchs, einer wissenschaftlichen Abhandlung oder 
wenn dem Maler Constable erstmals eine Skizze zu-
geschrieben wird. Dies gilt insbesondere für offene, 
frei geteilte Materialien, wie sie zunehmend im Internet 
verfügbar sind. Die Anforderung der Zuordnung bzw. 
Attribuierung stellt in der Regel keine oder nur eine 
geringe Belastung für diejenigen dar, die die Informa-
tionen verwenden, wiederverwenden oder weiterge-
ben.

Die zweite Bedingung, die bei Offenheit gewährleis-
tet sein muss, ist die Erfüllung der Integrität. »Integri-
tät« ist ein aktueller Rechtsbegriff in der Regulierung 
von Informationen und bezieht sich auf die Kontrolle, 
die Schöpfer über die Art und Weise ausüben kön-
nen, wie ihre Arbeit verwendet oder verändert wird 
(unabhängig davon, ob sie frei erworben oder be-
zahlt wurde). Integritätsargumente wurden 2006 ein-
gesetzt, um zu verhindern, dass weibliche Akteure 
die Hauptrolle in einer italienischen Produktion von 
Samuel Becketts »Waiting for Godot« übernehmen. 
Aber da dieses Recht genutzt werden kann, um eine 
neue Verwendung eines Werkes zu blockieren, steht 
es im Widerspruch zu der Freiheit und Universali-
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tät, die im Mittelpunkt der Philosophie der Offenheit 
steht. Daher wird Integrität in der Open-Welt enger 
ausgelegt. Wenn Informationen als offen gelten sol-
len, darf die Integritätsanforderung dem ursprüngli-
chen Ersteller kein Vetorecht gegenüber Änderungen 
durch Wiederverkäufer einräumen. Anderen muss 
es freistehen, das Werk für ihre eigenen Zwecke zu 
nutzen. Es kann jedoch legitimer Weise eine Anforde-
rung geben, sowohl die Beziehung zu und die Unter-
schiede zum Ursprungsmaterial zu erklären.

Die dritte Bestimmung, die bei Offenheit gewährleis-
tet sein muss, ist share-alike, d. h. diejenigen, die frei 
geteilte Arbeiten wiederverwenden, müssen ihrerseits 
ihre eigene Arbeit offen auf die gleiche Weise teilen 
und zwar wiederum als share-alike. Auf diese Weise 
kaskadiert Offenheit über die Generationen der Kre-
ativität hinweg.

Share-alike ist am wichtigsten in Bereichen, in de-
nen eine Wiederverwendung üblich ist. Das Konzept 
des »share-alike« entstand in den 1980er Jahren mit 
der Arbeit von Richard Stallman zur Entwicklung von 
Software, wo die Wiederverwendung bereits lange 
allgegenwärtig ist (Open Source). Seine Sorge war, 
dass, wenn er sein Werk frei und offen weitergibt, an-
dere es nehmen und urheberrechtlich schützen könn-
ten, anstatt es ihrerseits zu teilen. Share-alike-Bedin-
gungen lösen dieses Problem. Und das Schöne an 
diesem System ist, dass es keine Belastung für die-
jenigen darstellt, die etwas teilen. Aber es hat einen 
Kaskadeneffekt, durch den immer mehr Material offen 
verfügbar werden kann. Jeder, der solches Material 



45

verwendet, muss das Share-alike-Prinzip anwenden 
und so weiter bis zur dritten und vierten Generation. 
Und das Share-alike-Prinzip wird bereits von vielen 
großen Open-Informationsprojekten wie beispiels-
weise Wikipedia, OpenStreetMap, GNU/Linux und 
Android angewendet.

Nichts davon bedeutet jedoch, dass open bzw. of-
fene Publikationen mit reinem Altruismus geschehen, 
bei dem jemand sein Werk umsonst verschenken 
möchte. Es gibt Mechanismen, mit denen Open-Pu-
blikationen belohnt werden können – und zwar auf 
gerechtere und sozialere Weise als bisher. Auch das 
ist Teil der Vision von Offenheit bzw. Openness. Aber 
zunächst gehen wir im Folgenden darauf ein, wo wir 
in Bezug auf Offenheit aktuell stehen.
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4	 Patente und Copyright als »geistiges 
Eigentum«

Von den beiden Hauptarten an Monopolrechten auf 
Informationen werden Patente als die umfassende-
ren angesehen, da sie von der Idee oder dem An-
satz her eher Erfindungen gleichen, während sich das 
Urheberrecht lediglich auf die genaue oder ähnliche 
Vervielfältigung einer Sache bezieht. Ursprünglich 
ging es um das Kopieren von gedruckten Büchern, 
doch mittlerweile hat sich der Umfang des Urheber-
rechts auf fast alle Güter ausgedehnt, die eine präzise 
sprachliche oder symbolische Form haben und daher 
kopiert werden können. Dazu gehören nun nicht nur 
kulturelle Werke wie Musik und Filme, sondern auch 
kommerzielle Informationen wie beispielsweise Soft-
ware. Die Unterscheidung von Patenten ist dagegen 
verschwommener, da das Urheberrecht dabei sogar 
auf fiktive Charaktere oder die Gestaltung von Soft-
wareschnittstellen ausgedehnt wurde. Während Pa-
tente und Urheberrechte ursprünglich unterschiedlich 
waren, werden sie heute als Zweige desselben Baums 
von informationsbezogenen Monopolrechten, dem so-
genannten »geistigen Eigentum«, klassifiziert.

Dennoch gibt es nach wie vor Unterschiede. So sind 
beispielsweise Patente relativ kurzlebig. Selbst wenn 
sie verlängert werden, laufen sie selten länger als 
20 Jahre. Das Urheberrecht hingegen ist heute sehr 
langlebig. Oft handelt es sich dabei um ein Monopol 
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für siebzig oder mehr Jahre bis nach dem Tod des Au-
tors, so dass es üblich ist, dass die Werke von längst 
verstorbenen Autoren unter der Kontrolle von Nach-
kommen, Treuhändern oder von Unternehmen blei-
ben, die die Rechte erworben haben.

Neben Urheberrechten und Patenten gibt es unter 
dem Begriff »geistiges Eigentum« weitere Rechte in 
Bezug auf Informationseigentum. Die wichtigsten sind 
Markenrechte, bei denen es sich im Wesentlichen um 
Rechte zur Kontrolle eines Markenauftritts handelt, 
oder es gibt auch Gesetze zur Wahrung von Ge-
schäftsgeheimnissen und einige recht neue Rechte, 
die beispielsweise im Zusammenhang mit den Daten 
in Datenbanken stehen.

Doch selbst bei all diesen Formen des »geistigen Ei-
gentums« ist die Entlohnung für den Erfindungsreich-
tum nicht umfassend, fair oder verhältnismäßig. Am of-
fensichtlichsten ist, dass die Erfinder vieler alltäglicher 
Dinge überhaupt keine Vergütung bzw. Entlohnung 
erhalten, da ihre Erfindungen eher Konzepten denn 
Produkten gleichen, sie sind Mittel zur Problemlösung 
oder für neue Verhaltensweisen, die Milliarden von 
Menschen zugute kommen können und dennoch zu-
nächst keinen finanziellen Wert haben. Wenn Sie zum 
Beispiel als Erster den Kreisverkehr erfunden hätten, 
der die Verkehrsüberlastung auf der ganzen Welt ver-
ringert, hätten Sie nichts patentieren können. Wenn 
Sie ein Rätsel in Mathematik oder Physik gelöst hätten, 
hätten Sie weder eine Monopolkontrolle über die Lö-
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sung noch sofortige finanzielle Vorteile daraus ziehen 
können. Wenn man die Texte zu einem Song schreibt, 
hat man jedoch ein Copyright, also einen Urheber-
rechtsanspruch, darauf. Wenn man Musik schafft, hat 
man ebenfalls ein Copyright darauf. Aber wenn man 
den Stroboskop-Effekt entdeckt, der häufig bei Musik 
oder in Musikvideos eingesetzt wird, hat man nichts 
dergleichen.

*

Obwohl die Geschichte der Patente und Urheber-
rechte lang und verwickelt ist und dabei eine Erwei-
terung ihres Umfangs und ihrer Dauer mit sich brachte, 
wurden sie von Anfang an konzipiert, um Monopole zu 
fördern. Keines der beiden wurde ursprünglich so kon-
zipiert, dass es zum modernen Begriff des »geistigen 
Eigentums« wirklich passt. Doch in den letzten Jahr-
zehnten haben die Befürworter von Patenten und Ur-
heberrechten zunehmend versucht, dass diese nicht 
in negative Verbindung zu Monopolen gebracht wer-
den. Stattdessen wurde versucht, eine negative durch 
eine positive Assoziation zu der viel schmackhafteren 
Idee des Privateigentums zu ersetzen.

Die Verwendung des Begriffes »geistiges Eigen-
tum« zur Benennung von rechtlicher Exklusivität zur 
Regelung der Verwendung von Informationen ist nicht 
gänzlich unbedenklich. Mit Verwendung dieses Bildes 
sind die Einschränkungen auf Basis des traditionellen 
Rechts verbunden, wie es beim materiellen Eigentum 
der Fall ist und wie es aufgrund von Gewohnheiten 
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und Erfahrungen allgemein akzeptiert wird (und das 
vielleicht insbesondere mit der Erfahrung der letzten 
hundert Jahre, in denen Privateigentum so oft katast-
rophal verletzt wurde). Diese absichtliche Verwirrung 
durch den Sprachgebrauch führt zu einer rhetorischen 
Verzerrung und Irreführung.

Informationen sind nicht gleichzusetzen mit materi-
ellem Eigentum, da sie nicht rival, konkurrierend oder 
ausschließlich verwendet werden. Informationen sind 
natürlich überhaupt kein Eigentum. Man kann nicht 
Mozarts letzte Symphonie oder Fermats letztes The-
orem oder Schachregeln besitzen: Einmal geschaffen, 
schweben sie frei. Sie gehören uns allen.

Dasselbe gilt an sich für eine neue Melodie, das De-
sign eines Möbelstücks oder einen Roman. Doch es 
gilt nicht rechtlich, da diese zunächst den Monopolen 
des Urheberrechts und denen von Patenten unterlie-
gen, die den Schöpfern und Investoren die Möglich-
keit bieten, von ihrem ursprünglichen Aufwand und 
den eingegangenen Risiken zu profitieren. Und dar-
aus ergibt sich heute ein Anreiz für weiteres Schaffen. 
Diese Restriktionen funktionieren jedoch, indem sie 
den Zugang der Menschen künstlich einschränken, 
die Preise in die Höhe treiben und die Möglichkeiten 
für Dritte einschränken, die Informationen für ihre ei-
gene Arbeit weiterzuverwenden. Wir sollten uns nicht 
täuschen, indem wir den rivalen Charakter materiellen 
Eigentums mit den absichtlich verhängten Monopolen 
verwechseln, die unseren Zugang zu und unsere Nut-
zung von Informationen einschränken.

In seinem Roman »Der Mann ohne Eigenschaften« 
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schreibt Robert Musil, dass das »Feuer nicht weniger 
wird, wenn sich anderes Feuer daran entzündet«. Das 
Gleiche gilt für Informationen. Sie werden nicht weni-
ger, wenn andere aus ihnen neue Ideen entzünden. 
Die Formel für Ibuprofen und der Quellcode für Linux 
sind nicht durch Übernutzung gefährdet. Und ange-
sichts des nicht exklusiven, nichtrivalen Charakters 
von Informationen ist die natürliche Art, sie zu behan-
deln, das Open-Modell, bei dem Informationen ein 
kollektives Commons (Gemeingut) sind, zu dem alle 
Zugang haben. In der Tat gibt es Zeiten, in denen ein 
großer Teil der Menschheit die gleichen Informationen 
auf einmal genießt, wie beispielsweise das Finale der 
Fußball-Weltmeisterschaft oder das 100-Meter-Finale 
der Olympischen Spiele. Und das gemeinsame Teilen 
ist dabei selbst ein vitaler und bereichernder Teil ge-
nau dieser Erfahrung.

Der freie Austausch von Informationen steht nicht 
nur im Einklang mit der Natur, sondern es ist auch 
der einzige Weg für die Gesellschaft als Ganzes, um 
den vollen Nutzen daraus zu entfalten. Doch wenn 
es keinen kommerziellen Anreiz gäbe, solche Infor-
mationsgüter zu schaffen, könnten sie gar nicht erst 
entstehen. Einmal erstellt, kann ein Hollywood-Block-
buster in Sekundenschnelle für fast umsonst über das 
Internet verbreitet werden, wo hingegen die Erstel-
lung der Master-Videodatei Jahre dauern und meh-
rere zehn bis hundert Millionen Dollar kosten kann. Es 
besteht also ein Spannungsverhältnis zwischen der 
Zulassung des offenen Informationsaustauschs und 
der Notwendigkeit, ein teures Original zu finanzieren. 
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Wenn ein Film keinen Urheberrechtsschutz hätte und 
frei kopiert werden könnte, wo würde man dann die 
Mittel herbekommen, um ihn überhaupt zu produzie-
ren? Und wer würde Milliarden von Dollar für medi-
zinische Forschung investieren, wenn die schließlich 
entstehenden Heilmittel nicht durch Monopolrechte 
als »geistiges Eigentum« geschützt wären? Viele un-
terschiedliche Interessen sind dabei im Spiel und es 
geht auch um Reputation und Schaffung einer Lebens-
grundlage.

Natürlich sollten Kreativität und Innovation aner-
kannt und belohnt werden, aber exklusive Rechte 
sind nicht der einzige Weg, wie dies erreicht werden 
kann. So wurden bis zur Mitte des 18. Jahrhunderts 
viele Schriftsteller und Komponisten durch das Mä-
zenatentum des Adels und der Aristokratie entlohnt. 
Heutzutage werden viele Bereiche der Künste und 
Wissenschaften durch Mäzenatentum anderer Art 
gefördert, sei es durch kommerzielles Sponsoring, 
Universitätsfinanzierung, den »Arts Council« oder, ins-
besondere in Amerika, durch große Treuhandgesell-
schaften und Stiftungen. Schöpfer werden oft indirekt 
entlohnt, über die Anerkennung oder Auszeichnung 
ihrer Leistungen und indem sie Berühmtheit erlangen. 
Einstein hatte keine Exklusivrechte an seinen Ideen. 
Die Menschen zahlen nicht für die Anwendung der 
Relativitätstheorie oder der Formel E = m*c2. Er ver-
öffentlichte sie offen, damit jeder sie lesen, analysie-
ren und weiterentwickeln kann. Der größte Teil seiner 
Karriere wurde von Universitäten in öffentlicher oder 
privater Hand finanziert.
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Das Mäzenatentum durch einen Gönner hat jedoch 
den Nachteil, dass man auf das falsche Pferd setzen 
kann und es eine Abhängigkeit von den Reichen 
schafft. Marktmechanismen hingegen bieten Chan-
cen für alle und belohnen Innovationen gezielt nach 
Inanspruchnahme. Das hat vor allem dann Nachteile, 
wenn der Schöpfer über ein Monopol verfügt. Aber 
es gibt bessere Möglichkeiten, die Schaffung von In-
formationen oder immaterieller Güter zu finanzieren, 
als es durch die Verhängung von ausschließenden 
Monopolen möglich ist. Denn indem wir uns zusam-
menschließen – in der Regel über die Zahlung von 
Steuern –, können Gelder aufgebracht werden, um 
für Informationsgüter zu bezahlen, während sie ge-
schaffen werden, ebenso wie Geld gesammelt wird, 
um die Landesverteidigung oder den Bau von Straßen 
zu finanzieren. Außerdem können wir dies tun, wenn 
wir es wollen, ohne den Verbrauchern die Wahl zu 
nehmen oder die Unabhängigkeit vom Markt zu verlie-
ren. Der Staat kann die Geldbeschaffung koordinieren 
und dennoch Markt und Unternehmer entscheiden 
lassen, welche Informationen geschaffen und konsu-
miert werden sollen: Welche Filme sollen produziert 
werden, welche Richtungen der medizinischen For-
schung sollen verfolgt werden, welche Software soll 
geschrieben werden?

Niemand will, dass ein Regierungskomitee entschei-
det, welche Autoren zu unterstützen sind oder welche 
Software geschrieben werden soll. Doch traditionelle, 
nachfrageorientierte Marktmechanismen können ge-
nutzt werden, um das gesammelte Geld ganz oder 
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teilweise zu verteilen. Statt der Patent- und Urheber-
monopole, die sie heute haben, können Innovatoren 
und Schöpfer »Vergütungsrechte« erhalten. Diese 
würden die Eigentümer zu einer Bezahlung aus einer 
Vergütungsrechtskasse berechtigen. (Ähnlich wie es 
heute für Musik oder Bücher durch die GEMA oder die 
VG WORT erfolgt). Die Verteilung sollte dabei erfol-
gen, je nach dem Wert, den die Informationen gene-
rieren – zum Beispiel, wie viel Einfluss ein bestimmtes 
Medikament auf die Gesundheit hat oder wie oft ein 
Song gespielt wird.

*

Ist also eine Open-Revolution möglich? Ja, und sie ba-
siert auf soliden Erfahrungen und Statistiken. Immer 
mehr der weltweit eingesetzten Software ist open. 
Vier von fünf Smartphones laufen auf einem offenen 
und kostenlosen Betriebssystem (z. B. Android). Offene 
Software-Lösungen wurden von Tausenden von Unter-
nehmen und Einzelpersonen in mehr als vierzig Jahren 
entwickelt und können frei genutzt werden. Und dass 
ohne die Art von systematischer öffentlicher Finanzie-
rung, wie sie beispielsweise in der Wissenschaft exis-
tiert. Es ist auch ohne die vermeintlichen finanziellen 
Vorteile proprietärer Software geschehen. Fast jeder 
Aspekt des Open-Ansatzes wurde in dem einen oder 
anderen Bereich bereits erfolgreich erprobt:

1.	 Das Internet selbst ist ein erstaunliches Beispiel 
für eine offene Plattform, die von jedem genutzt 
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werden kann. Im Internet finden sich auch riesige 
Mengen an Open-Source-Material, das nicht nur 
genutzt, sondern auch ausgebaut werden kann. 

2.	 Unsere gezahlten Steuern werden bereits einge-
setzt, um für den Zugang zu einigen Informationen 
zu bezahlen. Die BBC beispielsweise wird von al-
len, die fernsehen, über Beiträge finanziert. Doch 
sie ist kein Monopolist und gesetzlich verpflichtet, 
einen Teil ihrer Produktionen anderswo in Auftrag 
zu geben. Fast die Hälfte aller medizinischen For-
schung und Entwicklung in den Vereinigten Staaten 
wird direkt von den Steuerzahlern finanziert. 

3.	 Mechanismen wie Verwertungsgesellschaften (z. 
B. GEMA) verteilen bereits Einnahmen aus Tonträ-
gern nach Sende- und Download-Angeboten. Der 
Spotify- und Netflix-Ansatz mit einer festen Gebühr 
für einen unbegrenzten Zugang hat viel mit einem 
offenen Ansatz gemeinsam. 

4.	 In verschiedenen Ländern zu unterschiedlichen 
Zeiten existieren Beispiele dafür, was beispiels-
weise mit dem Medizinmarkt passiert, wenn es 
keine Regelung für Arzneimittelpatente gibt.
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5	 Auge in Auge mit der Macht

Obwohl die Plattformmonopolisten Google, Facebook 
oder Microsoft jeweils eine einzige Firma sind, müs-
sen sie nicht zwingend zu Monopolisten werden. Es 
ist möglich, dass eine Plattform neutral ist, indem sie 
niemandem gehört oder sich im Besitz aller befindet, 
die sie nutzen. Für die modernen Computer- und Kom-
munikationsanforderungen hat sich die Welt in einem 
einzigen Netzwerk, dem sog. Internet, und einem de-
finierten Satz von Protokollen zusammengeschlossen. 
Dennoch ist das Internet nicht im Besitz oder unter 
der Kontrolle eines einzelnen Unternehmens. So-
lange man sich an die technischen Gegebenheiten 
der Internetprotokolle und an bestimmte gesetzliche 
Bestimmungen hält, mit Ausnahme einiger antisozia-
ler Inhalte, kann sich jeder mit dem Internet und mit 
anderen Nutzern darin verbinden. Das Internet ist eine 
Plattform, die zwischen all ihren Nutzern unparteiisch 
vermittelt.

Am Beispiel von Facebook ist zu erkennen, wie ge-
gensätzlich die Dinge sein können. Facebook bietet 
Dienste für Medienfreigabe, Kommunikation, Identifi-
kation- und Spam-Management, doch seine Protokolle 
und seine Plattform sind weitestgehend proprietär und 
werden alleine vom Unternehmen selbst kontrolliert, 
das auch letztendlich bestimmt, wer sie nutzt und wo-
für. Der Unterschied zwischen diesen beiden Arten 
offener oder geschlossener Plattformen wurde im 
Frühjahr 2018 durch den Cambridge-Analytica-Skan-
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dal mehr als deutlich. Denn Facebook selbst trägt 
einen großen Teil der Schuld dafür, dass es zu dem 
Missbrauch personenbezogener Daten gekommen ist; 
niemand hat das Internet selbst dafür verantwortlich 
gemacht.

Es gibt jedoch keinen Grund dafür, warum Facebook 
nicht wie das Internet gestaltet sein könnte, dessen 
Protokolle offen und allgemein zugänglich sind. An-
stelle eines proprietären sozialen Netzwerks, das von 
einem Unternehmen kontrolliert wird, könnte es ein 
offenes soziales Netzwerk geben, das von seinen Nut-
zern betrieben und kontrolliert wird – genau wie das 
Internet selbst.

In einem offenen sozialen Netzwerk könnte sich jeder – 
entsprechende Identifikation vorausgesetzt – auf der 
Plattform mit anderen verbinden und Innovationen 
einführen. Im derzeitigen Zustand (obwohl wir es viel-
leicht nicht erkennen) ist Facebook jedoch in der Lage, 
alles auszuschließen, was es stören oder bedrohen 
könnte. Es könnte zum Beispiel nicht verwendet wer-
den, um ein eigenes soziales Netzwerk aufzubauen 
oder ein Plugin einzuführen, das Facebook-Werbung 
blockiert.

Die Macht von Facebook reicht auch weit über die ei-
genen Webseiten hinaus. Am 2. November 2010, dem 
Tag der US-Kongresswahlen, platzierte Facebook im 
Newsfeed seiner 61 Millionen amerikanischen Nutzer 
eine Info-Meldung über die Wahlen zusammen mit ei-
nem »I Voted«-Button, der es Freunden untereinander 
ermöglichte, sich gegenseitig darüber zu informieren, 
dass man gewählt hat. Facebook hatte dabei keine 



57

böse und keine parteipolitische Absicht. Dennoch 
waren die Ergebnisse beeindruckend. Die im Jahr 
2012 veröffentlichte Analyse ergab, dass diese Face-
book-Aktion vermutlich mindestens 340.000 zusätz-
liche Stimmabgaben zur Folge hatte. Dies entsprach 
25 % der gesamten Steigerung der Wahlbeteiligung, 
was Facebook zum größten Einzelfaktor für die Erhö-
hung der Wahlbeteiligung machte. Auch wenn diese 
Veränderung nicht sehr signifikant klingt, kann eine 
zusätzliche Beteiligung entscheidend sein. So wurde 
beispielsweise die Wahl im Jahr 2000 zwischen Al 
Gore und George W. Bush letztendlich in Florida mit 
einem Vorsprung von 537 Stimmen entschieden – we-
niger als 0,001 % aller Wähler. Im Jahr 2016 hätte eine 
Verschiebung von insgesamt nur 100.000 Stimmen 
von Donald Trump zu Hillary Clinton in Pennsylvania, 
Michigan und Wisconsin sie zur Präsidentin gemacht. 
Die Interventionen von Facebook im Jahr 2010 waren 
sehr klein, nur eine einzige Nachricht und eine kleine 
Schaltfläche. Stärkere konzertierte oder gezielte Maß-
nahmen wie die von Cambridge Analytica können po-
tenziell eine wesentlich größere Wirkung erzielen.

Facebook wiederholte sein Experiment im Jahr 
2012, allerdings ohne die Ergebnisse zu veröffent-
lichen. Facebook ist vermutlich vorsichtig, wenn es 
darum geht, seine Arbeit nach der Reaktion auf die 
Veröffentlichung der Ergebnisse seines Experiments 
mit dem Namen »emotional States« (emotionale Zu-
stände) im Jahr 2014 öffentlich zu teilen. Bei diesen 
Experimenten stellte Facebook fest, dass das Hinzu-
fügen von mehr negativen oder positiven Elementen 
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zu den Newsfeeds einiger Benutzer ihre Emotionen zu 
beeinflussen schien. Facebook hat auch untersucht, 
wie die prominente Einbeziehung von »harten« Nach-
richten die Wahlbeteiligung beeinflussen könnte, doch 
auch die Ergebnisse dazu wurden nicht veröffentlicht. 
Man muss nicht nur die derzeitigen Absichten von Fa-
cebook in Frage stellen, um darin einen Grund zur 
Sorge zu sehen. Die enorme potenzielle Macht solcher 
Plattformen ist heute unbestreitbar, und ihre Macht 
und ihr Einfluss könnten bewusst für politische Zwecke 
ausgenutzt werden.

Und es geht dabei nicht nur um Facebook. Eine Stu-
die, die 2015 in den Proceedings of the National Aca-
demy of Sciences veröffentlicht wurde, zeigte, dass 
auch Google die Macht hat, Wahlen zu beeinflussen, 
da es in der Lage ist, die Suchergebnisse, die es für 
einen Politiker oder eine politische Partei liefert, zu 
beeinflussen. In einem einfachen Experiment mit rea-
len Wählern zeigten die Forscher, dass die Manipula-
tion von Suchanfragen, um positivere oder negativere 
Ergebnisse zu erzielen, einen signifikanten Einfluss 
hatte, insbesondere bei den Unentschlossenen. Dar-
über hinaus zeigten sie, dass dieser Effekt ausreichen 
würde, um die Ergebnisse vieler Wahlen auf der gan-
zen Welt zu verändern, einschließlich der jüngsten 
knappen Wahlen wie des US-Präsidentschaftswett-
bewerbs zwischen Trump und Clinton.

Während fortgeschrittene Demokratien in der Re-
gel Maßnahmen ergreifen, um sicherzustellen, dass 
es bei den Besitzstrukturen in der Medienlandschaft 
nicht zu Konzentrationen kommt – Deutschland zum 
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Beispiel hat explizite Grenzen für den Anteil der Leser 
oder Zuschauer, den ein Unternehmen haben kann –, 
haben Plattformen wie Facebook oder Google eine 
Dominanz der Aufmerksamkeit bei den Nutzern er-
reicht, die weitaus größer ist als fast jede Zeitung oder 
Rundfunkanstalt jemals zuvor. Diese monopolähnliche 
Macht in den sozialen Medien ist größer, weil sie we-
niger explizit und offensichtlich ist. Es existiert für sie 
lediglich eine geringe Transparenz oder Kontrolle, und 
sie hat das Potenzial, unsere Meinungs-, Recherche- 
und sogar Gedankenfreiheit einzuschränken.

Es besteht daher ein klarer Handlungsbedarf. Aber 
was genau können und sollen wir tun? Eine einfache 
Regulierung scheint unzureichend und unhaltbar. 
Denn was passiert, wenn das nächste Facebook auf 
den Plan tritt? Darüber hinaus besteht die Gefahr, 
dass die Regulierung diese Monopole weiter ver-
schärft: Eine gut gemeinte Aufsicht kann sich schnell 
in starre Regeln verwandeln, die ein unüberwindbares 
Hindernis für neue Wettbewerber darstellen könnten 
und gleichzeitig die vorhandenen Monopolisten we-
nig behindern (siehe weiter unten das Beispiel der 
FCC und AT&T). Darüber hinaus beinhaltet die tradi-
tionelle Regulierung eine bürokratische Aufsicht, die 
es schwierig machen kann, bei Innovationen Schritt 
zu halten. Glücklicherweise bietet das Open-Modell 
einen alternativen Weg in die Zukunft. Es bietet eine 
Lösung für das Problem der Monopolbildung und ver-
meidet zugleich eine schwerfällige Regulierung und 
fördert nachhaltige Innovationen und freien Wettbe-
werb. Indem Vergütungsrechte zur Bezahlung von In-
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novatoren genutzt würden, könnten die Stärke und 
Disziplin des Marktes mit der Offenheit des Internets 
verbunden werden.
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6	 Triumph über die Engstirnigkeit: Das 
Internet

Das Internet ist die wesentliche Infrastruktur des Infor-
mationszeitalters. Es ist Straße und Schiene der Neu-
zeit, gleichsam eine Informationsautobahn. Es ist auch 
das beste Beispiel für ein Open-System, es ist nach 
Open-Prinzipien entwickelt worden, um allen Freiheit 
und vielfältige Möglichkeiten zu bieten. Die Freiheit, 
die das Internet der globalen Gemeinschaft gibt, hat 
es ermöglicht, neue Nutzungsmöglichkeiten zu schaf-
fen, die von den ursprünglichen Architekten des In-
ternets gar nicht vorgesehen waren oder erwartet 
wurden. Durch das Internet sind Google und Amazon 
entstanden; es war auch im Internet, wo sich Milliarden 
Websites entwickelt haben; durch das Internet hat die 
digitale Wirtschaft an Fahrt aufgenommen.

Die Offenheit des Internets war dabei besonders 
fruchtbar und von zentraler Bedeutung, doch sie war 
keineswegs zwangsläufig, sondern eher eine Anoma-
lie. Andere Telekommunikationsnetze wurden fast alle 
abgeschaltet, weil sie sowohl eine begrenzte Anzahl 
von Vernetzungen ermöglichten als auch lediglich 
spezifische sowie begrenzte Datenformate vorsahen. 
Die Genehmigung zur Vernetzung wurde von den 
jeweiligen Netzbesitzern – man denke an nationale 
Telefonmonopole – genauestens überwacht, und der 
erlaubte Nutzungszweck war stets genau festgelegt.

1992 kostete das »Blue Book«, das Handbuch der 
Normen für die weltweiten Telefonsysteme (veröffent-
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licht von der ITU in Genf), 5.000 Dollar. Wenn man 
ein eigenes GSM-System aufbauen wollte – zum Bei-
spiel eine Basisstation zum Empfangen von Signalen 
eigener Mobiltelefone –, musste man verstehen, wie 
GSM funktioniert, und man musste die Erlaubnis ha-
ben, diese Informationen zu verwenden. Beides war 
jedoch nicht möglich. Informationen über die Funkti-
onsweise einer Basisstation wurden streng kontrol-
liert. Erst 2010 gelang es einem White-Hat-Hacker, 
eine GSM-Basisstation bei eBay zu erstehen und das 
darin verwendete Protokoll zu rekonstruieren. In je-
dem Fall war die Erlaubnis zur Nutzung dieser Infor-
mationen, auch wenn sie verfügbar waren, durch eine 
große Anzahl von Patenten eingeschränkt.

Was die Konnektivität betrifft, so wurde die Telefonie 
für den größten Teil des 20. Jahrhunderts von Regie-
rungen durch effektive Monopole reguliert, die alles 
in ihrer Macht Stehende taten, um einem Eingriff zu 
widerstehen. Dies zeigt die David-gegen-Goliath-Ge-
schichte von Henry Tuttle und Amerikas gigantischem 
AT&T-Konzern.

Henry Tuttle war der stolze Erfinder eines Telefon-
schalldämpfers, der vielversprechend das Husha-
Phone genannt wurde. Es war eine große Kunststoff-
schale, die man an der Sprechseite eines Telefon-
hörers befestigte, so dass niemand um einen herum 
mithören konnte, was gesprochen wurde. Herr Tuttle 
war bereits seit Jahren im Geschäft, als er in den 
späten 1940er Jahren die alarmierende Nachricht er-
hielt, dass Geräte wie das seine von AT&T verboten 
werden sollten. Die Grundlage für das Verbot waren 
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obskure Bestimmungen einer Vereinbarung mit der 
Regierung:

Keine Geräte, Apparate, Schaltungen oder Vor-
richtungen, die nicht von der Telefongesellschaft 
bereitgestellt werden, dürfen an die von der Te-
lefongesellschaft bereitgestellten Einrichtungen 
bzw. Geräte angeschlossen oder mit diesen ver-
bunden werden, sei es physisch, durch Induk-
tion oder auf andere Weise.

Einfach ausgedrückt: Sie könnten ohne die Erlaubnis 
von AT&T nichts an Ihr eigenes Mobilteil anschließen, 
vermutlich einschließlich eines Plastikbechers aus Ih-
rem Picknickkorb. Das Netzwerk von AT&T war zu dieser 
Zeit und lange danach das einzige große Kommunika-
tionsnetzwerk, das existierte. Also zog es den Stecker 
für das völlig harmlose Geschäft von Herrn Tuttle. 1950 
verklagte AT&T Herrn Tuttle vor Gericht oder besser 
gesagt sein Pendant auf diesem Fachgebiet. Es kam zu 
einer Sonderanhörung der Regulierungsbehörde, der 
Federal Communications Commission (FCC) in Was-
hington DC. Man hätte denken können, dass dies eine 
kleine Angelegenheit war, die sich um ein obskures 
Produkt drehte, das nicht im Wettbewerb mit der Tele-
fongesellschaft stand und von einer kleinen Minderheit 
ihrer Kunden gekauft wurde. Aber AT&T zeigte sich mit 
voller Kraft. Dutzende von Anwälten sowie eine Schar 
von Expertenzeugen und Top-Level-Führungskräfte 
waren geladen. Tuttle kam lediglich mit seinem Anwalt 
und zwei Akustikprofessoren aus Harvard.
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Für AT&T ging es in diesem Fall nicht um das Hush-
a-Phone, sondern um das grundsätzliche Prinzip der 
Möglichkeit, etwas mit dem Telefonsystem zu verbin-
den. Und dahinter stand etwas viel Größeres auf dem 
Spiel, nämlich wer die Kontrolle behalten würde. Denn 
wenn es Tuttle erlaubt wäre, das zu tun, was er tat, 
dann müssten sie es vielleicht auch ermöglichen, alle 
möglichen anderen Innovationen miteinander zu ver-
binden. Und wenn viele Menschen unkontrolliert und 
nicht unter der Kontrolle von AT&T Dinge tun könnten, 
wäre das eine potenzielle Gefahr. Eines Tages könnte 
jemand etwas erfinden, das das Geschäft von AT&T 
stören könnte. Ein Unternehmen, das auf einem der 
sichersten, solidesten, staatlich garantierten Mono-
pole der Welt saß, wollte nicht, dass sich jemand an 
irgendeinem Teil seiner Tätigkeit beteiligte, egal wie 
peripher oder auch wenig gleichwertig es wäre.

Nach einer fünfjährigen Verzögerung gab die FCC 
eine Entscheidung heraus, die besagte, dass das Hus-
haPhone in der Tat »schädlich für die Telefonanlage 
war und den von ihr erbrachten Service schädigt«, so 
dass AT&T das Recht eingeräumt bekam, es zu ver-
bieten. Und eigentlich könnte der Fall ruhen, da die-
ser Fall entschieden wurde, lange bevor das Internet 
konzipiert wurde. Doch ist das wirklich so? Das Inter-
net und das Hush-a-Phone sind völlig unterschied-
lich. Doch tatsächlich haben sie zwei wesentliche 
Gemeinsamkeiten. Erstens können beide als Zusatz 
zum Telefonnetz verstanden werden. Niemand wollte 
einen Hush-a-Phone-Schalldämpfer kaufen ohne ein 
Telefon, mit dem man Anrufe tätigen konnte. Und das 
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Internet muss seine Daten entweder über Kabel (Me-
tall- oder Glasfaserkabel) oder als elektromagnetische 
Wellen durch die Luft oder den Raum senden. Für die 
Schaffung des Internets war der Zugang zu einem 
Übertragungssystem unerlässlich, und im Amerika des 
späten 20. Jahrhunderts war dasjenige von AT&T das 
einzige, das dafür geeignet und vorhanden war. Denn 
es war AT&T, das Millionen von Meilen Kupferdraht 
verlegt hatte, um fast jedes Haus und jedes Geschäft 
im Land zu erreichen, und jedes seiner lokalen Netz-
werke mit einem nationalen Netzwerk verband und da-
für enorme Investitionen in leistungsstarke Langstre-
ckenleitungen getätigt hatte. Es würde Jahrzehnte 
dauern, bis vor Ort in den Städten mit den von den 
Kabelfernsehgesellschaften installierten Systemen 
und dann für die Fernübertragung, zunächst von Satel-
litenanbietern und später mit durch den Internetboom 
finanzierten Glasfaserleitungen, eine echte Alternative 
zur Verfügung stünde. Auch heute, mehr als fünfzig 
Jahre später, sind AT&T und seine Entsprechungen 
(z. B. die Deutsche Telekom) in anderen Ländern oft 
noch die einzigen Anbieter von Verbindungen auf der 
letzten Meile zu den Haushalten und Unternehmen. 
Zusammenfassend lässt sich sagen, dass das Internet 
oder ein solcher Dienst in den USA nur mit Zugang 
zum Netzwerk von AT&T funktionieren konnte.

Daher unternahm AT&T außergewöhnliche Anstren-
gungen, um das harmlose HushaPhone zu verbieten. 
Solche Geräte, so behaupteten sie in Beweismit-
teln, stellten eine Bedrohung für die Sicherheit und 
Funktionalität ihres Netzwerks dar, und es wurden 
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anschauliche Bilder von Technikern gemalt, die ver-
letzt oder durch Stromschlag getötet werden könnten. 
Und wenn sie dachten, dass ein Plastikbecher töd-
lich sein könnte, stellen Sie sich vor, welche Folgen 
es gehabt hätte, wenn von so etwas wie dem Inter-
net geträumt worden wäre. Denn das hätte zur Folge, 
dass die Kabel von AT&T verwendet worden wären, 
um völlig neue Arten von Signalen und Nachrichten 
zu übertragen. Nicht nur geschirrähnliche Dinge, wie 
das HushaPhone, sondern ganze Computer würden 
an das Netz von AT&T angeschlossen werden.

Natürlich konnte die FCC nicht wissen, dass ihre 
wettbewerbswidrige Entscheidung von 1955 nicht nur 
das Hush-a-Phone, sondern auch den größten tech-
nischen Durchbruch des folgenden halben Jahrhun-
derts dämpfen würde. Das ist eine der großen Ironien 
und Herausforderungen der Innovationspolitik: Wir 
wissen nicht, was wir nicht wissen.3 Die Zukunft hat 
keine Lobbyisten oder Anwälte. Wir treffen Entschei-
dungen unweigerlich auf der Grundlage dessen, was 
wir vorhersehen oder uns vorstellen können. Doch 
Innovationen der wichtigsten und aufregendsten Art 
sind oft genau das, was wir nicht vorhersehen können. 
Das ist der Grund, warum es so wichtig ist, immer wie-
der zu wiederholen, warum Offenheit so entscheidend 
ist: Ein offenes System oder eine offene Plattform er-
möglicht es jedem, darauf aufzubauen, und sie ermög-
licht so die größtmögliche Vielfalt an Innovationen.

3	 Auf die Frage, was der Nutzen des neu entdeckten elektri-
schen Stroms sei, soll Michael Faraday geantwortet haben: 
»Was nützt ein neugeborenes Baby?«
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Glücklicherweise war Henry Tuttle jedoch nicht zum 
Schweigen gebracht worden. Er war empört und ent-
schlossen, weiterzumachen, trotz der erheblichen Kos-
ten, die bereits über mehrere Jahre für ihn angefallen 
waren. Er ging zum Court of Appeals, und 1956 hoben 
Bundesrichter unter der Leitung von Richter Bazelon 
einstimmig die Entscheidung der FCC auf. Darüber 
hinaus gab es am Ende ihres Urteils einen entschei-
denden Satz. Ein AT&T-Nutzer habe das Recht, »sein 
Telefon in einer Weise zu benutzen, die privat nütz-
lich ist, ohne öffentlich schädlich zu sein«. Dieser eine 
Satz war es, der den Grundstein für das offene Internet 
legte. Das geschlossene System, das AT&T verteidigt 
hatte, wurde aufgebrochen und AT&T hatte zu Recht 
Angst, denn einige Jahre später konnte die Konkur-
renz durch den aufgebrochenen Spalt eintreten, und 
das einst allmächtige Reich sollte grundlegend und 
fatal ausgehöhlt werden.

*

Die beiden Experten, die 1950 bei der Hush-a-Pho-
ne-Anhörung der FCC ausgesagt hatten, waren die 
Harvard-Akustikprofessoren J. C. R. Licklider und 
Leo Beranek. Beide sollten bei der Etablierung des 
Internets und seiner ausgeprägten Open-Philosophie 
eine zentrale Rolle spielen. In den späten 1950er Jah-
ren war Licklider von Computern und dem Problem 
fasziniert, wie man die Interaktion zwischen Compu-
tern und Menschen verbessern könne. 1962 wurde er 
zum Leiter der Finanzabteilung im Bereich Computer 
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bei der Advanced Research Projects Agency (ARPA) 
des Pentagons ernannt. Plötzlich kontrollierte er das 
größte Budget für die Informatikforschung in Ame-
rika, und er nutzte es, um einige der phantasievolls-
ten Blue-Sky-Forschungen der Zeit zu finanzieren. Im 
Mittelpunkt seiner Vision stand die Idee, dass, wenn 
Computer wirklich das menschliche Denken verbes-
sern sollten, Wege gefunden werden müssten, um 
mit ihnen und zwischen ihnen zu kommunizieren. Der 
frühe Schimmer und Glanz zu Einsatzmöglichkeiten 
vernetzter Computer war identifiziert.

Licklider trat nach zwei Jahren bei der ARPA zurück, 
aber seine Ideen gewannen an Dynamik, nicht nur 
dank seines Nachfolgers Bob Taylor, sondern auch 
dank vieler anderer, wie beispielsweise auch Paul 
Barans mit seiner Idee zum Packet-Switching, die er 
bei der Rand Corporation entwickelte. Im August 1968 
wurde im Rahmen einer Ausschreibung das ARPANET 
als erste Prototyp-Implementierung gebaut, das ei-
nige Jahre später zum Keimling des heute bekannten 
Internets wurde. Der Auftrag zum Aufbau des Internets 
ging an ein kleines Beratungsunternehmen – Bolt, Be-
ranek & Newman (BBN) – mit einem hervorragenden 
Ruf, welches von Lickliders altem Harvard-Kollegen 
Leo Beranek gegründet worden war.

Es ist keine lange Geschichte von besagtem Proto-
typ bis zum heutigen Internet, mit seinen Milliarden 
von täglichen Nutzern und Petabyte an Datenverkehr. 
Wichtig ist hier die Philosophie, für die das Internet 
steht und die sich von jedem anderen damals oder 
heute existierenden Kommunikationsnetz unterschei-
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det: Offenheit des Zugangs und Offenheit der Infor-
mationen.

Hier ein außergewöhnliches Beispiel dazu: Wäh-
rend Bolt, Beranek und Newman (BBN) 1968 das erste 
Netzwerk mit vier Host-Servern aufbauten, stellte sich 
die Frage, was tatsächlich darüber geschickt werden 
sollte. An E-Mails und Webseiten hatte damals noch 
niemand gedacht. BBN war dafür verantwortlich, zu-
verlässige physische Verbindungen herzustellen, über 
die Daten gesendet werden konnten, doch welche Da-
ten das wären, das wusste noch niemand.

Was passierte dann? Spontan bildete sich eine inte-
ressierte Gruppe von Doktoranden an den beteiligten 
Universitäten, die sich Netzwerkarbeitsgruppe nannte. 
Sie kontaktierten BBN und erhielten eine informelle 
Genehmigung. Sie begannen, Ideen und Spezifika-
tionen unter der Rubrik »Request for Comments« zu 
veröffentlichen, was ihre Informalität betonte. Gemein-
sam erfanden sie das, was zu den Protokollen des 
Internets wurde, und veröffentlichten es früh, oft und 
offen. Um zu verstehen, wie bemerkenswert dies war, 
muss man sich daran erinnern, dass ARPA eine Un-
terabteilung des Verteidigungsministeriums war, wo 
Verträge konventionell an große Unternehmen mit 
starren Bürokratien vergeben wurden (der Hauptan-
bieter gegen BBN war der riesige Verteidigungskon-
traktor Raytheon gewesen; die Computerfirmen IBM 
und CDC hatten sich geweigert, ein Angebot abzuge-
ben, weil sie dachten, das Projekt würde scheitern). 
Darüber hinaus wurde die gesamte Telekommunika-
tion in den Vereinigten Staaten von AT&T betrieben, 
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dem größten und hierarchischsten Unternehmen der 
damaligen Zeit. Bei AT&T wären Doktoranden diesem 
Projekt nicht nahegekommen, geschweige denn, dass 
sie die Kernspezifikationen in einem vollständig offe-
nen Forum hätten entwerfen können. Jede einzelne 
wichtige Spezifikation des ARPANET – und damit 
auch des Internets – wurde informell und ohne offizi-
elle Ausschüsse ausgearbeitet. So war jede einzelne 
Spezifikation von Anfang an kostenlos als Open Soft-
ware verfügbar. (Leser jenseits eines gewissen Alters 
werden sich vielleicht daran erinnern, wie erstaunlich 
es war, dass man, um mit dem E-Mailen zu beginnen, 
nicht mehr tun musste, als ein Konto einzurichten und 
auf »Senden« zu drücken: keine Gebühr, keine not-
wendige Lizenz, kein offizieller Netzbetreiber. Es war 
wie Magie.)

Im Gegensatz dazu stand die traditionelle Telefo-
nindustrie, wo in jahrelang arbeitenden Ausschüssen 
Standards festgelegt wurden und der Zugang zu die-
sen auf eine gewisse Priesterschaft beschränkt war. 
Nicht nur die Spezifikationen wurden von der Interna-
tional Telecommunications Union (ITU) verschlossen 
gehalten und streng kontrolliert, sondern auch 1992, 
als das Blue Book durchaus kostenlos ins Internet 
hätte gestellt werden können, kostete es immer noch 
5.000 Dollar und wurde in Form einer so alten Soft-
ware gespeichert, dass die ITU selbst es nicht mehr 
richtig lesen konnte.

Im Gegensatz dazu hatte das Internet dank des Ein-
flusses von Licklider, Baran und anderen eine offene 
Architektur. Es gab keine zentrale Steuerung, das 
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Netzwerk war verteilt, und jeder konnte alles damit 
verbinden, solange es die festgelegten Protokolle er-
füllte. Dies war so fremd für AT&T, dass sie zu blind 
waren, es selbst einzuführen. 1972 wurde dem Un-
ternehmen die Möglichkeit geboten, das ARPANET 
zu übernehmen, da der Grünschnabel ihnen noch be-
kannt war. Die leitenden Angestellten und Experten 
bei AT&T dachten monatelang über die Angelegenheit 
nach und lehnten schließlich höflich ab, da es mit ih-
rem Netzwerk nicht kompatibel sei.

AT&T waren nicht die Einzigen mit solcher Engstir-
nigkeit. Mit der Verbreitung von Personalcomputern 
in den frühen 1980er Jahren schufen mehrere natio-
nale Telekommunikationsunternehmen ihre eigenen 
Mini-Informationsnetze, wie beispielsweise France 
Telecom‘s Minitel und British Telecom‘s Ceefax. Einige 
waren besser konzipiert als das Internet der dama-
ligen Zeit. Ein Jahrzehnt vor dem World Wide Web 
trugen sie Echtzeitinformationen wie Wettervorhersa-
gen und Zeitpläne von Eisenbahnzügen in die Häuser. 
Doch sie unterschieden sich in einem entscheidenden 
Aspekt vom Internet: Sie waren nicht offen. Allein die 
Eigentümer entschieden, welche Informationen den 
Weg zu den angebotenen Diensten fanden.

Glücklicherweise hat das Internet die Bedrohung 
durch diese geschlossenen Systeme abgewehrt. Dank 
sorgfältiger Pflege und einer starken Basis in der Wis-
senschaft war es widerstandsfähig genug und Mitte 
der 80er Jahre war das Internet bereit, die Welt zu 
übernehmen.

Wie war das möglich? Wie konnte das Internet so 



72

anders sein? Ein Großteil der verwendeten Mittel zur 
Finanzierung des Internets geht auf die Regierungen 
zurück. Die Anfänge des Internets wurden fast voll-
ständig aus staatlichen Forschungsgeldern in den USA 
und zu einem viel geringeren Teil auch im Vereinigten 
Königreich finanziert (wo die Arbeit am National Phy-
sical Laboratory unter Donald Davies für die Entwick-
lung der Packet-Switching-Technologie entscheidend 
war). Doch noch wichtiger war die Art der staatlichen 
Förderung. Heute ist ARPA eine Legende darüber, 
was für eine öffentliche Behörde möglich ist. Es war 
mit Außenseitern und Andersdenkenden besetzt und 
frei, so dass mit einem Minimum an Bürokratie mutige 
Wetten darauf abgeschlossen werden konnten. Die 
Finanzierung durch die ARPA trug dazu bei, nicht nur 
das Internet, sondern auch andere Aspekte des digi-
talen Lebens zu erschaffen, die wir heute als selbst-
verständlich betrachten, von der Benutzeroberfläche 
bis zur Maus. Es war Geld mit einer Vision, dass etwas 
Noch-nie-Dagewesenes möglich sei.

Neben dieser notwendigen staatlichen Unterstüt-
zung in einem frühen Stadium hatte das Internet das 
Glück, in einem relativen Machtvakuum zu reifen. Zu-
erst verstanden die kommerziellen Betreiber nicht, 
was da geschah und wie es sich auf ihr Unternehmen 
auswirken würde. In den 1960er und 1970er Jahren 
nahm die FCC mit Unterstützung des Weißen Hau-
ses eine immer härtere Linie gegenüber AT&T ein und 
bestand auf mehr Offenheit und Wettbewerb. Infolge-
dessen erreichte das Internet eine frühe Reife, bevor 
ein einzelner Spieler versuchen konnte, es zu domi-
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nieren oder zu kontrollieren. Wenn AT&T sein Mono-
pol auf die digitalen Netze der USA behalten hätte, 
hätten wir wahrscheinlich ein System, das die digitale 
Kommunikation ermöglicht, aber es wäre weniger 
wie das Internet gewesen und mehr wie der franzö-
sische Minitel-Dienst, der sehr begrenzt im Umfang 
und sehr teuer war. Als das Internet Anfang der 90er 
Jahre startete, versuchten große Unternehmen von 
AOL über Microsoft bis AT&T, die Kontrolle darüber zu 
übernehmen, aber sie kamen zu spät; es war zu groß 
für ein Unternehmen – oder sogar zu groß für eine 
Regierung –, um es selbst zu besitzen.

*

Das Internet und das World Wide Web ist die größte In-
novationsplattform aller Zeiten in Bezug auf Quantität, 
Qualität und Geschwindigkeit dessen, was auf und um 
es herum aufgebaut wurde – vor allem, weil kein Mo-
nopol es kontrolliert. Das Monopolproblem ist jedoch 
ein akutes Problem, denn ohne aktive Bemühungen 
zur Förderung der Offenheit tendiert unsere digitale 
Welt immer wieder zu proprietären Monopolen. Fa-
cebook zum Beispiel hat eine eigene Ebene auf dem 
Internet geschaffen. Immer mehr Menschen melden 
sich nicht im Internet an, sondern bei Facebook. Für 
die meisten von uns, einschließlich mir selbst, scheint 
dies zunächst ziemlich harmlos zu sein. Facebook bie-
tet einen großartigen Dienst und alle meine Freunde 
sind auch dort. Auch wenn ich es benutze, ist es uns 
kaum bewusst, dass es unsere Internetnutzung immer 
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mehr dominiert, egal ob ich Freunde anspreche, Ver-
anstaltungen organisiere oder Bilder und Gedanken 
poste. Subtil und allmählich wird Facebook jedoch zu 
dem, was wir online leben. Rund 80 % des Traffic so-
zialer Netzwerke laufen heute über dieses einzelne 
Unternehmen.

Facebook ist ein Monopolist, und sein CEO und seine 
Investoren sind bestrebt, es so zu belassen. Daher war 
das Unternehmen damit beschäftigt, sicherzustellen, 
dass die Innovationen, die um es herum stattfinden, 
nicht dazu dienten, es zu bedrohen, sondern zu stärken. 
Natürlich ist es schwierig, die negativen Auswirkungen, 
beispielsweise die Unternehmen und Innovationen, zu 
sehen, die nie geschaffen wurden oder die in Facebook 
aufgenommen und stattdessen neutralisiert wurden, 
wodurch sich die Innovationen verringern, wenn jene in 
Facebook verschwinden. Stellen Sie sich vor, Sie wollen 
noch heute Ihr eigenes innovatives soziales Netzwerk 
aufbauen. Um zu starten, müssten Sie ziemlich sicher 
mit Facebook eine Zusammenarbeit eingehen, damit 
Ihre Nutzer Inhalte mit ihren Freunden und der Welt 
austauschen können, während diese sich auf Facebook 
befinden und nicht in Ihrem völlig separaten Netzwerk. 
Aber hat Facebook einen Anreiz, dies jemandem ein-
fach zu machen, oder würde es die Bemühungen be-
hindern wollen, ob subtil oder nicht? Leider kennen 
wir die Antwort. Es ist eine große Ironie: Facebook 
hat einerseits die Offenheit des Internets ermöglicht, 
andererseits aber auch erkannt, dass Offenheit eine 
Bedrohung ist, und Facebook macht das Internet daher 
allmählich geschlossen.
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Als Beispiel für einen besseren Weg werfen wir ei-
nen Blick auf den Betrieb von Musik-Streaming-Diens-
ten und wie sie zu einem besseren Nutzen einer weit-
aus breiteren Allgemeinheit bzw. einer ganzen Nation 
führen können.
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7	 Musik in unseren Ohren

Der 2006 in Schweden gegründete Musik-Strea-
ming-Dienst Spotify ermöglicht es den Nutzern, Songs 
über das Internet zu hören, ohne sie herunterzuladen. 
2017 hatte Spotify bereits mehr als 150 Millionen Kun-
den. Wenn über Spotify geredet wird, wird es üblicher-
weise als »Streaming«-Dienst bezeichnet, aber das 
Thema Streaming ist eigentlich eine Nebensächlichkeit, 
sogar eher nur ein Gimmick. Doch wie funktioniert Stre-
aming eigentlich? Streng genommen bedeutet dies, 
dass die Informationen, aus denen die Songs bestehen, 
in einem kontinuierlichen »Stream«, dem Datenstrom, 
an den Benutzer gesendet werden und nicht erst he-
runtergeladen werden müssen, bevor sie abgespielt 
werden. Die Bedeutung dieser Unterscheidung besteht 
darin, dass die Benutzer nie den ganzen Song haben; 
sie übernehmen lediglich den Part, den jeweils in einer 
Sekunde ankommenden Stream abzuspielen. In vieler-
lei Hinsicht ist so ein Streaming-Dienst einem Radio-
sender sehr ähnlich. Ein Radiosender spielt nur einen 
unmittelbaren Teil der Sendung ab, während dieser auf 
dem Empfangsgerät zu hören ist. Man kann nicht zu-
rückspulen, um frühere Teile zu hören, oder die ganze 
Sendung empfangen und abspielen, wann immer man 
es möchte. Es ist natürlich offensichtlich, warum das Ra-
dio so funktioniert: Radiowellen werden an alle übertra-
gen, und Radios hatten ursprünglich keine eingebauten 
Möglichkeiten, aufzuzeichnen und das Aufgenommene 
dann später wiederzugeben.
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Spotify streamt jedoch über das Internet, wo keine 
solchen Einschränkungen gelten. Es ist keine Sen-
dung: Musik wird individuell an jeden einzelnen Benut-
zer gesendet. Warum sollte es also nicht jedem einzel-
nen Benutzer erlaubt werden, die Musik herunterzu-
laden oder zumindest nach Belieben anzuhalten oder 
Titel zu überspringen (was trivial wäre)? Es gibt zwei 
Antworten. Technisch gesehen, hat Streaming den 
Vorteil, dass die Benutzer nicht erst auf den Download 
des gesamten Tracks warten müssen, bevor sie mit 
dem Hören beginnen können – sie können sofort mit 
dem Hören beginnen, wenn die ersten Teile des Da-
tenpaketes zu einem Track angekommen sind. Aber 
das ist ein sehr begrenzter Vorteil. Es wäre technisch 
sehr einfach, Songs im Hintergrund herunterzuladen 
und sie in eine Warteschlange zu stellen, so dass jeder 
einzelne Titel bereitstünde, wenn der vorherige been-
det wäre. Und es gibt auch kein technisches Problem, 
das dies verhindert, dass Benutzer die Songs beliebig 
anhalten, überspringen oder Kopien behalten, um sie 
später wiederzugeben. Der Grund für diese Einschrän-
kungen ist jedoch das Urheberrecht.

Sobald digitale Musik in Form von CDs verfügbar 
wurde und das Internet über eine angemessene Band-
breite verfügte, wurde es eine übliche Angelegenheit, 
die Musik ins Internet zu stellen und Menschen hö-
ren zu lassen, was sie wollten. So konnten sie Musik 
kostenlos anhören, denn durch die Verwendung der 
Peer-to-Peer-Netzwerke konnten die Benutzer es sich 
einfach gegenseitig bereitstellen und voneinander he-
runterladen. Und das ist es, was die Leute sofort zu 
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tun begannen, vor allem auf der kostenlosen Plattform 
Napster. Aber 2001 erklärte ein Gerichtsurteil in den 
USA Napster für illegal, weil es zwar selbst keine In-
halte hosten (bereitstellen) würde, aber eine massive 
Urheberrechtsverletzung durch seine Nutzer ermög-
lichte, die Musik ohne Bezahlung oder Erlaubnis her-
unterladen und hören konnten.

Die neue Generation von Unternehmen, wie Spotify 
und Last.fm, haben ihre Lektion gelernt. Während es 
für sie einfacher gewesen wäre, Systeme zu entwi-
ckeln, die es den Nutzern ermöglichen, einfach alles 
herunterzuladen, was sie wollen, haben sie sich be-
müht, dies zu begrenzen und ihre Online-Dienste wie 
einen Radiosender zu gestalten. Denn Radiosender 
haben nämlich, dank jahrzehntelanger Verhandlungen 
und Gesetzgebungen, in Bezug auf das Urheberrecht 
einen besonderen rechtlichen Status. So existiert eine 
Einigung zwischen Sendern und Rechteinhabern wie 
beispielsweise Musikverlagen. Die Radiosender verfü-
gen über pauschale Lizenzen von den »Verwertungs-
gesellschaften« (z. B. Gema), die es ihnen erlauben, 
Musik zu übertragen, ohne für jeden der Titel eine 
Lizenz einzeln erhalten zu müssen. Die Verwertungs-
gesellschaften teilen die Summe einfach, etwa im Ver-
hältnis zur Sendezeit, unter den Rechteinhabern auf4.

4	 Die Situation ist von Land zu Land unterschiedlich. In den 
USA zahlen die Sender die Komponisten der Songs, müssen 
dafür aber keine Künstler bezahlen. Die Umsetzungsformen 
des Urheberrechts sind unterschiedlich, seitdem sie im Jahr 
1972 ins Leben gerufen wurden. Die Gebührenfreistellung ist 
weitgehend auf die Macht der damaligen Rundfunk-Lobby 
zurückzuführen. Ihr Argument war, dass Rundfunkanstalten 
einen wertvollen Dienst für Künstler bieten, indem sie ihre 
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Zu Beginn der Streaming-Angebote argumentierten 
die Unternehmen daher, dass, wenn sie den Verbrau-
chern etwas bieten könnten, das dem Radio hinrei-
chend ähnlich sei, auch sie einzelne Lizenzverträge 
vermeiden und stattdessen eine pauschale Lizenz 
der Verwertungsgesellschaft nutzen könnten. Ohne 
das wäre Streaming fast unmöglich gewesen, und so 
haben Spotify, Last.fm und die anderen ihre Produkte 
bewusst kompromittiert, indem sie beispielsweise die 
Häufigkeit, in der ein benutzter Song innerhalb von 24 
Stunden übersprungen werden kann, begrenzt haben.

Nachdem sie mit dem Aufbau einer Benutzerbasis 
begonnen hatten und Geld von Investoren erhalten 
hatten, verhandelten sie mit einzelnen Musiklabels 
und Künstlern über Lizenzen, so dass sie den Nutzern 
Optionen wie die Auswahl ihrer eigenen Titel oder das 
Herunterladen von Musik zum Anhören in Rechnung 
stellen konnten (trotzdem hat Spotify keine Rechte an 
den großen Künstlern wie beispielsweise Taylor Swift, 
weil die Urheberrechtsinhaber ihre Lizenzgebühren 
für zu niedrig halten).5

Selbst die Premium-Versionen der Strea-
ming-Dienste haben Einschränkungen. Zum Beispiel 
ist Spotify eher ein Mietservice als ein Verkäufer: 
Wenn man aufhört, den kostenpflichtigen Dienst zu 

Aufnahmen auf den Ätherwellen bewerben. Die Plattenfirmen 
sind bis heute davon überzeugt, dass das so ist, denn sie 
haben große Summen, manchmal auch illegal, ausgegeben, 
um prominente Sender für die Wiedergabe der Platten ihrer 
Künstler zu gewinnen.

5	 Die Beatles waren der bekannteste Ausschluss aus dem An-
gebot der Streaming-Audio-Plattformen. Doch seit 2016 ist 
der Großteil ihrer Songs nun verfügbar.
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abonnieren, verliert man den Zugang zu allen Musik-
stücken, die man heruntergeladen bzw. vermerkt hat, 
weshalb es einen erheblichen Anreiz darstellt, weiter 
zu bezahlen. Diese Einschränkung ergibt sich sowohl 
aus den Vereinbarungen von Spotify mit den Musikla-
bels als auch aus eigenen Interessen. So können auch 
nicht einfach alle gewünschten Titel heruntergeladen 
und dann das Abonnement gekündigt werden. Wie ein 
Benutzer anmerkte, ist der Premium-Dienst von Spotify 
süchtig machend. Sobald man einmal gefangen ist, ist 
es schwer zu entkommen: »Ich hielt zwei Monate durch 
und wechselte dann wieder zum Premiumvertrag: für 
$9,99, was für die Befriedung einer Sucht nicht viel ist.«

Ohne Gebühr pro Song und ohne Einschränkung 
der Nutzung ist dieses All-you-can-eat-Buffet ein Pro-
totyp dafür, wie ein Teil einer Open-Welt funktionieren 
würde. Geld müsste natürlich irgendwie zur Finanzie-
rung eingesammelt werden, aber anstatt, dass man 
zehn Dollar im Monat an Spotify zahlt, könnte dies 
über eine spezielle Gebühr erfolgen, die Bestandteil 
von Steuerzahlungen oder Teil der Internet- bzw. Mo-
bilfunkabrechnung wäre. Die Gebühr würde dann je 
nach Nutzung über Vergütungsrechte verteilt werden.

Angenommen, die Niederlande hätten den Über-
gang zur Offenheit vollzogen. Jede Aufnahme, die 
jemals irgendwo gemacht wurde, wäre dann inner-
halb der Niederlande offen verfügbar, mit der Ein-
schränkung eines elektronischen Schutzwalls, um 
zu verhindern, dass Menschen in anderen Ländern 
darauf zugreifen könnten (zumindest bis diese Län-
der ebenfalls der Open-Gemeinde beitreten würden). 
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Jedem niederländischen Bürger stünde es frei, jede 
Aufnahme oder Komposition anzuhören, zu teilen oder 
neu zu mischen. Um dies zu finanzieren, könnte die 
Regierung beispielsweise eine kleine Gebühr in den 
Datentarif der Smartphones integrieren. Im Gegensatz 
zu den Gebühren von Spotify könnte diese Gebühr 
sehr gering sein.

Und wie gering könnte sie sein? Nun, lasst es uns 
untersuchen, wie viel es kosten würde, an die Urheber 
so viel oder gar mehr zu zahlen, als sie heute erhalten. 
Derzeit liegt der Gesamtumsatz für Musik in den Nie-
derlanden bei rund 150 Mio. € pro Jahr. Davon gehen 
wahrscheinlich weniger als 60 % an die Künstler. Wir 
wollen großzügig kalkulieren und annehmen, dass alle 
Künstler einen solchen Anteil erhalten. Bei etwa 15 
Millionen Erwachsenen in den Niederlanden würde 
pro Erwachsenen eine feste Gebühr von 10 € pro Per-
son und Jahr für die Nutzung aller Tonträger anfal-
len. Mit 85 Cent pro Monat wäre das weniger als ein 
Zehntel von Spotifys 10 Euro pro Monat. Würde diese 
Abgabe nur von Personen mit Internet-Abonnements 
gezahlt, würde die Gebühr rund 1,75 € pro Monat und 
Anschluss betragen.

Unabhängig von der Methode, die Finanzmittel für 
die Musikindustrie zu beschaffen, könnte es mehrere 
Mechanismen für deren Zuteilung geben, die mitei-
nander kombiniert werden könnten. Angesichts der 
Bedeutung des individuellen Geschmacks für die 
künstlerische Beurteilung würden sie unterschiedlich 
gewichtet. Hier ist ein Vorschlag für eine entspre-
chende Zuordnung:



82

•	 Vergütungsrechte (remuneration rights): Sagen 
wir, 80 % der Finanzierung für Musik würde sowohl 
Kompositionen als auch Aufnahmen zugeteilt und 
jedem Rechtehalter stünde ein Anteil aus dem 
Vergütungsfonds zu. Diese würde im ungefähren 
Verhältnis zur Nutzung der Werke zugeteilt. Ein 
rechtlicher und administrativer Rahmen dafür ist 
in der Branche bereits allgemein üblich. So bieten 
Komponisten beispielsweise automatische Festho-
norarlizenzen für Tonträger an, und Verwertungsge-
sellschaften (wie die GEMA) verwalten Sammellizen-
zen für Aufführungen von gewerblichen Nutzern wie 
beispielsweise Geschäften, Bars oder Nachtclubs. 
In der offenen Welt würde der überwiegende Teil 
der Mittel auf diese Weise verteilt werden. Eine 
mögliche Änderung, die bereits von einigen Ver-
wertungsgesellschaften vorangetrieben wurde, be-
stünde darin, den Vertrieb stufenweise zu gestalten 
und den Anteil, der an die ganz großen Stars ge-
zahlt würde, zu verringern, damit man denjenigen, 
die weniger verdienen, mehr zahlen könnte, um den 
Aufstieg und das Experimentieren zu unterstützen. 

•	 Traditionelle, von Experten ausgewählte Förder-
mittel: Sagen wir, 10 % werden im Voraus an be-
stimmte Künstler oder Organisationen vergeben, 
damit diese neue Musik und Aufnahmen schaffen. 
Dies wäre ähnlich wie die Arbeit bestehender öf-
fentlicher Kunstprogramme auf der ganzen Welt, 
obwohl es sich um Informationsproduktion und 
nicht um Live-Auftritte handeln würde.

•	 Verbraucherwahl (User-Choice) (»Kickstarter«- 
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oder »X-Factor«-Modell): Sagen wir, 10  % der 
Mittel würden über eine aktive Verbraucherwahl 
bestimmten Künstlern, Projekten oder sogar all-
gemeinen Maßnahmen (z.  B. Unterstützung von 
Blues-Künstlern) zur Verfügung gestellt werden. 
Künstler würden Projekte, wie ein Album oder einen 
neuen Song, mit einem Budget vorschlagen. Den 
Bürgern wäre jeweils eine Summe Budget zugeteilt, 
mit der sie solche Projekte unterstützen könnten 
(wobei nicht verwendete Beträge anteilig zugeteilt 
würden). Dies würde der Öffentlichkeit eine gewisse 
Kontrolle über die Vorfinanzierungen geben, ange-
lehnt an Crowdfunding-Programme wie Kickstarter 
oder Publikumswahlen bei Shows wie X-Factor.

Es ließe sich also ein Open-Music-System in den 
Niederlanden aufbauen und Künstlern könnte mehr 
bezahlt werden, als dies heute der Fall ist, und das 
für einen Beitrag, der geringer ist als die Kosten für 
eine Busfahrt pro Monat oder eine Flasche Wasser. 
Vielleicht könnte die Gebühr für das Open-System ja 
auch auf Wasser in Plastikflaschen erhoben werden!

Wie groß sind die Vorteile eines verbesserten Zu-
gangs und einer besseren Nutzung? Wie viel zusätz-
lichen Nutzen würde es ergeben? Was ist der Wert 
eines Kindes, das die Chance hat, Beethovens Neunte 
zu hören? Oder was ist der Wert, es einer Großmutter 
zu ermöglichen, zu den Hits ihrer Jugend zu tanzen? 
Es ist unmöglich, dies genau zu beziffern. Es gibt je-
doch Möglichkeiten, einen groben monetären Wert zu 
berechnen, und die beste und aktuellste Schätzung 
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stammt von einem Team um Professor Bernt Hugen-
holtz vom Institut für Informationsrecht der Universität 
Amsterdam, das von 2012 bis 2015 eine Studie dazu 
durchgeführt hat. Ihre Ergebnisse zeigen, dass ein 
Wechsel zu einem Open-Musik-Modell mit einem al-
ternativen Vergütungssystem einen Mehrwert in Höhe 
von 600 Millionen Euro pro Jahr für die niederländi-
sche Gesellschaft schaffen würde, was mehr als das 
Vierfache des gesamten Umsatzes der Plattenindus-
trie des ganzen Landes ist.6

Auch dies unterschätzt mit ziemlicher Sicherheit den 
Nutzen, da es keine weiteren Vorteile aus der Redu-
zierung oder Beseitigung von Kosten im derzeitigen 
ineffizienten System beinhaltet. Zum Beispiel gibt es 
viele Rechtskosten bei der traditionellen Lizenzierung. 
Es sind Kosten für die Durchsetzung für Rechteinhaber 
bei der Klage gegen Verletzer dieser Rechte, beim 
Versuch, die Weitergabe von Dateien zu verhindern, 
und so weiter. Ausgrenzung ist der Schlüssel zu pri-
vaten Monopolen. Und die vergeudete Gelegenheit, 
dies zu ändern, führt zu einer Geldverschwendung. 
Ausgeschlossene Benutzer werden oft versuchen, 
Zahlungen zu umgehen, indem sie beispielsweise 
Freunde, die den Dienst abonnieren, bitten, ihn 
ihrerseits zu streamen oder herunterzuladen und mit 
ihnen zu teilen. Da dies den Pool potenzieller Kunden 

6	 Going Means Trouble and Staying Makes it Double: The Value 
of Licensing Recorded Music Online von Christian Handke, 
Bodo Balazs und Joan-Josep Vallbé im Journal of Cultural 
Economics 22. Mai 2015. Projekt Website: https://www.ivir.nl/
projects/copyright-in-an-age-of-accessalternatives-to-copy-
right-enforcement/ (last accessed Mar 2018).



85

reduzieren würde, ergreift Spotify verschiedene 
Maßnahmen, um den Service einzuschränken oder 
sogar quasi lahmzulegen. Insbesondere setzt Spotify 
dazu auf Digital-Rights-Management (DRM). Dabei 
wird alle Musik, die an einen Nutzer gesendet wird, so 
verschlüsselt, dass nur der eine Empfänger sie abspie-
len kann. Benutzer können die Musik nicht über eine 
beliebige Anwendung abspielen und sie ausschließ-
lich mit einer Spotify-Applikation auf ein anderes Gerät 
kopieren. Spotify muss dafür Zeit und Geld ausgeben, 
um das DRM gegen Leute zu verteidigen, die es ha-
cken oder deaktivieren wollen, und jeden verklagen, 
der es tut.7

Alles in allem fließt viel Zeit und Geld in die Im-
plementierung und Wartung eines Systems, dessen 
Zweck es ist, seinen Dienst weniger nützlich zu ma-
chen.

Solche aufwändigen digitalen Hindernisse sind nicht 
nur in der Musik zu finden. Sie nehmen die unter-
schiedlichsten Formen an. Sie reichen von Einschrän-
kungen, wann und wo BBC-Programme (die natürlich 
von der britischen Öffentlichkeit bezahlt werden) frei 
zugänglich sind, über digitale Wasserzeichen und ge-
bührenpflichtige Zugänge zu Zeitungen bis zu kom-
plexen Anmeldeverfahren für den Zugriff auf das Ox-
ford English Dictionary. Solche selbstsabotierenden 

7	 Wie er betont, ist ein zweifelhafter Aspekt von DRM- und Tech-
nologien zur Umgehung von Standards (Anti-Cirmumstances), 
dass sie es Unternehmen ermöglichen, neue Beschränkun-
gen für die Nutzung von Informationen zu erlassen, die keine 
urheberrechtliche Grundlage haben. http://craphound.com/
msftdrm.txt
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Technologien, die entwickelt wurden, um genau das 
zu verhindern, was die digitale Welt überaus positiv 
ausmacht – nämlich die Möglichkeit des kostenfreien 
Vervielfältigen –, ist heute eine Industrie im Wert von 
Hunderten von Millionen Dollar, und Menschen ver-
bringen ihre gesamten Karrieren damit, immer mehr 
byzantinische Mittel zu entwickeln, um den Rest von 
uns zu frustrieren und zu erzürnen. Es ist ein hervor-
ragendes Beispiel dafür, dass die Menschheit ihre Zeit 
verschwendet. In einem offenen System würden diese 
Kosten erheblich reduziert oder gänzlich eliminiert. 
(Einige Leute werden sagen, dass dieses Geld für 
die Arbeit von Technikern, Bürokraten und Anwälten 
bezahlt werden, aber wenn diese Arbeit nicht getan 
werden muss, ist sie unproduktiv, und die Befreiung 
dieser Menschen, um produktive Arbeit zu machen, 
kann direkt der Wirtschaft zugutekommen).

*

Darüber hinaus dürften die Amsterdamer Zahlen am 
Beispiel Niederlande die Vorteile unterschätzen, da 
sie sich ausschließlich auf den Zugang konzentrieren 
und potenzielle Vorteile im Zusammenhang mit Kre-
ativität und kultureller Freiheit nicht berücksichtigen. 
Mit dem ungehinderten Zugang zu dem, was bereits 
geschaffen wurde, würden potenzielle Künstler noch 
mehr inspiriert – es gäbe mehr Material, auf dem sie 
aufbauen könnten – und die Gesellschaft würde da-
durch bereichert.

Wiederverwendung kommt in der Musik häufig vor 
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und ist sehr wichtig. Interpreten spielen Werke, die 
von anderen komponiert wurden, und die Komponis-
ten leihen und entwickeln die Werke früherer Künstler 
weiter; dies zunehmend direkt in der heutigen Zeit bei-
spielsweise mit dem Aufkommen der Sampling-Me-
thoden in Genres wie Hip-Hop. Wiederverwendung 
passt wunderbar in die Konzepte einer offenen Welt. 
Wie wir gesehen haben, steht es jedem frei, auf der 
Arbeit anderer aufzubauen, aber man wäre dann ver-
pflichtet, einen Teil der eigenen Erlöse durch Vergü-
tungsrechte (oder anderer Einnahmen) an diejenigen 
zu zahlen, deren Arbeit wiederverwendet wird.

Der wesentliche Unterschied zum heutigen Urhe-
berrechtssystem wäre, dass die Wiederverwendung 
einfacher und fließender erfolgen könnte, denn statt 
eines Monopolrechts hätten Musiklabels und Kreative 
die Vergütungsrechte. Die moralischen Rechte, die 
das Urheberrecht für die Vergütung und Anerkennung 
(oder Zuschreibung) vorsieht, würden in diesem neuen 
Modell gewahrt, so dass Künstler weiterhin das Recht 
hätten, ihre Werke monetarisieren zu lassen, wo immer 
sie verwendet oder wiederverwendet würden.

Dieser neue Ansatz der Vergütungsrechte könnte 
auch direkte Vorteile in Form von größeren Mitteln 
zur Finanzierung neuer Produktionen und damit mehr 
Musik bedeuten. Dies hängt davon ab, wie der zusätz-
liche Wert von 600 Millionen Euro aufgeteilt würde. 
Eine Möglichkeit wäre es, die Zahlungen an Musikla-
bels und Kreative auf einem inflationsbereinigten Ni-
veau zu halten, das den derzeitigen 150 Mio. € pro 
Jahr entspräche, und den zusätzlichen Wert von 600 
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Mio. € an die Nutzer weiterzugeben. Das würde be-
deuten, dass niederländische Bürger weniger als ei-
nen Euro im Monat bezahlen, aber 35 Euro im Monat 
gewinnen würden.

Eine Alternative wäre es, einen Teil der zusätzlich 
generierten Werte auf Plattenfirmen und Künstler zu 
verteilen. Wenn die Menschen beispielsweise bereit 
wären, eine Gebühr von 3 € pro Monat zu zahlen 
(und einige würden gerne freiwillig mehr beisteuern), 
würde das Geld für Künstler und Plattenfirmen um das 
Dreifache erhöht werden – also eine riesige Summe. 
Währenddessen würden die Verbraucher immer noch 
mehr als 30 € zusätzlichen Nutzen erhalten. Das 
Open-Musikmodell könnte also sowohl für Bürger 
als auch für Künstler und Plattenfirmen von großem 
Nutzen sein: Mehr Künstler würden dafür vergütet wer-
den, mehr Musik zu produzieren, die jeder jederzeit 
und nach Belieben hören könnte.

7.1	 Benötigen wir Offenheit als Prinzip? Ist 
das Spotify-Prinzip nicht ausreichend?

Braucht es wirklich die Regierung, um eine Abgabe 
für ein Open-Musik-System einzuführen, oder können 
wir es privaten Unternehmen wie Spotify überlassen, 
dies zu regeln?

Spotify ist quasi offen, und die Verbraucher sind 
offensichtlich gerne bereit, die Gebührenpauschale 
für den unbegrenzten Zugang zu bezahlen. Dennoch 
hat dies Nachteile, wie beispielsweise ein sich in kom-
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merziellen Händen entwickelndes Monopol und einen 
fehlenden universellen Zugang. Darüber hinaus wird 
es nie im kommerziellen Interesse von Spotify sein, 
den Preis auf einem Niveau zu halten, das jedem den 
Zugang ermöglicht. Spotify bietet daher sowohl Künst-
lern als auch Musikhörern einen eingeschränkteren 
Dienst als es bei einem Open-System der Fall wäre.

Spotify wird niemals allen Zugang gewähren, da die 
Benutzer in ihrer Bereitschaft, für den Dienst zu be-
zahlen, unterschiedlich sind. Einige Leute würden viel 
dafür bezahlen, weil sie es sehr schätzen oder einfach 
viel Geld haben. Andere zahlen lieber einen beschei-
deneren Betrag, und einige können oder werden nur 
sehr wenig bezahlen, entweder weil ihnen die Musik 
nicht viel bedeutet oder sie nicht das Geld dazu ha-
ben. Spotify kämpft jedoch dafür, zu sagen, was wie 
viel wert ist, und muss daher einen einheitlichen Preis 
für alle festlegen. Und ein gewinnorientiertes Unter-
nehmen wie Spotify wird nie einen Preis festlegen, der 
die Zugangsmöglichkeit für die Benutzer maximiert. 
Dies liegt daran, dass Spotify ab einem bestimmten 
Punkt, obwohl eine Senkung des Preises Spotify mehr 
Kunden bringen würde, nicht mehr genügend Umsatz 
damit erzielen würde, um den Rückgang der Einnah-
men aus jedem der bestehenden Abonnenten auszu-
gleichen. Ein privates Monopol garantiert also quasi 
den Ausschluss einer erheblichen Anzahl potenzieller 
Nutzer.8 Das Open-Musik-Modell löst dieses Problem, 

8	 Dasselbe gilt auf der Angebotsseite des Marktes, wo Spotify 
für die von ihm gesendeten Aufnahmen bezahlt. Wenn es ein 
Monopol hätte, wäre es in einer noch mächtigeren Position 
bei Verhandlungen mit Plattenfirmen und Künstlern und wür-
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indem es einen universellen Dienst anbietet und tau-
sende andere Dienste florieren lässt.

Plattformbesitzer haben grundsätzlich andere Inter-
essen als Nutzer und Künstler: Offene Plattformen mit 
Wettbewerb mögen für Nutzer und Künstler großartig 
sein, hingegen ist eine monopolistische Plattform für 
Investoren attraktiver. Darüber hinaus hat eine Platt-
form wie Spotify starke Anreize, ihre Macht dafür zu 
benutzen, die Entwicklung des Ökosystems so zu 
gestalten, dass ihr Einfluss erhalten und verbessert 
wird. Insbesondere werden Plattformen Innovationen 
oder Entwicklungen, die ihr Monopol bedrohen, ein-
schränken oder unterbinden wollen. Ein solches Mo-
nopol, wenn es nicht kontrolliert wird, verleiht nicht nur 
die Macht über das Musikhören, sondern auch über 
Künstler und Plattenfirmen sowie über technologische 
Innovationen im Zusammenhang mit dem Zugang zu 
und der Entdeckung von Musik.

Das Open-Modell wäre keine proprietäre Plattform, 
die Künstler und Nutzer ausnutzt, sondern eine neu-
trale Plattform, die demokratisch beaufsichtigt wird, 
die zwischen Nutzern und Anbietern vermittelt, die Re-
geln festlegt, die Gebühren erhebt und sie so einsetzt, 

de die Preise drücken können. Dies würde bedeuten, dass 
weniger Aufnahmen produziert würden, was zum Nachteil der 
Allgemeinheit wäre. Plattenfirmen und Künstler machen sich 
bereits Sorgen um die Macht von Plattformen wie Spotify, und 
ein Monopol würde diese Macht vervielfachen. Stattdessen 
sollten die Produzenten ein Open-Musik-Modell unterstützen, 
das längerfristig sicherstellt, dass die Künstler mehr Absatz-
möglichkeiten, mehr Präsenz und einen besseren Umgang 
mit mehr Verhandlungsmacht haben.
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dass das Ergebnis für die Gesellschaft als Ganzes, ein-
schließlich der Nutzer und Urheber, optimiert ist.

Es besteht keine Notwendigkeit für eine Regierung, 
ein eigenes Spotify zu gründen. Es ist nicht erforder-
lich, dass sie einen Streaming-Dienst betreibt, Apps 
für Smartphones erstellt oder Playlisten speichert. 
Sie würde lediglich ein standardisiertes, automati-
sches, pauschales Lizenzierungssystem einführen, 
nach dem jede Firma einen Dienst zur Bereitstellung 
von Musik einrichten könnte, indem sie Playlists und 
Apps anbietet. Im Gegensatz zu Spotify heute wür-
den diese Anbieter lediglich als technische Vermittler 
dienen, nicht als legale Händler. Sie würden keine Li-
zenzverhandlungen führen. Mit anderen Worten, im 
Open-Music-Modell würde der Staat ein universelles 
rechtliches Protokoll für die Lizenzierung von Musik 
bereitstellen. Dies würde nicht nur einen universel-
len Zugang zur Musik und ein besseres Angebot für 
Künstler bieten, sondern auch Innovationen bei der 
Suche nach neuen technischen Möglichkeiten fördern 
und Musik für die Nutzer zugänglich machen. So ein 
rechtliches Protokoll für ein Open-System würde einen 
wettbewerbsfähigen Markt für Musikdiensteanbieter 
schaffen, so wie die offenen Internetprotokolle einen 
wettbewerbsfähigen Markt für Internetdiensteanbieter 
geschaffen haben (die Unternehmen, auf die wir uns 
alle verlassen, um uns zu vernetzen).

Damit handelt es sich nicht um ein Verstaatlichungs-
programm. Staatlich geförderte Monopole können 
schrecklich sein und die Nachteile eines privaten Mo-
nopols mit zusätzlichen Schichten von Bürokratie ver-
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schlimmern. In diesem Fall wäre die Rolle des Staates 
die der Wettbewerbsförderung. Es waren Staaten, die 
anfänglich Urheberrechtsmonopole gewährt haben; 
jetzt könnten sie stattdessen pauschale Pflicht-Lizen-
zen einführen, womit unerwünschte Monopole abge-
baut werden könnten.

Es steht jedem frei, einen neuen Song über jeden 
gewünschten Kanal anzubieten und einen Anteil am 
Vergütungsfonds im Verhältnis zur Häufigkeit, wie 
oft er gespielt wird, zu erhalten. Umgekehrt könnten 
Bürger jederzeit und von überall auf Musik zugreifen. 
Schließlich, vielleicht das Wichtigste, gäbe es keine 
Einschränkungen, um die Entwicklung auf der Lizen-
zierungsplattform zu verhindern: Jeder könnte ein 
neues Unternehmen oder eine neue Art von Geschäft 
im Zusammenhang mit Musik gründen. Dies würde 
nicht nur Innovationen in der Technologiebranche 
anregen, die direkt mit dem Schreiben, Produzieren 
und Verteilen von Musik zu tun haben, sondern auch 
indirekte Auswirkungen auf ganz andere Branchen 
haben, wie z. B. Restaurants, die Musik spielen, oder 
Start-ups, die mit künstlicher Intelligenz arbeiten, weil 
diese den Zugriff auf Musikdatenbanken für ihre Ler-
nalgorithmen benötigen.

Gleiches gilt auch für andere Medien. Netflix wäre 
ein ebenso gutes Beispiel. Wie Spotify bietet es ein 
preiswertes, vollwertiges Sammelsurium aus Filmen, 
Serien und Fernsehen an. Wie Spotify ist es eine Platt-
form mit einer hohen Börsenbewertung, die auf dem 
Potenzial basiert, überwältigend dominant zu werden. 
Wie am Beispiel Spotify gezeigt, wie ein Open-Modell 
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funktionieren könnte, könnte dies auch auf Dienste 
angewendet werden, die Filme, Serien und Fernse-
hen anbieten. So wie es in der Musik Verwertungsge-
sellschaften gibt, existieren mit dem öffentlich-recht-
lichen Fernsehen praktische Beispiele dafür, wie ein 
staatlich koordiniertes Open-Modell funktionieren 
könnte, wenn auch in etwas anderer Form als der vor-
geschlagene Vergütungsrechtsansatz. Die BBC stellt 
ihre Inhalte den britischen Bürgern, die fast alle eine 
Abgabe in Form einer Fernsehlizenz zahlen, frei zur 
Verfügung, und ähnliche Modelle für öffentlich-recht-
liche Sender gibt es in vielen anderen Ländern (z. B. 
den deutschen Rundfunkbeitrag). Doch wie bei der 
Musik ist die derzeitige Branchenstruktur für Filme, Se-
rien und Fernsehen ineffizient, chaotisch und anfällig 
für die Dominanz einer einzigen Firma. Das Geschäft 
mit Film und Fernsehen ist noch eine Größenordnung 
größer als das mit Musik, und die Vorteile, die man aus 
einem Open-Modell ziehen könnte, sind daher auch 
entsprechend größer und erreichen jedes Jahr neue 
Größenordnungen steigender Milliarden in Pfund, 
Euro oder Dollar.

Die Erstfinanzierung von Musik in einer offenen Welt 
könnte auf dem derzeitigen Niveau beginnen. Die Ge-
samteinnahmen für die weltweite Musikindustrie lie-
gen bei rund 15 Milliarden Dollar. Doch Schätzungen 
zufolge gehen nur etwa 13 % davon an die Künstler, 
während etwa ein Viertel in Marketing und Werbung 
investiert wird. In einer offenen Welt würden Künst-
ler in der Regel einen höheren Prozentsatz erhalten, 
gleichzeitig aber auch für die Vermarktung ihrer eige-
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nen Musik aufkommen. Nehmen wir zum Beispiel an, 
dass 40 % des heutigen Umsatzes an Künstler gehen 
würde. Die notwendigen Mittel, um die Einnahmen aus 
Monopolrechten zu ersetzen, würden dann weltweit 
rund 6 Milliarden Dollar pro Jahr betragen, wobei der 
Löwenanteil aus den USA und der EU (jeweils rund 
ein Drittel des globalen Musikmarktes) und aus Japan 
(18 %) kommt.

Die notwendigen Einnahmen dafür könnten von 
den Regierungen auf verschiedene Weise erhoben 
werden. Wenn dies durch eine allgemeine Besteuerung 
geschehen würde, würde es in den USA weniger 
als einen Dollar pro Monat und Person betragen. 
Alternativ könnte es beispielsweise eine Abgabe 
auf digitale Geräte geben, die Musik abspielen oder 
speichern können. Mit 264 Millionen Internet- und 
Mobilfunktarifen in den USA im Jahr 2015 würde der 
Aufschlag zu jeder Rechnung 0,62 US-Dollar pro 
Monat betragen.

Ein neuartigerer Ansatz wäre die Besteuerung von 
Online-Werbung. Viele große Online-Unternehmen, 
insbesondere solche, die Inhalte (Medien-Content) 
nutzen, werden stark durch Werbung finanziert. So 
ist beispielsweise Google, das den größten Teil sei-
nes Geldes mit Werbung verdient, stark auf die Nut-
zung von Inhalten angewiesen, die von anderen frei 
bereitgestellt werden. YouTube basiert auf Videos und 
Musik, die von anderen bereitgestellt werden, und die 
Google-Suchmaschine wäre ohne den Zugriff auf alle 
offenen Inhalte im World Wide Web wenig nützlich. 
Ebenso stammen die Einnahmen von Facebook fast 
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ausschließlich aus Werbung, doch das Facebook-Pu-
blikum wird von den Inhalten der Nutzer selbst an-
gezogen. Derzeit wird nur ein winziger Teil all dieser 
Gelder an die Urheber der Inhalte ausgezahlt; fast 
keine Einnahmen aus der Suchmaschinenwerbung 
von Google erreichen diese, und selbst YouTube, das 
eine Vereinbarung über die Aufteilung der Einnahmen 
hat, zahlt nur einen kleinen Teil seiner Einnahmen an 
die Rechteinhaber. Eine Steuer auf Online-Werbeein-
nahmen zur Finanzierung von Open-Information-Gü-
tern wäre daher aus Gründen der Fairness und als 
transparentes Mittel zum Nutzen von Künstlern und 
Rechteinhabern attraktiv.
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8	 Wie das Geheimnis des Lebens fast 
geheim geblieben wäre 

Am 26. Juni 2000 verkünden Bill Clinton und Tony Blair 
in Washington und London den ersten Entwurf der 
vollständigen Entzifferung des menschlichen Genoms, 
den gemeinsamen genetischen Code aller Menschen. 
Von der Bedeutung her wird die Entschlüsselung des 
menschlichen Genoms mit der ersten Mondlandung 
oder sogar der Erfindung des Rades gleichgesetzt. 
Es fehlte in der Bekanntgabe und einem Großteil der 
Berichterstattung darüber jedoch ein wesentlicher 
Fakt. Und zwar, dass das Genom – die wichtigste Da-
tenbank der Natur – »offen« (open), öffentlich und frei 
zugänglich sei, damit jeder es einsehen und nutzen 
könne, seien es Forscher, Start-up-Unternehmen oder 
Schulkinder.

Die Berichterstattung machte auch nicht deutlich, 
wie kurz davor es gewesen war, dass das Genom 
»geschlossen« gehalten worden und von einem ein-
zigen privaten Unternehmen kontrolliert und beses-
sen worden wäre, so dass es nur begrenzten Zugang 
für diejenigen gegeben hätte, die dafür bezahlt und 
sich bereit erklärt hätten, die Informationen ebenfalls 
geschlossen zu halten, um das Monopol zu bewahren.

Wichtig zu wissen ist: Das menschliche Genom ist 
eine 3 Milliarden lange Buchstabenkette, die das Re-
zept dafür liefert, wie man einen Menschen erschafft, 
von Proteinen über Zellen bis hin zu einem ganzen 
lebenden und atmenden Wesen. Die Datenbank hat 
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einen immensen Wert für die Wissenschaft und Me-
dizin. Sie ermöglicht Gene zu lokalisieren und zu ver-
stehen und kann den Schlüssel zu Behandlungen für 
die verschiedensten Krankheiten von Mukoviszidose 
bis Krebs liefern.

Die Daten zum Genom »offen« zu legen bedeutete, 
dass sich so viele Menschen wie möglich mit der Ar-
beit der Entschlüsselung, Analyse, Nutzung und Ver-
besserung beschäftigen können. Ihre Offenlegung 
hat die Forschung beschleunigt und Innovationen an-
geregt, Leben gerettet und Milliarden von Dollar an 
sozialem und privatem Wert generiert. Im Jahr 2013 
schätzten Ökonomen, dass die Offenlegung dieser 
Informationen für alle zu einem Anstieg der nachfol-
genden Forschung und Produktentwicklung um 20 
bis 30 % geführt hat. Und jenseits rein wirtschaftlicher 
Überlegungen ist es natürlich angebracht, dass unser 
gemeinsamer genetischer Code, der jedem mensch-
lichen Wesen gemeinsam ist, selbst auch von allen 
geteilt wird. Es wäre eine Farce gewesen, wenn man 
zugelassen hätte, dass er sich im Besitz eines einzigen 
Monopolisten befunden hätte.

Das Entschlüsselung des menschlichen Genoms ist 
eines der größten Open-Information-Projekte, die es 
je gab. Es zeigt, dass die Offenlegung von Informa-
tionen sowohl möglich als auch erstrebenswert ist. 
Die öffentliche, offene und freie Information hat sich 
als besser erwiesen. Sie hat geringere Kosten, führt 
zu schnelleren Ergebnissen und hat einen höheren 
Mehrwert für die Gesellschaft. Und das Genomprojekt 
war nicht klein. Mehrere hundert Millionen Dollar an 
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öffentlichen und gemeinnützigen Mitteln waren nötig, 
um es zu verwirklichen. Jeder, der daran zweifelt, dass 
offene Informationen effektiv und effizient in großem 
Maßstab erstellt werden können, muss sich bloß die-
ses Beispiel ansehen.

Das offene Genom ist auch ein Mikrokosmos aus 
öffentlich finanzierter Wissenschaft und Forschung, 
ein kumulatives Unternehmen, das sich von der Royal 
Society im London des 17. Jahrhunderts bis zum heuti-
gen National Institute of Health in den USA erstreckt. 
Insgesamt ist die Wissenschaft mit ziemlicher Sicher-
heit der größte Produzent von neuen Informationen, 
neuen Erkenntnissen und neuem Wissen aller Zeiten, 
und Offenheit steht dabei im Mittelpunkt. Obwohl 
auch Wissenschaft in jüngster Zeit unter Korruption 
gelitten hat (insbesondere durch sich in Eigenbesitz 
befindende Verlage und einen zunehmenden Druck 
zur Kommerzialisierung), widmet sich die öffentlich fi-
nanzierte Wissenschaft weiterhin der Erstellung und 
dem Austausch von offenen Informationen. Das We-
sen der Wissenschaft ist die »Veröffentlichung«, also 
der Austausch der Forschungsergebnisse mit anderen 
Wissenschaftlern und der Gemeinschaft insgesamt. 
Offenheit ist von zentraler Bedeutung für den kumula-
tiven und kollaborativen Charakter von Wissenschaft. 
Wie Isaac Newton wusste, steht jeder Wissenschaftler 
auf den Schultern derer, die schon zuvor da waren.
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8.1	 Das Geheimnis des Lebens

Am 28. Februar 1953 stand Francis Crick im Eagle Pub 
in der Benet Street in Cambridge auf und rief: »Wir ha-
ben das Geheimnis des Lebens gefunden!« Ob einer 
seiner Mittrinker in der Mittagspause verstand, was er 
damit meinte, darüber berichtet die Geschichte nichts. 
Aber heute wissen wir, was er meinte: Er meinte, dass 
er und sein Kollege James Watson die Struktur der 
DNA (deoxyribonucleic acid; dt. DNS für Desoxyribo-
nukleinsäure) entdeckt hatten, der Substanz in den 
Zellen aller Tiere, auch der Menschen, die den gene-
tischen Code trägt.

Es ist die Kodierung für jede Zelle in unserem Körper, 
die alles von der Haarfarbe bis zur Funktion unserer 
Nieren bestimmt. Watson und Crick hatten gezeigt, 
dass es sich um zwei lange Sequenzen von vier Basen 
oder »Buchstaben« – A, G, C, T – handelt, die in einer 
Doppelhelix miteinander verbunden sind. (Die Sequenz 
von 3 Milliarden Basen ist so lang, dass die DNA, wenn 
man sie auf die Breite eines Baumwollfadens skaliert, 
fast 200 km lang wäre.) Innerhalb dieser Sequenz gibt 
es viel kürzere Buchstabenketten, die das Rezept für 
jedes Protein bilden, und diese Teilzeichenketten wer-
den »Gene« genannt. Innerhalb der DNA-Sequenz gibt 
es Millionen von Gene, getrennt durch Klumpen von 
»Junk«-DNA. Sie werden Junk genannt, weil sie keine 
Funktion haben (oder zumindest wissen wir noch nicht, 
welche Funktion sie haben). Gene kodieren jedes Pro-
tein, das wir benötigen, und aus den Proteinen sind alle 
Zellen in unserem Körper aufgebaut.
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Die Entdeckung der Struktur der DNA im Cavendish 
Laboratory in Cambridge eröffnete der Welt einen 
riesigen neuen Horizont. Watson und Crick wussten, 
dass man die gesamte Sequenz der DNA ausarbeiten 
müsste, um den vollen Code des Lebens selbst zu er-
halten. Diese Sequenz und eine Katalogisierung der 
Gene darin wären die Basis für das Verständnis von 
Aspekten der Biologie und Medizin, die wesentlich 
sind für das Verständnis der Natur der Evolution und 
der Ursachen genetischer Krankheiten. Sie würde 
es den Wissenschaftlern ermöglichen, die Mechanis-
men der Zelldifferenzierung zu erforschen und auch 
zu verstehen. Zelldifferenzierung ist die Möglichkeit, 
dass sich Zellen, die alle die gleiche DNA enthalten, 
spezialisieren, verschiedene Aufgaben im Körper zu 
erfüllen. Zum Beispiel werden einige zu Leberzel-
len und reinigen das Blut, während andere Teil des 
Auges werden und es uns ermöglichen zu sehen. 
Wenn diese Differenzierung verstanden wird, kann 
herausgefunden werden, wie neue Zellen jeglicher 
Art gezüchtet werden können, um Körperteile, die 
abgenutzt oder beschädigt wurden, zu heilen oder 
zu ersetzen.

Von dem Moment an, als Watson und Crick 1953 in 
einem Paper im Magazin »Nature« ihre Entdeckung 
bekannt gaben, startete die Jagd nach der menschli-
chen DNA. Die Wissenschaftler wussten jedoch, dass 
es nicht einfach sein würde. Obwohl die Struktur er-
raten worden war, gab es immer noch keine Möglich-
keit, die einzelnen Buchstaben zu untersuchen oder 
zu lesen. Auch wenn die Sequenz bekannt war, blieb 
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geheim, wie die DNA funktioniert und wie Gene tat-
sächlich einen lebenden Organismus bilden.

Die Veröffentlichung des Papers von Watson und 
Crick sagte Wissenschaftlern jedoch, dass eine Se-
quenzierung möglich sei. Doch es sollte noch fast 
fünfzig Jahre dauern, bis das International Human Ge-
nome Sequence Consortium im Juni 2000 den ersten 
Arbeitsentwurf des vollständigen genetischen Codes 
des Menschen veröffentlichte und für alle zugänglich 
machte.

In der Endphase war die Sequenzierung jedoch zu 
einem Rennen zwischen zwei konkurrierenden Model-
len geworden. Auf der einen Seite standen öffentlich 
geförderte Wissenschaftler, die sich für die Schaffung 
eines für alle zugänglichen offenen Genoms einsetz-
ten. Auf der anderen Seite stand Celera Genomics, 
eine private Firma, die eine proprietäre Kontrolle über 
das Genom zusammen mit Patenten auf die wertvollen 
Gene anstrebte.

8.2	 Die Entschlüsselung des DNA-Codes

In den 1970er Jahren hatte der britische Biochemi-
ker Fred Sanger die erste praktische Methode zum 
Auslesen der Buchstaben in einer DNA-Sequenz er-
funden. Damit hatten er und sein Team erstmals die 
Sequenz eines ganzen Organismus, des Bakteriopha-
gen phiX174, entziffert, den sie ausgewählt hatten, weil 
dessen gesamtes Genom nur 5000 Buchstaben lang 
war. Ihre Technik besteht darin, die DNA in Fragmente 
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zu zerlegen, sie zu »klonen«, um viele Kopien zu erstel-
len, komplexe chemische Reaktionen durchzuführen, 
um so die Fragmente zu sequenzieren und sie dann 
sorgfältig und nacheinander wieder zusammenzufü-
gen. Dafür erhielt Sanger 1980 zusammen mit anderen 
den Nobelpreis für Chemie und im Wesentlichen wird 
die gleiche Technik auch heute noch von Sequenzern 
verwendet.

Zuerst wurde jede Prozedur von Hand durchgeführt, 
und das Auslesen von ein paar tausend Buchstaben 
dauerte Jahre, aber im Laufe der Zeit verbesserte sich 
die Technologie, und Mitte der 80er Jahre begannen 
die Menschen, über die Sequenzierung viel größerer 
Organismen – sogar Menschen – zu sprechen. 1986 
schätzte der Harvard-Forscher Walter Gilbert auf einer 
vom US-Büro für Gesundheits- und Umweltforschung 
einberufenen Konferenz in Santa Fe, dass der gesamte 
menschliche Code für 1 US-Dollar pro Buchstaben 
(oder 3 Milliarden US-Dollar für das gesamte Genom) 
gelesen und damit bis Mitte der 2000er Jahre voll-
ständig gelesen werden könnte. Beide Schätzungen 
wurden nach dem Stand der Technik als optimistisch 
angesehen, und es gab erheblichen Widerstand 
gegen so viele Ausgaben für ein einzelnes Projekt. 
Allerdings konvergierten zwei wichtige Kräfte, nämlich 
die technologische Machbarkeit des Projekts und das 
wachsende Interesse potenter Geldgeber an der bio-
logischen »Großforschung«. Das menschliche Genom 
war ein ehrgeiziges, medienwirksames Projekt, das 
Journalisten verstehen konnten, und es war ein Pro-
jekt für die egoerweiternde Leistung, mit der Politiker 
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und Milliardäre sich gerne in Verbindung bringen las-
sen. Es war genau die Art von Projekt, die die riesigen 
Summen anlocken konnte, die benötigt wurden, um 
die Arbeit zu erledigen.

Im Jahr 1989 genehmigte der Kongress die Finanzie-
rung. Das Human Genome Project, das im folgenden 
Jahr offiziell gestartet wurde, hatte das Ziel, bis 2005 
die Arbeit abzuschließen, und wurde von James Wat-
son selbst geleitet. Andere Länder waren ebenfalls 
aktiv, darunter Japan, Frankreich und das Vereinigte 
Königreich. Tatsächlich sollte Großbritannien trotz sei-
ner relativ geringen Größe eine führende Rolle bei 
dem spielen, was folgte, vor allem dank John Sulston 
und seiner Forschergruppe am MRC Laboratory for 
Molecular Biology in Cambridge.

8.3	 Über Würmer und Menschen

Sulston war einer der Charakterköpfe, die sich nur 
schwer erfinden lassen. Er verbrachte eineinhalb 
Jahre damit, zweimal täglich vier Stunden am Stück 
durch ein Mikroskop zu schauen, um die Zellteilung in 
den Embryonen von Nematodenwürmern in Echtzeit 
zu verfolgen. Er war leidenschaftlicher Wissenschaft-
ler und betrachtet Wissenschaft als eine höhere Be-
rufung und zwar nicht wegen des Ruhmes oder des 
Geldes, sondern als eine offene und gemeinsame Un-
ternehmung, die sich der Entwicklung eines besseren 
Verständnisses unserer Welt widmet. Demütig, enga-
giert, mit Brille und üppigem Bart (und gelegentlich 
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Sandalen), war er ein Lehrbuch-Wissenschaftler aus 
einer anderen Welt. Zwei Jahre nach der Verleihung 
des Nobelpreises 2002 wurde er eingeladen, in Genf 
über Offenheit in der Wissenschaft zu sprechen. Den 
Organisatoren fehlte es jedoch an Geld, um die loka-
len Hotels zu bezahlen. Um zu helfen, ging Sulston 
gerne freiwillig in die örtliche Jugendherberge. Auch 
wenn er weltfremd ausgesehen haben mag, so besaß 
Sulston doch eine starke Entschlossenheit und uner-
wartete politische sowie Managementfähigkeiten, 
die sich in den Jahren des Projektes als unerlässlich 
erweisen würden, da das Genomprojekt an Größe, 
Komplexität und Dringlichkeit zunahm.

Bis 1990 widmete er sich fast ein Vierteljahrhundert 
der Erforschung der Genetik und Entwicklungsbio-
logie des Nematodenwurms. Ausschlaggebend war, 
dass er in den letzten fünf Jahren eine »Karte« von 
dessen Genom erstellen konnte. Seine Forschungs-
gruppe war eine der beiden führenden auf diesem 
Gebiet. Die andere wurde von seinem engen Kolle-
gen Bob Waterson an der Washington University in St. 
Louis geleitet. Es mag merkwürdig erscheinen, aber 
es bedeutete, dass beide Teams bestens geeignet 
waren, um herausragende Rollen im Wettlauf um das 
menschliche Genom zu übernehmen.

Der bescheidene Nematodenwurm scheint weit weg 
von einem Menschen zu sein. Doch um etwas Großes 
wie das menschliche Genom zu entschlüsseln, muss 
man klein anfangen und sich daran weiterentwickeln. 
Der Fadenwurm war 30 Jahre lang intensiv untersucht 
worden, gerade weil er eines von wenigen Tieren war, 
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die sich perfekt als »Prototyp« eigneten. Er war über-
schaubar einfach, mit nur 579 Zellen und einem Ge-
nom von »nur« 100 Millionen Buchstaben, und doch 
komplex genug, um ein rudimentäres Nervensystem 
und Verhaltensweisen von viel komplexeren Tieren 
einschließlich des Menschen zu besitzen. Damit war er 
zu einem der wenigen umso wichtigeren »Trittsteine« 
auf dem Weg zur Sequenzierung des menschlichen 
Genoms geworden. Nicht nur das Genom des Faden-
wurms war wertvoll, sondern auch die bei seiner Se-
quenzierung entwickelte Technologie und das Fach-
wissen, die direkt auf die Sequenzierung der mensch-
lichen DNA übertragen werden konnten.

So lud Watson 1990, als das Human Genome Project 
begann, Sulston und Bob Waterson zur Mitarbeit ein. 
Damals war das größte jemals sequenzierte Genom 
das menschliche Cytomegalie-Virus, für das fünf Jahre 
gebraucht wurden und das weniger als 300.000 Ba-
sen hatte. Aber Sulston, Waterson und Crick einigten 
sich schnell auf das sehr ehrgeizige Ziel, die drei Milli-
onen und damit zehnmal so vielen Basen des Wurms 
in nur drei Jahren für 4,5 Millionen Dollar zu sequen-
zieren.

Sie haben den Plan in Zeit und Kosten übererfüllt. Ein 
großer Teil dieser Leistung war möglich durch die Ver-
fügbarkeit der neuen ABI-Sequenzierautomatik der 
Firma Applied Biosystems. Bereits 1987 als Prototyp 
verfügbar, war diese um Größenordnungen schnel-
ler als die aufwändige Sequenzierung von Hand. Im 
Vergleich zu dem, was später kam, waren die Maschi-
nen jedoch immer noch langsam und teuer – jeweils 
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mehrere hunderttausend Dollar –, aber sie waren der 
Beginn eines Fortschritts, der bis heute andauert. Seit 
1990 sind die Kosten für die Sequenzierung pro Basis 
hundertmillionenfach gesunken, von einer Million Dol-
lar pro Megabasis (Millionen Basen) auf einen Cent.

Die Beteiligung von Applied Biosystems verdeut-
lichte das zunehmende Interesse kommerzieller, durch 
Venture-Capital finanzierter Unternehmen an der Ge-
nomik. Unterstützt durch die wachsende Bereitschaft 
des US-Patentamtes und der Gerichte, Patente sowohl 
für Gene als auch für allgemeine Informationen zuzu-
lassen, floss immer mehr Kapital hinein. Ende der 80er 
Jahre war das Interesse noch recht verhalten, und als 
Walter Gilbert, der 1980 den Nobelpreis mit Sanger 
geteilt hatte, 1987 eine private »Genome Corporation« 
gründete, waren seine Kollegen schockiert. (Das Un-
ternehmen starb bei dem Börsencrash im selben Jahr.) 
Bald nach Beginn des Human-Genome-Projektes im 
Jahr 1990 erlebten Genmapping und Sequenzierung 
jedoch einen gewissen Goldrausch, und 1992 bis 1993 
wuchs die Aktivität auf diesem Gebiet rasant.

Am bemerkenswertesten war die Intervention von 
Craig Venter im Jahr 1992. In den zehn Jahren zuvor 
hatte er an einem Forschungsinstitut gearbeitet, das 
vom National Institute of Health der amerikanischen 
Regierung finanziert wurde. Dort war er ein früher An-
wender von automatisierten Sequenziergeräten. Ein 
Großteil seiner Arbeit hatte sich auf die Sequenzie-
rung kurzer 200-Basen-Stränge der DNA am Ende 
von Genen konzentriert (bekannt als »exprimierte Se-
quenz-Tags«). Im Jahr 1991 hatte er sich nachdrücklich 
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für die Patentierung dieser Produkte ausgesprochen. 
Diese Idee hatte jedoch zu Konflikten innerhalb des 
Institute of Health und mit Jim Watson geführt, der 
sich wegen deren negativer Auswirkungen auf For-
schung und Zugang zu Forschungsergebnissen ge-
gen Patente auf genetische »low-level«-Informationen 
aussprach.

Ambitioniert und frustriert darüber, fühlte Venter die 
mangelnde Unterstützung für seinen Ansatz innerhalb 
der NIH, so dass er 1992 kündigte und mit 70 Millionen 
Dollar Risikokapital von einer von Wallace Steinberg 
geführten Investmentgesellschaft das Institute for Ge-
nomic Research gründete. Damit sollte ein alternati-
ver Ansatz zur Genomsequenzierung verfolgt werden, 
der sich auf exprimierte Sequenz-Tags und die soge-
nannte »Shotgun«-Methode konzentrierte. Während 
Venter‘s ein gemeinnütziges Institut war und er und 
sein Team planten, ihre Arbeit zu veröffentlichen, gab 
es einen Haken: Steinberg hatte nicht aus Philanthro-
pie investiert. Parallel zum Institut von Venter gründete 
Steinberg das kommerzielle Unternehmen Human Ge-
nome Sciences, an dem Venter und Kollegen Anteile 
halten würden und das sechs Monate lang exklusiven 
Zugang zu allen Daten (einschließlich der wertvollen 
exprimierten Sequenz-Tags) hatte. Dieser Zugang 
würde auf zwölf Monate verlängert werden, wenn 
die Informationen wertvoll erschienen. Auch danach, 
obwohl akademische Wissenschaftler die Daten ein-
sehen konnten, würde die Human Genome Sciences 
die »Zugriffsrechte« auf alle weiteren kommerziellen 
Entwicklungen behalten. Das Unternehmen war ein 
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fast sofortiger Erfolg: Es wurde ein Deal abgeschlos-
sen, um den speziellen Zugriff auf die Daten an den 
Pharmariesen SmithKline Beecham für 125 Millionen 
Dollar zu verkaufen und Venter und seine Geldgeber 
über Nacht zu Millionären zu machen.

Für die öffentlichen Forscher, wie Sulston, war die-
ses Vorgehen von großer Brisanz. Mit seinen hohen 
technologischen Anforderungen würde die Sequen-
zierung des gesamten menschlichen Genoms Milliar-
den von Dollar kosten. Mit ihren dicken Portemonnaies 
könnten kommerzielle Interessenten durchaus in der 
Lage sein, öffentlich finanzierte Bemühungen zu über-
bieten und so die Genomdaten privat zu halten, sie zu 
sperren und den Zugang für andere einzuschränken 
oder zu verweigern. Sulston und Waterson, als die er-
folgreichsten Sequenzer der Welt, waren bereits von 
privaten Unternehmen umworben worden, und jetzt 
sahen sie, dass kommerzielle Interessensgruppen in 
den USA zunehmenden politischen Druck ausübten, 
damit öffentliche Gelder abgeschnitten würden und 
so das Feld den privaten, gewinnorientierten Interes-
sensgruppen überlassen würde.

8.4	 Wellcome tritt in Erscheinung

In diesem entscheidenden Moment erschien ein uner-
warteter weißer Ritter. Es handelte sich um den Well-
come Trust. Der Trust wurde 1936 nach dem Tod von 
Sir Henry Wellcome, einem Pharmaunternehmer und 
Tycoon, gegründet. Wellcome hinterließ dem Trust 
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alle seine Anteile an seiner Firma Wellcome Founda-
tion, später Wellcome plc, dann Glaxo Wellcome, das 
schließlich in GlaxoSmithKline aufgegangen war. Zu-
nächst war der Trust recht langsam gewachsen, profi-
tierte aber dann enorm vom Anstieg der Aktienmärkte 
in den 1980er Jahren, die für Pharmaunternehmen 
besonders bullish gewesen waren. Dann hatte Glaxo 
Wellcome einen besonderen Schub durch den Erfolg 
des Anti-HIV-Medikaments AZT erhalten, das sich in 
seinem Besitz befand. Im Jahr 1992 hatte der Trust 
einen Teil seiner Anteile verkauft und wurde zur wohl-
habendsten privaten medizinischen Forschungsorga-
nisation der Welt. Das jährliche Budget verdoppelte 
sich von 100 Millionen Pfund auf 200 Millionen Pfund 
pro Jahr (350 Millionen Dollar im Jahr 1992 und fast 1 
Milliarde Dollar nach heutigem Wert).

Dies hätte nicht zu einem besseren Zeitpunkt ge-
schehen können, denn 1992 war das Krisenjahr für 
das Humangenomprojekt. Es gab nicht nur die wach-
sende Bedrohung durch die kommerziellen Akteure, 
sondern auch das Ende der ersten dreijährigen För-
derung des Projekts im Jahr 1993. Das Problem war 
für Sulston und sein Team am Laboratory for Molecu-
lar Biology in Cambridge besonders akut. Sie waren 
sich sehr wohl bewusst, dass sie bereits die begrenz-
ten Mittel des Medical Research Council in Anspruch 
nahmen, dessen Budget nur einen Bruchteil der Mil-
liarden betrug, die dem National Institute of Health 
in den USA zur Verfügung standen. Aber plötzlich 
kam aus dem Vereinigten Königreich ein Geldgeber 
mit dickem Geldbeutel, und er war privat, was aus 
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zwei entscheidenden Gründen wichtig war: Er war 
(weitestgehend) immun gegen politischen Druck und 
konnte sich viel agiler bewegen als jeder Geldgeber 
im öffentlichen Sektor mit all den Einschränkungen 
von Bewertungen, Kontrollen und behördlichen Ge-
nehmigungsverfahren.

Sulston wandte sich an Wellcome zur Beschaffung 
neuer Mittel. In nur wenigen Monaten traf der Trust 
eine Entscheidung und im Sommer 1992 stimmte er 
zu, 40 bis 50 Millionen Pfund über einen Zeitraum von 
fünf Jahren bereitzustellen, nicht nur, um die Arbeit an 
dem Wurm fortzusetzen, sondern auch, um die Arbeit 
am menschlichen Genom zu beschleunigen. Zu den 
Zuschüssen gehörte auch die Unterstützung bei der 
Schaffung eines völlig neuen Campus vor den Toren 
Cambridges, der als Sanger Center bezeichnet wird.

Noch besser war, dass die Wellcome-Subvention 
in anderen Bereichen Anreiz für weitere Maßnahmen 
war. Der britische Medical Research Council reagierte 
im Juni 1993 auf die Förderung durch Wellcome und 
verpflichtete sich zu mehr Unterstützung als jemals 
zuvor: Es wurden 10 Millionen Pfund über fünf Jahre 
investiert, um die Wurmsequenzierung abzuschlie-
ßen. Nur drei Jahre zuvor hatte es lediglich Budget 
gegeben, um 3 % des Wurmgenoms in drei Jahren zu 
sequenzieren; nun galt es, die restlichen 97 % in den 
nächsten fünf Jahren fertigzustellen und gleichzeitig 
am menschlichen Genom zu arbeiten. Wellcomes 
Subventionen beflügelten Maßnahmen in den USA, 
so dass auch das National Institute of Health seine 
Mittel für die Labore von Bob Waterson erhöhte.
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Mit diesen neuen Fördermitteln konnte der gesamte 
Prozess hochskaliert und industrialisiert werden. Für 
Sanger arbeiteten bald mehr als 200 Mitarbeiter mit 
Dutzenden von Sequenziergeräten rund um die Uhr, 
sieben Tage die Woche. Die Ambitionen, etwas zu 
erreichen, wuchsen ständig. Und als sich der »Wurm 
vorwärtswand« und sich die Technologie verbesserte, 
begann sich die Aufmerksamkeit auf das menschli-
che Genom, den heiligen Gral, zu richten. Doch das 
menschliche Genom ist dreißigmal größer, daher des-
sen Sequenzierung viel teurer und wegen der größe-
ren Anteile an Wiederholungen innerhalb der Sequenz 
viel komplexer als beim Wurm.

Waterson flog im Herbst 1994 nach Cambridge, um 
Sulston zu besuchen, und war noch unsicher darüber, 
was und in welchem Zeitrahmen das Ziel erreicht wer-
den könnte. Auf dem Weg nach Hause entwickelte er 
einen »unanständigen Vorschlag«. Die Sequenzierung 
des menschlichen Genoms sollte auf 600 Megabasen 
pro Jahr hochgefahren werden, wobei der Aufwand 
auf drei Labore verteilt werden sollte: sein eigenes 
Labor, das von Sulston und ein drittes, welches noch 
identifiziert werden musste. In dieser Größenordnung 
wären sie in der Lage, mit 10 Cent pro Base zu se-
quenzieren (einem Zehntel der ein Jahrzehnt zuvor 
geschätzten Kosten) und die Sequenzierung bis 2001 
für 300 Millionen Dollar abzuschließen.

Es war ein sehr ehrgeiziger Vorschlag. Zu diesem Zeit-
punkt waren weniger als 1 % des menschlichen Genoms 
sequenziert und das meiste davon waren lediglich 
einzelne kleine Fragmente. Die Sequenzierungsraten 
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waren weniger als ein Zehntel dessen, was Waterson 
vorschlug. Und wer würde das Geld dafür aufbringen? 
Der Vorschlag benötigte fünf Jahre lang 60 Millionen 
Dollar pro Jahr, was eine noch nie dagewesene Summe 
in der Biologie für ein einziges Projekt war.

Der Vorschlag war jedoch aufregend und daher eine 
Blaupause für das, was noch kommen sollte. Die Geld-
geber und die Forschungsgemeinschaft waren jedoch 
enttäuschend langsam und es sollten weitere Enttäu-
schungen folgen. 1996 reichte Sulston schließlich eine 
neue Anfrage zur Finanzierung sowohl an den Medical 
Research Council wie auch an den Wellcome Trust ein: 
147 Millionen Pfund über sieben Jahre waren erforder-
lich, um ein Drittel der Sequenzierung des Genoms 
abzuschließen. Leider hatte der MRC einfach nicht 
das Geld. Obwohl Wellcome sich bereit erklärte, die 
Hälfte, also 60 Millionen Pfund, bereitzustellen, würde 
der MRC seine Unterstützung von 2 Millionen Pfund 
pro Jahr nur für fünf Jahre fortsetzen.

Mit dieser Höhe der Finanzierung wäre Sulston nur 
in der Lage, die Hälfte dessen zu leisten, was er wollte, 
nämlich lediglich ein Sechstel und nicht ein Drittel des 
Genoms zu entschlüsseln. In den USA machte Bob 
Waterson eine ähnliche Erfahrung und erhielt nur ein 
Viertel der Summe, die er für die nächsten zwei Jahre 
als Förderung forderte. Der Plan war, dass das Nati-
onal Institute of Health die Fortschritte im Jahr 1998 
neu bewerten und erst dann neue Zuschüsse verge-
ben würde. Dies war zum Teil das Ergebnis von Politik 
und Meinungsverschiedenheiten innerhalb der For-
schungsgemeinschaft.
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8.5	 Die Risiken einer Verzögerung und die 
Geschichte von BRCA2

Als Warnung vor den Risiken jeglicher weiteren Ver-
zögerung mussten die Wissenschaftler nur Geschich-
ten rund um das Thema Brustkrebs, und welche Rolle 
die Gene dabei spielen, erzählen. Im Dezember 1990 
hatte Mary-Claire King an der University of Berkeley, 
California eine Mutation des Chromosoms 17 (BRCA1) 
identifiziert, das mit einem hohen Brustkrebsrisiko in 
Zusammenhang gebracht wurde. Dann, im Sommer 
1994, identifizierte Mike Stratton an der University of 
Surrey in Großbritannien eine ähnliche Mutation beim 
Chromosom 13 (BRCA2), die ebenfalls mit einem ho-
hen Brustkrebsrisiko verbunden war.

In dem Wissen, dass die Mormonen ausgezeichnete 
genealogische Aufzeichnungen führten, die eine groß-
artige Quelle bei der Suche nach genetisch vererbten 
Krankheitsrisiken darstellen, hatte Stratton mit einem 
Kollegen, Mark Skolnick, an der University of Utah zu-
sammengearbeitet. Skolnick hatte eine private Firma 
namens Myriad Genetics gegründet, um speziell nach 
Krebsgenen zu suchen und anschließend die Gene 
und alle damit verbundenen Tests, die sie entwickeln 
konnten, zu patentieren. Stratton war sich der Existenz 
von Myriad bewusst, und kurz bevor er BRCA2 fand, 
fragte er Skolnick, was passieren würde, wenn sie es 
finden und klonen würden. Skolnick sagte ihm, dass 
Myriad es patentieren würde. Darüber war Stratton 
jedoch zutiefst besorgt. Wie er später erklärte, wurde 
ihm klar, dass es ein klares Risiko eines »Konflikts zwi-
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schen den klinischen und ethischen Imperativen auf 
der einen Seite und den kommerziellen Imperativen« 
auf der anderen Seite gibt. Und damit gab es dann 
auch einen Konflikt zwischen der Sicherstellung, dass 
Patienten die Vorteile neuer Tests und Behandlungen, 
die aus diesem Wissen gewonnen wurden, erhalten, 
und der Beschränkung des Zugangs, um hohe Preise 
für alle Tests und dadurch mögliche Behandlungen zu 
verlangen. »Myriad hatte die Pflicht, die Bedürfnisse 
der Investoren zu erfüllen«, sagte er. »Mir wurde klar, 
dass ich keinen Einfluss darauf haben würde, wie die 
Entdeckung genutzt wird.«

Stratton beendete seine Zusammenarbeit mit Skol-
nick sofort, nachdem er den Ort des Gens identifiziert 
hatte, und beeilte sich darauf im Utah-Labor genau 
das Gen wieder zu identifizieren und es zu klonen, 
denn das »Lokalisieren« eines Gens ist nicht dasselbe, 
wie es zu isolieren, zu klonen und dann zu sequen-
zieren. Dies alles sind Voraussetzungen, um eine for-
melle Veröffentlichung oder eine Patentanmeldung 
zu ermöglichen. Stratton holte sich schnell die Hilfe 
von John Sulston und dem Sanger Institute, und im 
November 1995 hatten sie die Sequenz und beeilten 
sich, die Ergebnisse im Nature-Magazin zu veröffentli-
chen, so dass die Daten öffentlich zugänglich und von 
Skolnick nicht patentierbar sein würden.

Leider war trotz Strattons Bemühungen, die Informa-
tionen auch vor engen Mitarbeitern geheim zu halten, 
irgendwie genug durchgesickert, so dass Skolnick sei-
nem eigenen Team helfen konnte, das Gen zu identi-
fizieren und eine Patentanmeldung einzureichen, nur 
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einen Tag bevor Strattons Veröffentlichung am 28. De-
zember 1995 im Nature-Magazin erschien. Trotz Strat-
tons Bemühungen zurückzuschlagen beanspruchte 
Myriad nun Patente auf BRCA1 und BRCA2, denn ob-
wohl Skolnick BRCA1 nicht entdeckt hatte, war sein 
Labor das erste, dem es gelungen war, es zu klonen.

Erfolgreich in der Anwendung der Ergebnisse, rich-
tete Myriad ein Labor ein, um Untersuchungen durch-
zuführen, für die sie 2.500 Dollar pro Patienten ver-
langten. Sie gingen auch aggressiv mit Klagen und 
Drohungen gegen jeden anderen vor, der versuchte, 
solche Untersuchungen kostengünstiger anzubieten. 
Myriad beschränkte andere Labore darauf, einfachere, 
weniger effektive Tests durchzuführen, für die sie eine 
Lizenz von mehreren hundert Dollar pro Patienten er-
werben mussten.

Stratton sagte in seiner Verbitterung über den 
BRCA2-Test: »Myriad fordert eine Gebühr von allen 
Frauen, die sich in den Vereinigten Staaten solchen 
Untersuchungen auf eine Mutation unterziehen, die 
von uns entdeckt wurde.« Stratton fühlte, dass er nun 
keine andere Wahl mehr hatte, als zu versuchen, ei-
nige eigene Patente zu sichern, allerdings nur, um sie 
defensiv zu nutzen, um gegen Myriad zu kämpfen. 
Diese Patente haben sich schließlich als nützlich er-
wiesen, aber leider nur in Europa. So weigerte sich 
beispielsweise der britische NHS, eine Lizenz von 
Myriad zu erwerben, und führte stattdessen die Tests 
selbst mit Strattons Publikation und Patenten durch. 
In Frankreich hat das Institut Curie mit Unterstützung 
der französischen Regierung im September 2001 ei-
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nen formellen Einspruch gegen das Patent von Myriad 
erhoben, und nach einem mehrjährigen Kampf wur-
den die Patente schließlich aufgehoben. Trotz dieser 
Siege war Myriad weiterhin erfolgreich: Mit einem 
Wert von über 3 Milliarden Dollar im Jahr 2015 ist der 
Myriad-Gründer sehr reich geworden.

8.6	 Zurück zum Genom

Für Sulston und andere in der öffentlichen Forschungs-
gemeinschaft war die Botschaft klar. Fast jeder Aspekt 
der Entdeckung der BRCA-Gene war öffentlich geför-
dert worden. Sogar Skolnicks wertvolle mormonische 
genealogische Datenbank war zu Beginn der 1970er 
Jahre weitgehend aus öffentlichen Mitteln finanziert 
worden. Doch ein gut finanziertes Privatunternehmen 
war in letzter Minute eingestiegen und beanspruchte 
breite Monopolrechte, die nicht nur die zukünftige For-
schung einschränken, sondern durch hohe Preise und 
andere Einschränkungen Patienten auf der ganzen 
Welt lebensrettende Diagnostika verwehren würden. 
Dieses Beispiel des privaten Profitmachens zeigte, 
dass es unerlässlich war, das gesamte menschliche 
Genom so schnell wie möglich öffentlich zugänglich 
zu machen, damit niemand ein ähnlich breites Mono-
pol auf »low-level«-Gensequenzen geltend machen 
könnte.

Venter war nicht weggegangen, und bald wurden 
die schlimmsten Ängste von Sulston und seinen Kol-
legen wahr. Im Jahr 1998, dem Jahr, in dem das öf-
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fentliche Konsortium seine Aktivitäten beschleunigen 
wollte, gründete Venter ein neues Unternehmen: Ce-
lera Genomics. Dieses hatte nur ein Ziel: das mensch-
liche Genom zu sequenzieren und finanziell zu nutzen. 
Die Botschaft, die am 10. Mai 1998, nur zwei Tage vor 
der Jahrestagung des Humangenomprojekts, ohne 
Vorwarnung mit einer großen Pressekonferenz plat-
ziert wurde, war klar: Das Rennen würde weitergehen. 
Celera war ein ernstzunehmender Wettbewerber, es 
wurde durch 300 Mio. Dollar von Applied Biosystems, 
dem Hersteller der Sequenziergeräte, unterstützt. Da-
rüber hinaus war ihre Haltung als kommerzielle Un-
ternehmung klar: Sie würde nicht nur Patente auf alle 
identifizierten Gene anmelden, sondern die Sequenz 
würde – wenn überhaupt – erst mit Verzögerung und 
wahrscheinlich zu eingeschränkter Nutzung freigege-
ben werden. Die Aussicht auf ein offenes Genom war 
einer großen Bedrohung ausgesetzt. Venter und seine 
Kollegen spielten geschickt mit der amerikanischen 
Abneigung gegen die Finanzierung öffentlicher Vor-
haben, die mit privaten Unternehmen konkurrieren 
könnten. Diese Abneigung war besonders stark im 
Kongress, der durch die Republikaner um Newt Gin-
grich kontrolliert wurde. Venter und Celera hatten Ni-
cholas Wade von der New York Times ein exklusives 
Briefing am Tag des Starts gegeben, das besagte: Der 
Kongress solle sich fragen, wofür er das Humange-
nomprojekt weiterhin über das National Institute of 
Health finanzieren sollte … wenn die neue Firma doch 
zuerst fertig werden würde. Dies war ein doppelt bril-
lanter Angriff auf das öffentliche Projekt, der nicht nur 
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darauf hindeutete, dass Celera den ersten Platz be-
legen würde, sondern auch, dass öffentliche Gelder 
unnötig und ungerechtfertigt seien. Weitere ähnliche 
Angriffe sollten in den folgenden zwei Jahren folgen, 
wobei immer wieder behauptet wurde, dass das pri-
vate Projekt das öffentliche besiegen würde. Wie 
Sulston Jahre später kläglich feststellte: »Craig war 
nicht mehr Wissenschaftler, er war Geschäftsmann 
geworden. Und die oberste Priorität für ein Unterneh-
men ist nicht die wissenschaftliche Glaubwürdigkeit, 
sondern der Aktienkurs und die Marktdurchdringung. 
Der Versuch, Reporter dazu zu bringen, über die zuge-
gebenermaßen komplexen Analysen der Forscher zu 
berichten … würde ein harter Kampf werden. Wir lern-
ten aber schnell, dass wir das Public-Relations-Spiel 
spielen mussten, wenn wir überleben wollten.«

Die Frage war: Würden die Geldgeber den Glauben 
an das Projekt verlieren und ihre Unterstützung für 
das öffentliche Vorhaben einstellen oder (fast ge-
nauso schlecht) ihre Unterstützung nicht ausreichend 
erhöhen, damit das öffentliche Vorhaben ordnungsge-
mäß konkurrieren könnte? In diesem entscheidenden 
Moment kam der Wellcome Trust wieder einmal zu 
Hilfe. Durch Zufall hatte Sulston am Mittwoch nach 
der Ankündigung von Celera ein Treffen mit dem Well-
come Trust geplant, um mehr Geld zu fordern. Nach 
einem emotionalen Appell für die Bedeutung freier 
genomischer Daten wartete er ängstlich draußen auf 
die Entscheidung des Trusts. Es dauerte nicht lange: 
Einstimmige Zustimmung zu einer Verdoppelung der 
Mittel auf 120 Millionen Pfund und volle Unterstützung 
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für Sanger, damit Sanger bis 2001 ein Drittel des Ge-
noms entschlüsseln könnte.

In vielerlei Hinsicht ging Venter und Celeras aggres-
siver Ansatz nach hinten los, wie der Wellcome Pro-
gram Officer berichtete: »Sobald die Gouverneure er-
kannten, dass Craig Venters Initiative im Wesentlichen 
einer Privatisierung des Genoms gleichkam … gab es 
kein Risiko mehr, dass sie aussteigen würden.« Am 
Tag des Treffens fügte er hinzu: »Alle sind sauer…« Die 
Gouverneure sagten schlicht: »Wir müssen das tun.« 
Dies war ein großer Vertrauensbeweis. Sulston und 
Michael Morgan vom Wellcome Trust stiegen sofort 
ins Flugzeug, um nach Cold Spring Harbor zu fliegen 
und die gute Nachricht auf einer Konferenz zum Hu-
mangenomprojekt zu verkünden.

Am Freitagmorgen an einem kalten Frühlingstag, vor 
den Massen in einem überfüllten Saal, gaben Sulston 
und Morgan die Verdoppelung der Mittel des Well-
come Trust und dessen Engagement für ein öffent-
liches, freies und offenes Genom bekannt. Um die 
Motivation und das Engagement des Trusts zu klä-
ren, fügte Morgan hinzu, dass er gegen die Patentie-
rung grundlegender genomischer Informationen sei 
und solche Anträge vor Gericht bekämpfen würde. 
Der Raum brach in Jubel aus. Jeder wusste, was das 
bedeutete. Anstatt dass das Humangenomprojekt tot 
war, wie viele am Montag zuvor befürchtet hatten, war 
das Projekt plötzlich stärker denn je. Der Druck würde 
nun auf dem US National Institute of Health lasten, 
um mit der Initiative von Wellcome Schritt zu halten, 
und damit das gewährleistet wäre, wurden 1999 wei-
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tere 81,6 Millionen Dollar (plus 40 Millionen Dollar vom 
Energieministerium) zugesagt. Die Bedrohung hatte 
diese transatlantische Gemeinschaft so stark zusam-
mengeführt wie nie zuvor.

Die nächsten zwei Jahre vergingen rasch. Weni-
ger als ein Jahr später, im Februar 1999, trafen sich 
die Leiter des Humangenomprojekts in Houston und 
verpflichteten sich, bis Mitte 2000, ein Jahr früher 
als sechs Monate zuvor geplant, einen »Arbeitsent-
wurf« des Genoms zu liefern. Die Teams arbeiteten 
mit vollem Tempo. 1999 wollte Sanger dreimal so viel 
sequenzieren wie 1998 und damit mehr als in den ge-
samten sieben Jahren zuvor.

Am 2. Dezember 1999 gab das Humangenompro-
jekt einen seiner ersten großen Erfolge bekannt und 
veröffentlichte im Nature-Magazin die komplette Se-
quenz eines ganzen Chromosoms – des Chromosoms 
22. Die Ankündigung beinhaltete die Entdeckung von 
545 Genen, von denen mehr als die Hälfte bisher un-
bekannt waren. Das Chromosom 22 war auch an über 
35 Krankheiten beteiligt, darunter einige Formen von 
Herzerkrankungen und Leukämie, was für die Medizin 
von großem Nutzen sein würde. Durch die offene Ver-
öffentlichung der Informationen stellte das Humange-
nomprojekt sicher, dass keines der Gene später paten-
tiert werden konnte und dass Forscher im öffentlichen 
oder privaten Sektor die Möglichkeit hatten, die Infor-
mationen sofort zu nutzen, ohne Lizenzen erwerben 
oder Klagen befürchten zu müssen.

Doch Celera machte keine Anzeichen zur Entspan-
nung. In einer angespannten Telefonkonferenz am 
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29. Dezember 1999 kam es zu einem Showdown zwi-
schen beiden Seiten. Von Celera nahmen Venter, Tony 
White (CEO von Applied Biosystems) und drei weitere 
Führungskräfte teil. Auf der öffentlichen Seite waren 
Sulston und Waterson neben dem Direktor des Nati-
onal Institute of Health, Nobelpreisträger Harold Var-
mus und seine Kollegen Francis Collins sowie Martin 
Brobrow vom Wellcome Trust vertreten. Während des 
Treffens wurde deutlich, dass Celera nicht die Absicht 
hatte, Daten trotz ihrer diesbezüglichen Zusagen zu 
veröffentlichen. Tony White von Celera wollte eine ge-
meinsame Datenbank, um kommerzielle Konkurrenten 
für 3 bis 5 Jahre auszuschließen, was eine Ewigkeit in 
diesem schnelllebigen Bereich gewesen wäre. Und er 
wollte, dass das öffentlich finanzierte Konsortium die 
Arbeit einstellen sollte, sobald es einen vollständigen 
Entwurf gäbe. Dies hätte bedeutet, dass das öffentlich 
geförderte Projekt, das den größten Teil der Arbeit 
geleistet hatte, sich nach der Arbeit zurückzieht und 
Celera die Kontrolle mit exklusivem Zugriff auf die ge-
meinsame Datenbank und all die immensen kommer-
ziellen und wissenschaftlichen Möglichkeiten, die sie 
eröffnen würde, überlässt. Es war eine aggressive For-
derung und das öffentliche Team lehnte sie strikt ab.

Inzwischen war jede echte Hoffnung auf eine Zu-
sammenarbeit erloschen, obwohl Francis Collins 
vom National Institute of Health unter enormem po-
litischem Druck weiterhin alles daransetzte, um Brü-
cken zu bauen und mit dem Privatsektor zusammen-
zuarbeiten. Im März 2000, nachdem Nachrichten über 
die Verweigerung einer sinnvollen Zusammenarbeit 
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durch Celera bekannt geworden waren, meldete die 
Washington Post, das Projekt sei zu einer »Schlamm-
schlacht« geworden.

Trotz all der Finsternis gab es einen Funken Licht. 
Als Reaktion auf die Debatte gaben Bill Clinton und 
Tony Blair eine gemeinsame Erklärung ab, dass die 
menschliche Genomsequenz zumindest für Forscher 
frei zugänglich sein sollte. Obwohl das Rennen nun 
kurz vor dem Ende stand, war dies eine wertvolle Be-
stätigung eines öffentlichen und offenen Ansatzes und 
half jedes Risiko eines Kompromisses in letzter Minute 
auszuschließen.

Dennoch war Clinton angesichts der bevorstehen-
den Neuwahlen bestrebt, einen schädlichen öffent-
lich-privaten Konflikt zu vermeiden. Trotz äußerst un-
gleicher Beiträge wurden Celera und das Humange-
nomprojekt bei der Bekanntgabe am 26. Juni 2000 
als gemeinsamer Sieger dargestellt. Im Weißen Haus 
wurde Clinton von Venter auf der einen Seite und 
Francis Collins auf der anderen Seite in einer symbo-
lischen Darstellung der Einheit flankiert.

Es blieb nur noch, die Arbeit der beiden Gruppen 
zu vergleichen. Celera hatte schon immer den vollen 
Zugriff auf die Daten des öffentlichen Teams gehabt, 
die täglich veröffentlicht wurden, während Celera 
seine eigenen Daten überhaupt nicht veröffentlicht 
hatte (trotz erster Zusagen, sie vierteljährlich zu ver-
öffentlichen). Zum Zeitpunkt der Ankündigung des 
Weißen Hauses behauptete jeder, einen vollständigen 
Arbeitsentwurf des menschlichen Genoms zu haben. 
Für Februar 2001 waren gemeinsame Arbeiten in der 
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Zeitschrift Science geplant. Jede Seite würde ihre Se-
quenz zum ersten Mal veröffentlichen. Aber vor der 
Veröffentlichung brach eine Kontroverse darüber aus, 
als klar wurde, dass Celera seine Daten nicht in einer 
öffentlichen Datenbank freigeben würde. Dies ist eine 
Standardanforderung für die Veröffentlichung in einer 
solchen Zeitschrift, da es unerlässlich ist, eine vollstän-
dige Überprüfung und Wiederverwendung durch die 
akademische Gemeinschaft zu ermöglichen. Dennoch 
stimmte die Wissenschaft angesichts heftiger Proteste 
zu, ihre Regeln zu brechen, woraufhin die Teilnehmer 
des Humangenomprojekts einstimmig beschlossen, 
nicht im Science, sondern stattdessen im Nature-Ma-
gazin zu veröffentlichen.

Schließlich, wenige Tage vor der offiziellen Freigabe 
der Papiere, am Montag, dem 12. Februar 2001, tausch-
ten die beiden Seiten ihre Unterlagen aus. Zum ersten 
Mal konnte das öffentliche Team die Ergebnisse von 
Celera auswerten. Was sie sahen, war überraschend. 
John Sulston schrieb: »Wir hatten erwartet, dass ihre 
Reihenfolge besser sein würde als unsere, da sie Zu-
gang zu all unseren Daten hatten. Und wir wussten, 
dass sie diese unsere Daten verwendeten. Aber sie 
veröffentlichten eine Sequenz, die insgesamt nicht 
besser schien als die frei veröffentlichte Sequenz, 
sondern stark darauf aufsetzte.« Er glaubte, dass Ce-
lera ohne das öffentliche Projekt überhaupt keinen 
Entwurf des Genoms gehabt hätte, und er kam zu dem 
Schluss, dass sie ohne das öffentliche Projekt so gut 
wie überhaupt keine Chance gehabt hätte, jemals eine 
vollständig fertige Sequenz zu haben.
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Weitere Analysen haben dies bestätigt. Ein Jahr 
später schrieb einer der weltweit führenden Exper-
ten, dass Celera auf drei verschiedene Arten von den 
öffentlichen Daten abhängig war und dass »selbst bei 
den öffentlichen Daten das, was Celera als Gesamtge-
nom-Aufbau bezeichnete, nach vernünftigem Ermes-
sen ein Misserfolg war: 20 % des Genoms fehlen ent-
weder ganz oder liegen in Form von 116.000 kleinen 
Schnipseln der Sequenz vor, die unplatziert und daher 
für praktische Zwecke nicht einsetzbar sind«.

Zwei Mythen bleiben bestehen: Erstens, dass Ce-
leras Sequenz kostengünstiger, wenn auch weniger 
genau war; zweitens, dass die Konkurrenz durch Ce-
lera letztendlich der Wissenschaft zugutekam – zum 
Beispiel, weil sie diese gemütlichen Wissenschaftler 
dazu brachte, ihr Arbeitstempo zu erhöhen. Beide 
Behauptungen sind jedoch falsch: Spätere Analysen 
zeigten, dass keine der Einsparungen, die die Metho-
den von Celera liefern sollten, erreicht wurde und dass 
die Doppelarbeit dazu führte, dass die Gesamtkos-
ten deutlich höher waren, als es notwendig gewesen 
wäre. Und auf der öffentlichen Seite bedeutete der 
Zwang zum Wettbewerb, schneller zu werden, als es 
optimal gewesen wäre, was zu einigen erheblichen 
Ineffizienzen führte, die schließlich ebenfalls die Ge-
samtkosten erhöhten. Als das öffentlich geförderte 
Team zur Erstellung einer »Entwurfssequenz« mit 
verminderter Qualität übergehen musste, verschob 
dies die Erstellung einer qualitativ hochwertigeren 
Sequenz und gefährdete möglicherweise sogar de-
ren letztendliche Verwirklichung, da die weitere Fi-
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nanzierung nach der Bekanntgabe, dass das Projekt 
abgeschlossen sei, hätte gestrichen werden können.

Letztendlich können wir die Folgen dieses wissen-
schaftlichen Wettlaufs nicht genau bestimmen. Was 
wir jedoch wissen, ist, dass das öffentliche Team eine 
weitaus hochwertigere Sequenz – ja, die einzige Se-
quenz – zu ungefähr gleichen Kosten wie das private 
Projekt produziert hatte. Am wichtigsten jedoch war, 
dass es eine Sequenz produzierte, die für alle For-
scher, ob privat, akademisch oder kommerziell, öffent-
lich zugänglich war.

Beinahe vom Beginn bis zum Ende war die Ge-
schichte der Entdeckung und Sequenzierung des 
menschlichen Genoms eine Geschichte der Offenheit 
bzw. Openness und der öffentlichen Finanzierung. Das 
offene Genom ist eine der großen wissenschaftlichen 
Leistungen der Menschheit und bildet die Grundlage 
für zukünftige Forschung und Innovationen. Doch es 
wäre fast nicht dazu gekommen.

Wir sollten das letzte Wort John Sulston überlassen: 
»Die Entschlüsselung der Informationen wird lange 
dauern und erfordert jeden verfügbaren schlauen 
Kopf für diese Arbeit. Und daher ist es wichtig, dass 
die Sequenz der gesamten biologischen Lebensge-
meinschaft zur Verfügung steht   … Als das kommer-
zielle Unternehmen, das zu Celera Genomics wurde, 
gegründet wurde, war die gesamte Zukunft der biolo-
gischen Forschung in Gefahr. Denn ein Unternehmen 
hat sich um eine Monopolkontrolle des Zugangs zu 
den grundlegendsten Informationen über die Mensch-
heit bemüht, Informationen, die unser gemeinsames 
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Erbe sind und sein sollten.« Er würdigte die öffentlichen 
Institutionen, die das Humangenomprojekt finanziert 
hatten, weil sie beschlossen hatten, das Feld nicht zu 
räumen, so dass heute jeder Wissenschaftler überall 
frei auf die Sequenz zugreifen und die Informationen 
für seine Arbeit nutzen kann, um eigene weitere Ent-
deckungen zu machen. Aber wie Sulston schrieb, soll-
ten wir uns daran erinnern, »wie nah man dem Verlust 
dieser Freiheit gekommen war«.
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9	 Treffen mit Jamie Love

Die Gründung der Welthandelsorganisation im Jahr 
1994 war das bedeutendste Handelsabkommen des 
20. Jahrhunderts. Es bestand aus drei Hauptteilen. 
Zwei waren klassische Handelsabkommen, die darauf 
abzielten, Handelshemmnisse sowohl bei traditionel-
len Sachgütern (GATT) als auch bei Dienstleistungen 
(GATS) zu beseitigen. Aber das dritte Abkommen, 
TRIPS, ist davon völlig unterschiedlich. TRIPS steht für 
Trade-Related aspects of Intellectual Property Rights 
(Handelsbezogene Aspekte in Bezug auf die Rechte 
des geistigen Eigentums), aber seltsamerweise wurde 
in diesem Vertrag wenig über den Handel gesagt. 
Vielmehr geht es darin um geistige Eigentumsrechte 
und deren Erweiterung und Verbesserung.

Die Begründung für die Aufnahme von TRIPS war, dass 
die »entwickelten« Länder, insbesondere die USA und 
die EU, durch die Unterzeichnung der beiden anderen 
Handelsabkommen ihre Märkte für den Wettbewerb 
mit den niedrigpreisigen Entwicklungsländern öffnen 
würden. Obwohl die entwickelten Länder von billigeren 
Waren profitieren würden, hätte der Wandel mehr 
Vorteile für die Entwicklungsländer. Im Gegenzug 
wollten die entwickelten Länder weitere Vorteile ha-
ben. Ihre informationsbasierten Industrien – von Soft-
ware bis hin zu Pharma – waren ein großer und wach-
sender Wirtschaftszweig ihrer Volkswirtschaften, und 
während physische Güter an einer Grenze gestoppt 
werden können, ist es fast unmöglich, technische Bar-
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rieren für den Austausch von Informationen zu errich-
ten. Sobald eine Software veröffentlicht wurde, kann 
sie von jedem kopiert werden; wenn das Rezept für ein 
Medikament in einem Land veröffentlicht wird, kann es 
leicht in ein anderes importiert werden. Die entwickel-
ten Länder wollten also mehr »Schutz« für ihre Infor-
mationsindustrien. Die dritte Komponente dieses riesi-
gen Freihandelsabkommens war daher ein Vertrag zur 
Einschränkung des Informationsaustauschs. Als Folge 
von TRIPS musste Indien beispielsweise Produktpa-
tente für Arzneimittel einführen, und die Vereinigten 
Staaten änderten und erweiterten ihre Copyright- bzw. 
Urheberrechts-Bestimmungen.

Besondere Belange, wie die der Pharma-Lobby in 
den Vereinigten Staaten, hatten bei der Ausarbeitung 
und Förderung von TRIPS im Rahmen des WTO-Pa-
kets eine Schlüsselrolle gespielt. Die Auswirkungen 
dieses Abkommens waren enorm, nicht nur wirtschaft-
lich, sondern auch im Hinblick auf den Rahmen des 
globalen Informationsaustauschs, doch es gab fast 
keine öffentliche Diskussion darüber. Wie konnte das 
sein?

Die Herausforderungen der modernen Welt werden 
durch ihre zunehmende Komplexität und Vernetzung 
noch verschärft. Die Menschen haben damit zu kämp-
fen und wollen nur einfache Probleme mit einfachen 
Lösungen. Doch die Komplexität, mit der wir konfron-
tiert sind, die Regeln, die unsere Welt bestimmen und 
die die Macht formen und verschieben, sind praktisch 
undurchsichtig. Nicht nur für uns, sondern auch für un-
sere Repräsentanten. Generalisten in einem Meer von 
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Details haben die meiste Zeit keine Chance zu wissen, 
was die Auswirkungen dessen sind, was sie tun.

Ich erinnere mich, dass ich die Schlussabstimmung 
über die Softwarepatentrichtlinie im Europäischen 
Parlament im Jahr 2005 verfolgt habe. An einem 
Abstimmungstag erstellte jede Partei eine »Abstim-
mungsliste«, in der sie ihre Abgeordneten anwies, wie 
sie über jeden Änderungsantrag, der kommen würde, 
abzustimmen haben (und warum) (normalerweise gibt 
es nicht nur einen einzigen Text, sondern auch einen 
Textvorschlag und dann eine Reihe von Änderungsan-
trägen, über die jeweils abgestimmt werden soll). Bei 
dieser Gelegenheit umfasste die Abstimmungsliste 
über sechshundert Seiten, und das war lediglich für 
eine einzige Sitzung. Wie man sich vorstellen kann, 
haben die meisten Abgeordneten keine Ahnung, wo-
rüber sie abstimmen, und die einfachen Bürger wissen 
nicht einmal, dass sie abstimmen. Dies ist nicht unbe-
dingt eine beabsichtigte Undurchsichtigkeit (obwohl 
sie zweifellos nützlich sein kann und für kommerzi-
elle und politische Zwecke missbraucht werden kann). 
Die Komplexität unserer Gesetzgebung spiegelt die 
Komplexität unserer Welt wider. Nach der Finanzkrise 
2008/09 reagierte die US-Regierung mit dem Dodd-
Frank Act. Kein einziger Mensch auf der Welt hat ver-
standen, worum es dabei wirklich geht, geschweige 
denn es gar vollständig gelesen, da es fast tausend 
Seiten umfasst und die damit verbundenen Vorschrif-
ten inzwischen mehr als 13.000 Seiten umfassen.

Leider schafft Komplexität Ungleichheiten in den 
Machtverhältnissen, vor allem in der Macht, die Regeln 
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zu beeinflussen, die die Gesellschaften leiten – Re-
geln, die wiederum mehr Macht und Einfluss verleihen. 
Gebündelte Interessen, in der Regel Unternehmen, 
aber auch sehr wohlhabende Einzelpersonen, sind 
besser in der Lage, mit Komplexität umzugehen, als 
der Rest von uns. Sie verfügen nicht nur über die not-
wendigen Mittel, um Teams zu beauftragen, um die 
Probleme zu verstehen und einen Fall zu präsentie-
ren, sondern sie sind auch besser in der Lage, ihre 
Macht durch Zeit und Raum zu erweitern: Sie können 
Lobbyisten hunderte oder Tausende von Meilen ent-
fernt auf Machtpositionen setzen, um ihre Interessen 
beharrlich verfolgen zu lassen.

Komplexität – und die damit verbundene Vernet-
zung – hat dazu beigetragen, die Macht immer weiter 
zu konzentrieren. Wenn Sie heute in der EU leben, ist 
es wahrscheinlich, dass mehr als die Hälfte der Ge-
setze und Vorschriften, die für Sie erlassen werden, 
aus Brüssel kommen. Sie kommen von den nationalen 
Regierungen und inzwischen hat sich die Macht in den 
Ländern in den letzten fünfzig Jahren mit ziemlicher Si-
cherheit von der lokalen auf die Zentralregierung ver-
lagert. Das gilt weltweit, von Indonesien bis Brasilien.

Eine solche Zentralisierung hat die unbeabsichtigte 
Folge, dass die Herrschaft von den Wählern sowohl 
wörtlich als auch metaphorisch abgetrennt wird, was 
es wiederum den Interessensgruppen erleichtert, ih-
ren Einfluss auszuüben. Es ist einfacher für ein Unter-
nehmen, ein großes Büro mit Lobbyisten in Washing-
ton DC zu betreiben als jeweils ein Büro in jedem der 
fünfzig Staaten. Für den Normalbürger ist hingegen 
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das Gegenteil der Fall: Das Mittreffen und Beeinflus-
sen von Entscheidungen ist viel einfacher, wenn sie 
vor der Haustür getroffen werden.

Politiker und Bürokraten sind aufgefordert, das öf-
fentliche Interesse im Namen der Wähler zu wahren 
und zu vertreten, doch sie kämpfen mit der wachsen-
den Komplexität der modernen Welt und finden es 
immer schwieriger, sich gegen Interessen von außen 
zu wehren, auch wenn sie es wünschen. Dies ist eine 
grundlegende Herausforderung für die moderne De-
mokratie. Doch die größte Frage steht hier nicht im 
Mittelpunkt, vielmehr geht es um das Verhältnis dieser 
verblüffenden Komplexität zur Regulierung von Infor-
mation im digitalen Zeitalter.

Die digitalen Technologien sind komplex, schnellle-
big und grundlegend abstrakt. Im Gegensatz zu einem 
hungrigen Kind oder einem Park, der einem Neubau 
weichen soll, ist die Digitalpolitik keine sichtbare, 
greifbare oder populäre politische Angelegenheit. 
Die damit verbundenen Fragen erfordern Werturteile, 
wie z. B. wer die Kabel besitzt, die die Bits transpor-
tieren, die das Internet ausmachen, oder es geht um 
Änderungen im Urheberrecht, die die Verteilung von 
Geldern und den Einfluss zwischen Medienkonzernen, 
Künstlern und der Öffentlichkeit subtil, aber erheblich 
beeinflussen. Und weil digitale Informationen enorme 
globale Netzwerke umfassen, werden Vorschriften 
übernational beschlossen, oft an abgelegenen und 
privilegierten Orten fernab alltäglicher politischer Pro-
zesse, wie beispielsweise in Genf. Im Ergebnis wird 
dadurch die externe Kontrolle reduziert und die Ge-
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setzgebung den Technokraten und Unternehmenslob-
byisten mit ihren besonderen Interessen überlassen.

Blaue Augen, ein freundliches Gesicht, ein starker 
amerikanischer Akzent. Wenn man Jamie Love nicht 
sprechen erlebt hat, kann man ihn sich leicht als Aka-
demiker oder Bürokraten vorstellen – oder sogar, 
angesichts seines intelligenten Aussehens, als Füh-
rungskraft in einem Unternehmen. Doch sobald man 
ihn sprechen hört, ändert sich das. Eine Leidenschaft, 
ein Zorn sogar, dampft von ihm ab und ist, zusam-
men mit einer prägnanten Intelligenz, in jedem sei-
ner Worte offensichtlich. Es ist eine Leidenschaft, die 
durch jahrelange Arbeit in Unbekanntheit an schwie-
rigen Themen an der Front der »Informationskriege« 
entstanden ist.

Ab Mitte der 90er Jahre machte er, fast ganz allein, 
Pilgerreisen ins Ausland, um sich in Meetings einzumi-
schen und Geschäfte zu machen, in denen die digitale 
Zukunft gestaltet wurde. Lange vor fast allen anderen 
erkannte er, dass dies ein besonderer Moment war, 
in dem wichtige Regeln für das Informationszeitalter 
aufgestellt wurden. Fast niemand sonst beobachtete 
oder berichtete, was vor sich ging. Allmählich alarmier-
ten die Aufregung, die er machte, die Reden, die er 
hielt, und die Artikel, die er schrieb, andere. Mittler-
weile gibt es eine viel größere Wertschätzung für 
diese Themen, doch es gibt auch noch mehr, wofür 
man kämpfen muss.

Ich habe Jamie zum ersten Mal im September 2004 
getroffen. Die Jahre davor hatte ich angefangen mich 



133

für »Informations-Aktivismus« zu interessieren und 
habe mich gerade mit dem Thema vertraut gemacht. 
Irgendwie stolperte ich über ein Ereignis, das in Genf 
stattfand. Die meisten der Leute, die das Rennen be-
stimmten, schienen in den USA zu sein, also war es 
aufregend, in Europa auf sie zu treffen, und die Liste 
der Sprecher war bemerkenswert. Die Veranstaltung 
hieß »The Future of WIPO« und wurde von dem Consu-
mer Project on Technology (CPT) unter der Leitung von 
Jamie Love und seiner Frau Manon Ress organisiert.

Unwissend über all das, musste ich WIPO und CPT 
nachschlagen. Die Weltorganisation für geistiges Ei-
gentum erwies sich als eine UN-Agentur, die sich aus-
schließlich der Förderung des »geistigen Eigentums« 
widmet. Aus meiner Lektüre wusste ich bereits, dass 
geistiges Eigentum nicht annähernd so unverblümt 
positiv ist, wie es der Name vermuten lässt. Ich war 
noch nie in Genf gewesen und assoziierte es mit kaum 
mehr als Luxus und einem See, doch es gab günstige 
Flugtickets und eine Jugendherberge. Also habe ich 
mich selbst dorthin eingeladen. Die Veranstaltung war 
recht klein mit nur rund fünfzig oder sechzig Teilneh-
mern.

In den späten 90er Jahren war die Welthandelsorga-
nisation (WTO) dank der Anti-Globalisierungsproteste 
zu einem Begriff geworden, dennoch ist auch heute 
noch die WIPO den meisten Menschen unbekannt. 
Doch gerade bei der WIPO wurden viele Regeln des 
Internet-Zeitalters in Verträge gegossen, zu deren In-
kraftsetzung die Mitgliedsstaaten verpflichtet waren. 
Gesetze und Richtlinien wie der Digital Millennium Co-
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pyright Act in den USA und die Urheberrechtsrichtlinie 
in der EU stammen direkt aus einem WIPO-Vertrag 
von 1996. Sie haben vielleicht auch noch nie von die-
sen Gesetzen oder Richtlinien gehört, aber sie haben 
Ihre Erfahrung mit dem digitalen Zeitalter geprägt, 
durch Dienste wie YouTube, TiVo und mehr.

Die Ausgestaltung der Struktur der Informations-
technologie durch Unternehmensinteressen ist nicht 
neu. Es geschah mit dem Telegrafen im 19. Jahrhun-
dert und setzte sich mit dem Radio und Fernsehen im 
20. Jahrhundert fort. Was in den 90er Jahren neu war, 
war das Internet. Das Internet verband die Welt plötz-
lich enger und direkter, gleichzeitig war es offener und 
demokratischer als alles zuvor Dagewesene. Doch 
nicht jedem gefiel das. Die Sache mit dem »geistigen 
Eigentum« forderte nun von den »Informations-Akti-
visten« einen erheblich größeren Einsatz.

Fast ein Jahrzehnt lang arbeiteten Jamie und Manon 
fast allein, unbekannt und kaum finanziert. Sie muss-
ten zusehen, wie die Lobbyisten der Medienkonzerne, 
denen die großen Labels, Studios und Outlets gehör-
ten, den WIPO-Urheberrechtsvertrag von 1996 mani-
pulierten, der festlegte, wie Urheberrechte im Internet 
funktionieren würden. Glücklicherweise schenkte man 
ihnen allmählich mehr Aufmerksamkeit und so wurden 
sie von anderen unterstützt zu analysieren, Forderun-
gen zu stellen und sich zu widersetzen.

In einem so schwierigen Bereich sind die Erfolge 
gegen alle Widerstände klein und kompromittiert: Än-
derungen hier und da, eine Regel, die etwas weniger 
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schlimm ist, als sie hätte sein können, ein Vertrag, der 
blockiert oder sogar gestoppt wird (statt durch etwas 
ersetzt zu werden, das geringfügig weniger schlimm 
gewesen wäre). Doch das ist kein großes Drama, wel-
ches Schlagzeilen hervorbringt. Es ist Arbeit im Ver-
borgenen. Jahr für Jahr wühlt man sich dabei durch 
die verwirrende Juristensprache, um sich um das Spiel 
von Reichtum und Macht zu kümmern. Es geht da-
rum, Beamten, die meist wenig sympathisch sind und 
schlimmstenfalls in ihren Ämtern sind, weil sie mit den 
vorherrschenden Interessen übereinstimmen, zu er-
klären, was ein Wortlaut bedeutet und warum er über-
arbeitet werden sollte.

Aber Jamie und seine sich entwickelnde Koali-
tion haben einen Unterschied ausgemacht. Jamie 
hat es geschafft, einen von den Rundfunkanstalten 
vorgeschlagenen Übertragungsvertrag zu stoppen, 
der ihnen neue besondere Monopolrechte in ihren 
Programmen eingeräumt hätte. In einem weiteren 
Fall überzeugte die Koalition die WIPO, gesetzliche 
Ausnahmen hinzuzufügen, um blinde Menschen und 
Menschen mit Behinderungen beim Zugang zu urhe-
berrechtlich geschützten Werken besser zu unterstüt-
zen. Leider war ein Resultat all dieser Arbeit, dass die 
Mechanismen, nach denen solche Regeln aufgestellt 
werden, geändert wurden. Die Handelsvertretung der 
USA, die die wirkliche amerikanische Macht in solchen 
Fragen hat und die fast ausschließlich das Geschöpf 
der großen Unternehmensinteressen ist, verlagerte 
allmählich Entscheidungen zum »geistigen Eigentum« 
und andere wichtige Informationsregulierungen aus 
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internationalen Foren wie der WTO oder der WIPO in 
bilaterale Verhandlungen, in denen die USA und die 
Lobbyisten ihren Willen leichter ausüben konnten.

Welche Konsequenzen das haben würde, wurde mir 
2009 klar, als ich als Akademiker im Europäischen 
Parlament war, um eine Debatte über die Einführung 
einer Richtlinie zur Ausweitung des Urheberrechts zu 
verfolgen. Dies war eine der offensichtlichsten lobyis-
tischen – oder sogar korrupten – möglichen Verände-
rungen. Die Ausdehnung der Schutzfristen ab dem 
Tod des Schöpfers um 20 oder 40 weitere Jahre zu-
sätzlich zu den bisher geltenden 50 Jahren kam einer 
Erweiterung der bestehenden Monopole gleich. Es 
handelte sich in der Tat um eine schockierend regres-
sive Abgabensteuer für EU-Bürger zugunsten einiger 
multinationaler Plattenfirmen (Sony, BMG, Universal 
Music Group) und einiger sehr erfolgreicher Künst-
ler wie der Beatles, der Rolling Stones oder U2. Dies 
steht im Widerspruch zum eigentlichen Zweck des Ur-
heberrechts, nämlich der Anregung und Belohnung 
von Schöpfern neuer Musik.9 Es gäbe demnach keine 
Möglichkeit für die Beatles, in eine Zeitmaschine zu 
steigen und 1965 ein weiteres Album aufzunehmen, 
da ihr Copyright 2009 verlängert wurde.

Deshalb habe ich mich mit den Abgeordneten ge-
troffen, um sie davon zu überzeugen, dass dies ein 

9	 Die Verlängerung verlängerte auch das Urheberrecht für neue 
Aufnahmen. Die Anreize dafür sind jedoch so gering, dass sie 
irrelevant sind: Ein ungewisser Gewinn von kleinen Beträgen 
an zusätzlichen Geldern für fünfzig Jahre oder mehr ist sowohl 
für Künstler als auch für Investoren wirtschaftlich unbedeu-
tend.
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Fehler war. Die Plattenfirmen und Verwertungsgesell-
schaften hatten in Brüssel festangestellte Mitarbeiter, 
die gute Lobbyarbeit geleistet hatten. Ich war wahr-
scheinlich die einzige Person, die viele der Abgeord-
neten je getroffen haben, die sich für die andere Seite 
einsetzte. Selbst der Kommissar, der die Richtlinie ein-
geführt hat, hatte mir gegenüber zugegeben, dass von 
den 27 Treffen, an denen er mit interessierten Grup-
pen teilgenommen hat, 26 ausschließlich mit Grup-
pen stattfanden, die für die Einführung der Richtlinie 
waren (mit Ausnahme der Verbraucherschutzorgani-
sation). Als ich einen britischen Labour-Abgeordneten 
besuchte, der eine wichtige Rolle bei der Festlegung 
der Position seiner Fraktion, sich gegen längere Urhe-
berrechte auszusprechen, spielte, war er so verärgert, 
dass er mich anschrie und mich fast körperlich aus 
seinem Büro warf. Danach entdeckte ich, dass er viele 
Jahre in der Musikindustrie gearbeitet hatte. Er war 
ausschließlich von einer langjährigen Überzeugung 
getrieben und hatte gar kein Ohr für die tatsächliche 
Sachlage zu dem Sachverhalt.
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10	 Offenheit ist die beste Medizin

Patente und Urheberrechte gibt es natürlich nicht 
ohne Grund, also schauen wir uns einen wichtigen 
Fall dazu an. Patente unterstützen die Erforschung und 
Entwicklung neuer Medikamente. Die Formulierung 
und Prüfung neuer Medikamente ist extrem teuer. 
Ohne Monopolschutz würde der Wettbewerb (Kopie-
ren von Medikamenten anderer Hersteller) die Arz-
neimittelpreise so weit nach unten treiben, dass die 
Pioniere wenig oder gar keinen Gewinn aus ihren um-
fangreichen Investitionen ziehen könnten. Ohne die 
Erwartung von hoch umsatzstarken Unternehmen und 
ihren Investoren könnten wir nie die Investitionen in 
die Forschung riskieren, und statt hochpreisiger Medi-
kamente gäbe es schlichtweg gar keine Medikamente.

Diese Logik ist nicht falsch, jedoch unangebracht. Es 
gibt offene adäquate Möglichkeiten, die Entwicklung 
neuer Medikamente zu finanzieren, die effektiver als 
Patente wären, um Innovatoren zu entlohnen und In-
novationen zu fördern. Damit ließe sich jedes Medika-
ment zu den Herstellungskosten zur Verfügung stellen 
und medizinische Innovationen auf oder sogar über 
dem Niveau finanzieren, auf dem es heute der Fall ist.

Auf jeden Fall ist die Situation so, wie sie heute ist, 
kaum zufriedenstellend. In vielen Ländern sind hohe 
Preise für Medikamente ein alltägliches Problem, und 
selbst wenn viele Menschen kostenlose Rezepte er-
halten, zahlen sie einen hohen Preis über ihre Steu-
ern. Die Amerikaner gaben 2016 über 400 Milliarden 
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Dollar für Arzneimittel aus. Das sind 1.400 Dollar für 
jeden Mann, jede Frau und jedes Kind, ob krank oder 
nicht, und dieser Durchschnitt verbirgt die alltägliche 
Realität, dass Menschen, die tatsächlich krank wer-
den, möglicherweise Zehntausende oder Hunderttau-
sende Dollar für Medikamente ausgeben müssen. Mil-
lionen von Amerikaner kämpfen darum, sich das leis-
ten zu können, was sie brauchen, und einige werden 
sogar wegen des Fehlens von Medikamenten sterben. 
Und wenn sich die Bürger des reichsten Landes der 
Welt keine Medikamente leisten können, stelle man 
sich die Not der Länder vor, die viel ärmer sind oder 
die vor Epidemien stehen.

Während der AIDS-Epidemie in den 90er und 
2000er Jahren, die Afrika und andere Teile der Welt 
heimsuchte, wurden die wichtigsten antiretroviralen 
Behandlungen von großen multinationalen Pharmaun-
ternehmen wie Pfizer, GlaxoSmithKline und Boehrin-
ger patentiert, die die Preise für die meisten Patienten 
oder für die Regierungen viel zu hoch hielten. In Südaf-
rika lagen die Grundbehandlungskosten im Jahr 2002 
bei mehr als zweitausend Rand (250 $) pro Monat, zu 
einer Zeit, als das BIP pro Kopf 250 $ pro Monat be-
trug. Um diese Preise aufrechtzuerhalten, weigerten 
sich die Unternehmen, die Herstellung von Generika 
zu erlauben. Zehntausende von Menschen starben 
und Aktivisten versuchten das verzweifelt zu ändern.

Im Jahr 2002 reichten Mitglieder der Treatment 
Action Initiative eine Beschwerde bei der südafrika-
nischen Wettbewerbskommission ein. Die leitende 
Beschwerdeführerin, Hazel Tau, eine alleinstehende 
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Frau aus Soweto, schrieb in ihrer Stellungnahme, dass 
sie die Familienernährerin sei:

1991 wurde bei mir HIV diagnostiziert … Seit April 
2002 geht es mir nicht mehr so gut. Ich hatte 
eine zunehmende Anzahl opportunistischer In-
fektionen, darunter … eine Atemwegsinfektion, 
bei der der Verdacht auf Lungenentzündung be-
stand … Ich habe auch viel Gewicht verloren. Ich 
wog etwa 75 Kilogramm bis etwa 2000. Seitdem 
habe ich über 25 Kilogramm abgenommen … 
Ich muss zur Behandlung gehen, da mein CD4 
unter 200 gefallen ist … antiretrovirale Behand-
lung ist erforderlich. Aber ich kann es mir nicht 
leisten, dafür auch nur R2.000 im Monat zu be-
zahlen. Wenn die Preise für antiretrovirale Me-
dikamente auf R400 bis R500 pro Monat ge-
senkt würden, könnte ich mir eine Behandlung 
mit meinem derzeitigen Gehalt leisten. Ich bin 
mir bewusst, dass ich einige Dinge opfern muss, 
aber ich weiß, dass diese Behandlung mir helfen 
und mich gesund halten würde. Ich kann es mir 
jedoch nicht leisten, die Preise zu bezahlen, die 
die Pharmaunternehmen für die antiretrovirale 
Behandlung verlangen.

An dieser Stelle treten Jamie Love und sein Team vom 
Consumer Project on Technology wieder ins Spiel ein. 
Die Auswirkungen der hohen Preise für Medikamente, 
insbesondere Retroviren in Entwicklungsländern, wa-
ren Jamie seit Jahren ein großes Anliegen, und er 
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gehörte zu denen, die der südafrikanischen Wettbe-
werbskommission Expertenbeweise für die wirtschaft-
lichen Auswirkungen des Falles lieferten. Insgesamt 
hat er sechs Gutachten verfasst oder mitgeschrieben.

Am 16. Oktober 2003 entschied die Wettbewerbs-
kommission gegen die Pharmariesen und zugunsten 
von Hazel Tau und den Hunderttausenden anderer 
Aidskranker:

Die Pharmaunternehmen GlaxoSmithKline South 
Africa (Pty) Ltd (GSK) und Boehringer Ingelheim 
(BI) haben gegen das Wettbewerbsgesetz von 
1998 verstoßen. Es wurde festgestellt, dass die 
Unternehmen ihre beherrschende Stellung auf 
ihren jeweiligen antiretroviralen Märkten (ARV) 
missbraucht haben.

Als Ergebnis dieser Entscheidung haben sich große 
Pharmaunternehmen darauf geeinigt, ihre Patente zu 
angemessenen Bedingungen an Generikahersteller 
zu lizenzieren – nicht nur in Südafrika, sondern in ganz 
Subsahara-Afrika. Die Preise sanken sofort und sind 
seitdem weiter gesunken. Die Médecins Sans Frontiè-
res schätze, dass die Preise zwischen 2000 und 2014 
um 99 % auf rund 100 Dollar fielen, und ein Großteil 
davon ist auf diesen Sieg zurückzuführen.

Dies war ein Beispiel für die Vorteile der Beseitigung 
von Patentmonopolen. Hingegen ist das Folgende ein 
eindrucksvolles Beispiel für die durch eine Patentein-
führung entstehenden Kosten. In den zwanzig Jah-
ren vor dem TRIPS-Abkommen von 1994 hatte Indien 
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Patente für pharmazeutische Produkte verboten.10 

Nach dem Abkommen – das Indien unterzeichnet 
hat – wurde jedoch ein Patentschutz für Arzneimittel 
eingeführt, damit die Inhaber der Patente die Preise 
erhöhen können. Bis dahin, ohne Patente, konnte jede 
Firma in Indien jedes Medikament herstellen; und das 
taten sie auch. Indien hatte eine boomende Generi-
ka-Industrie, für solche Medikamente, die von jedem 
(oft ohne die ausgefallenen Markennamen) produziert 
werden können, weil es darauf keine Patente gibt. Me-
dizin war billig und selbst arme Menschen konnten sie 
sich leisten. Doch dies bedeutete weniger Einnahmen 
für die ursprünglichen Hersteller. Indien ist daher ein 
guter Testfall dafür, was diese Trade-offs in der Praxis 
bedeuten, und dank einer Fallstudie, die sich auf eine 
wichtige Kategorie von Antibiotika namens Chinolon 
konzentrierte, liegen dazu einige Zahlen vor.11

Die Studie schätzte die Kosten für die gesamte indi-
sche Nation in nur diesem einen Segment auf etwa 
350 bis 500 Millionen Dollar pro Jahr, die in erster 
Linie auf die Verbraucher, aber auch auf die lokalen 
Produzenten entfielen. Doch der Gewinn für die Pa-
tentinhaber betrug nur 50 Millionen Dollar pro Jahr. 

10	 Streng genommen, hatte Indien keine »Produkt«-Patente, 
sondern »Prozess«-Patente für Arzneimittel. Patente auf das 
Rezept für ein Medikament gab es nicht, aber ein Unterneh-
men konnte ein Patent auf ein bestimmtes, neuartiges Her-
stellungsverfahren eines Medikaments anmelden.

11	 Shubham Chaudhuri, Pinelopi K. Goldberg, und Panle Gia, 
Estimating the Effects of Global Patent Protection in Pharma-
ceuticals: A Case Study of Quinolones in India, Yale Working 
Papers, 2003; repr. American Economic Review, 2006.
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Gewinne für Patentinhaber können viel niedriger sein 
als die Kosten für die Verbraucher, weil höhere Preise 
niedrigere Umsätze bedeuten und diese entgangenen 
Umsätze ein Verlust sowohl für Verbraucher, die keine 
Medikamente erhalten, als auch für Hersteller sind, 
die keine Einnahmen erzielen. Sie werden die so ge-
nannten Deadweight Kosten (Wohlfahrtsverlust, Trag-
fähigkeitskosten) genannt. Für Ökonomen ist dies in 
diesem Fall ein sehr passender Begriff, da verlorener 
Zugang zu Medikamenten buchstäblich Tod bedeuten 
könnte. Die Nettokosten für Indien bei der Einführung 
von Patentmonopolen betrugen also 300 bis 450 Mil-
lionen Dollar pro Jahr. Und das sind nur die Dollar-
zahlen. Denken Sie an die Kosten des Elends und der 
Not, an die Menschen, die sich eine Behandlung nicht 
mehr leisten können, deren Krankheiten sich verlän-
gern oder deren Leben unnötig verkürzt wurden.

Medizinische Patente können also für Millionen von 
Menschen verheerende finanzielle und praktische 
Folgen haben. Doch was ist mit dem Argument der 
Pharmariesen, dass sie eine gerechte und notwendige 
Vergütung für die Kosten und Risiken der Forschung 
bringen? Dass es ohne Patente viel weniger Medi-
kamente und so viel mehr Menschen gäbe, die auf 
Behandlungen verzichten müssten? Auch das muss 
untersucht werden, denn fast jede innovative Medi-
zin beginnt heute mit der Arbeit in einem staatlich 
geförderten Forschungslabor und wird vielfach auch 
dort abgeschlossen. Dies gilt insbesondere für unsere 
größten Fortschritte, von der Keimtheorie Pasteurs 
über die Entdeckung des Penizillins durch Fleming bis 



144

hin zu den heutigen Arbeiten über Gentherapien und 
prädiktive Medizin. Die Arbeit von Alexander Fleming 
wurde von öffentlichen Institutionen finanziert. Dem-
entsprechend versteckte oder patentierte er die Ent-
deckung von Penizillin nicht, sondern veröffentlichte 
sie für jedermann zum Testen, Verwenden und darauf 
Aufbauen und trug so dazu bei, Millionen von Leben 
zu retten.

Nach dem gleichen Prinzip sind aktuelle und zu-
künftige Arbeiten, die von der Öffentlichkeit finanziert 
werden, in der Regel offen einsehbar. Und das ist ein 
riesiger Anteil: Fast die Hälfte aller medizinischen For-
schung & Entwicklung in der Welt wird heute direkt 
von den Regierungen finanziert. Und in der wissen-
schaftlichen Grundlagenforschung ist der Anteil noch 
viel höher. Darüber hinaus schätzte die UNESCO, dass 
sich die private, gemeinnützige Finanzierung von me-
dizinischer Forschung und Entwicklung in den USA 
im Jahr 2012 auf knapp 15 Milliarden US-Dollar belief. 
Dazu gehören sowohl die »Mega-Philanthropie« der 
Superreichen als auch die Gesamtbeiträge vieler klei-
ner Spender, wie z. B. Wohltätigkeitsorganisationen, 
die sich auf bestimmte Krankheiten konzentrieren, und 
fast alle davon werden offen veröffentlicht.12

12	 Die traditionelle staatliche Förderung der akademischen For-
schung zahlt für den Aufwand, nicht für bestimmte Ergeb-
nisse. Sie ermöglicht es den Forschern, ihre Studiengänge 
ganz oder teilweise selbst zu bestimmen, und ist nicht direkt 
von der Erreichung bestimmter Ziele abhängig. Dies ist beson-
ders nützlich für die Finanzierung der Grundlagenforschung, 
die sehr langfristig angelegt sein kann, und der Hochrisiko-
forschung, die sich wegen gelegentlicher großer Durchbrü-
che lohnen kann, obwohl sie meistens keine oder negative 
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Einer der Berichte, den Jamie Love für die Wettbe-
werbskommission in Südafrika verfasst hatte, unter-
suchte F&E-Kosten (Forschung & Entwicklung)  und 
stellte die Annahme in Frage, dass diese Kosten von 
den Unternehmen getragen würden, die am Ende 
die Patente erhielten. Dies sei selten der Fall, argu-
mentierte er, insbesondere bei Medikamenten gegen 
Krankheiten wie HIV/AIDS. So wurde beispielsweise 
im März 1987 ein Patent für eines der wichtigsten anti-
retroviralen Mittel, AZT (vermarktet als Retrovir), an die 
Firma Burroughs Wellcome erteilt und dann bei einer 
Übernahme von Burroughs Wellcome durch GlaxoS-
mithKline erworben. Burroughs war nicht zurückhal-
tend gewesen bei der Geltendmachung des Ruhms 
für die Entwicklung von AZT, doch die Fakten waren 
wesentlich komplexer.

Obwohl das Patent 1987 erteilt wurde, wurde das 
Medikament erstmals 1964 von Dr. Jerome Horowitz 
von der Michigan Cancer Foundation synthetisiert, 
und unterstützt wurde dies durch einen Zuschuss der 
US-Regierung. Seine Verwendung gegen tierische 
Retroviren wurde 1974 erstmals von Wolfram Oster-
tag am Max-Planck-Institut an Mäusen demonstriert 
und erneut mit staatlichen Mitteln (diesmal nicht ame-
rikanisch) unterstützt. Als Nächstes kam die entschei-

Ergebnisse liefert. Diese Art der Finanzierung sieht oft eine 
Kombination von Forschung und Lehre vor, was sowohl für 
die Lehrer als auch für die Studierenden wünschenswert ist 
und selbst eine Form der langfristigen Investition darstellt. Die 
Ergebnisse sind unvorhersehbar und sehr schwer zu quantifi-
zieren, können aber spektakulär sein und umfassen viele der 
großen Leistungen in jeglichen akademischen Disziplinen.
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dende klinische Forschung, einschließlich des ersten 
Tests, um zu untersuchen, ob AZT gegen menschliche 
Immunviren wie HIV wirksam ist und in welchen spe-
zifischen Konzentrationen es wirksam ist. Auch dies 
wurde von staatlich geförderten Forschern in den USA 
durchgeführt, diesmal am National Cancer Institute 
der Duke University. Diese Forscher, von denen kei-
ner von Burroughs Wellcome finanziert wurde, waren 
auch die ersten, die AZT an einen Menschen mit AIDS 
verabreichten, und führten die erste klinische pharma-
kologische Studie an Patienten durch.

Wie einige der wichtigsten Wissenschaftler in ei-
nem Brief an die New York Times im September 1989 
schrieben, wurde nicht nur fast die gesamte Entwick-
lung von AZT mit öffentlichen Mitteln durchgeführt, 
sondern Burroughs hatte die Entwicklung in der End-
phase sogar verzögert. Der Nachweis der klinischen 
Wirksamkeit sei erbracht worden …

… von den Mitarbeitern des National Cancer 
Institute in Zusammenarbeit mit den Mitarbei-
tern der Duke University. Diese Wissenschaft-
ler arbeiteten nicht für die Burroughs Wellcome 
Company. Sie führten auch eine von Ermittlern 
initiierte Untersuchung durch, die Ressourcen 
aus und Neuprogrammierungen von anderen 
wichtigen Projekten erforderte. Es war die Ant-
wort auf einen Krisenfall im öffentlichen Gesund-
heitswesen. Tatsächlich jedoch war eines der 
Haupthindernisse für die Entwicklung von AZT, 
dass Burroughs Wellcome nicht mit lebenden 
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AIDS-Viren arbeitete und auch keine Proben von 
AIDS-Patienten erhalten wollte.

Burroughs Wellcome hatte nach jahrzehntelanger 
Forschung letztendlich die letzten klinischen Studien 
durchgeführt, um die Zulassung für den Einsatz durch 
die Aufsichtsbehörde, die US Food and Drug Admi-
nistration (FDA), zu erhalten. Und selbst hier erhielten 
sie Hilfe. In den USA war AZT als »Orphan«-Medika-
ment (für die Verwendung in einer kleinen Patienten-
population) eingestuft worden, was bedeutete, dass 
die Hälfte der Kosten für klinische Studien von der 
Regierung durch eine Steuergutschrift an Burroughs 
erstattet wurde.

Im Rahmen eines Open-Systems hätte Burroughs 
Wellcome kein so enorm wertvolles Patent auf der 
Grundlage von Arbeiten erhalten, die zu einem gro-
ßen Teil von anderen geleistet worden waren, ein-
schließlich Forschern, die von Steuerzahlern bezahlt 
wurden. Stattdessen wäre die private Forschung und 
Entwicklung genauso open bzw. offen wie öffentlich 
finanzierte F&E. Die wissenschaftliche Forschung und 
ihre Ergebnisse würden für jedermann zugänglich 
sein; die Herstellung wäre uneingeschränkt und 
kompetitiv, und dies würde die Preise auf dem Niveau 
der Herstellungskosten halten, genau wie die heutigen 
Generika. Der offene Zugang zu den Informationen 
würde auch weitere Wissenschaftler ermutigen, an 
neuen Erkenntnissen zu arbeiten, um Krankheiten und 
Behinderungen schneller zu bekämpfen.

Und doch würden diese Sozialvergütungen die Phar-



148

maunternehmen nicht verarmen lassen. Die Unterneh-
men würden weiterhin für ihre Aufwände entlohnt, 
denn anstatt ihre Innovationen zu patentieren, würden 
sie Vergütungsrechte vergütet bekommen, die ihnen 
einen Anspruch auf Zahlungen aus einem zentralen 
Fonds im Verhältnis zu den gesundheitlichen Vorteilen 
ihrer innovativen Arzneimittel einräumen würden – un-
abhängig davon, wer sie tatsächlich hergestellt hat.

Denn in der Medizin geht es vor allem darum, die Ge-
sundheit von Menschen und der Bevölkerung zu ver-
bessern. Dies kann bedeuten, dass tatsächlich Leben 
gerettet oder einfach die Lebensqualität verbessert 
wird, indem Schmerzen reduziert oder Behinderungen 
gemildert werden. Unser Ziel sollte es sein, sicher-
zustellen, dass die Mittel, die wir dafür bereitstellen, 
ausgegeben werden, um diese Verbesserungen zu 
maximieren. Daher müssen wir nicht nur verfolgen, 
wer bestimmte Medikamente verwendet, sondern 
auch den geschätzten Nutzen für die Gesundheit er-
mitteln (zumindest im Durchschnitt). Um die Zahlungen 
auf diese Weise an die Ergebnisse bzw. die Wirksam-
keit zu binden, bedarf es einer standardisierten Met-
rik, die Vergleiche zwischen Therapien bzw. Behand-
lungen verschiedener Art ermöglicht. Wie lässt sich 
zum Beispiel eine Behandlung, die eine seltene Form 
von Krebs bekämpft und hundert Menschen unter 30 
Jahren rettet, mit einer anderen Krebsbehandlung 
vergleichen, die zweihundert Menschen rettet, deren 
Durchschnittsalter 65 Jahre beträgt?

Eine Antwort ist die Messung dessen, was unter dem 
unschönen Namen »quality adjusted life-years« (QA-
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LYs) bekannt ist. Diese »Maßeinheit« ermöglicht es, 
eine Behandlung nach der Anzahl der zusätzlichen 
»Lebensjahre«, die durch sie vermutlich gewonnen 
werden, und der Qualität dieser Jahre zu beurteilen. 
Wenn also eine Behandlung das Leben eines 30-Jäh-
rigen rettet, von dem man erwarten kann, dass er wei-
tere 40 Jahre lebt, hat sie einen Wert von 40 QALYs, 
während eine Behandlung, die einen 65-Jährigen ret-
tet, dessen Lebenserwartung nur noch fünf Jahre be-
trägt, einen Wert von 5 QALYs hat. Bei Behandlungen, 
die Behinderungen vorbeugen, mit unterschiedlichem 
Schweregrad, wird der Wert in QALYs entsprechend 
gewichtet.13

Nach den Open-Regeln wäre der Anteil des Vergü-
tungsfonds, der an verschiedene Rechteinhaber ge-
zahlt wird, proportional zu den Gesundheitsleistungen, 
berechnet als die Anzahl der behandelten Personen 
multipliziert mit dem geschätzten Nutzen pro Patient 
in QALYs.14 Durch die direkte Verknüpfung von Ver-

13	 Dieses System der Wertschätzung von Leben wurde kritisiert, 
weil es beispielsweise im Widerspruch zu den religiösen Leh-
ren und dem Geist der UN-Menschenrechtserklärung steht, 
für die es selbstverständlich ist, dass alles Leben gleich ist. 
Das sind berechtigte Einwände. Insbesondere die Gewichtung 
ist offensichtlich umstritten und sie muss mit zunehmendem 
Erkenntnisfortschritt überarbeitet werden. Aber QALYs sind 
kein Maß für den Wert des Lebens eines Individuums; sie sind 
ein rein statistisches Konstrukt, und sie bieten zumindest eine 
systematische Möglichkeit, den Wert medizinischer Eingriffe 
zu bewerten. Wir müssen unweigerlich über Prioritäten ur-
teilen (und das tun wir auch heute schon), also ist es besser, 
irgendeinen Maßstab zu haben als gar keinen.

14	 Eine Verfeinerung dieser grundlegenden Formel könnte vor-
genommen werden, um seltenen Krankheiten Rechnung zu 
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gütungsansprüchen mit den Vorteilen verschiedener 
Medikamente schafft dieses System Anreize für eine 
gezielte und sozial vorteilhafte Forschung. Und gleich-
zeitig ermöglichen die niedrigeren Arzneimittelpreise 
den Patienten einen deutlich erweiterten Zugang zu 
Behandlungsmethoden.

Ein wichtiger Aspekt bei diesen Ausschüttungen 
wäre die Wiederverwendung von Informationen, die 
ihrerseits durch Vergütungsrechte abgedeckt wären. 
Die Forschung ist ein kumulativer Prozess, und wie der 
Fall AZT anschaulich veranschaulicht, sind Innovatio-
nen, die neue medizinische Therapien hervorbringen, 
in der Regel auf früheren Arbeiten aufgebaut und in-
tegrieren diese. Es ist wichtig, darüber nachzudenken, 
wie dies im Open-Modell gehandhabt werden kann, 
denn sonst könnten die Anreize stark verzerrt werden, 
wenn die Ressourcen an die falschen Leute für die 
falschen Dinge gingen.

Betrachten wir das Problem der derivativen Arznei-
mittel, das sich aus dem derzeitigen Patentsystem 
ergibt. Stellen wir uns vor, dass Forscher der Firma 
WorkedALot ein neues Medikament für Diabetes na-
mens Diax entwickeln. Sie melden ein Patent an und 
erhalten dieses. Dann produziert eine andere Firma, 
DerivativesInc, eine etwas billigere Variante namens 
Diox, und auch diese erhält ein Patent. Es wäre ein-
deutig ungerecht und würde die Anreize für Innovati-
onen verringern, wenn die meiste Vergütung auf Kos-

tragen, bei denen die Zahl der Patienten gering sein kann, 
z. B. durch die Aufnahme eines Multiplikators für die Gesund-
heitspriorisierung in die Formel.



151

ten von WorkedALot an DerivativesInc gehen würde, 
da es WorkedALot ist, das die bahnbrechende und 
kostspielige Pionierarbeit geleistet hat. Nach dem 
derzeitigen Patentrecht gibt es also Mittel, um sicher-
zustellen, dass solche Derivate vom Urheber zusam-
men mit einem Streitbeilegungsverfahren lizenziert 
werden müssen. Dieses Modell würde im Rahmen 
des Systems der Vergütungsrechte mit einem we-
sentlichen Unterschied übernommen werden. Bei 
Vergütungsrechten würde das Fehlen einer Lizenz 
DerivativesInc nicht daran hindern, Forschung 
zu betreiben oder sein Medikament freizugeben 
(obwohl es das Risiko bergen würde, dass ein 
späteres Schiedsverfahren einen Großteil seines 
zukünftigen Gewinns an WorkedALot vergeben 
könnte). Patente hingegen werden in der Regel als 
vollständiger Ausschluss interpretiert: Ohne Lizenz 
sind Wiederverwerter schadenersatzpflichtig und 
können nichts tun, wenn sie in dem Gewahrsein 
vorgehen, dass sie das Patent verletzen könnten, 
und sie riskieren schwerwiegendere Schäden durch 
vorsätzliche Rechtsverletzung.

Die Öffnung der gesamten Forschung, ob privat 
oder staatlich finanziert, mag für ein einzelnes Land 
sehr gut klingen, doch sie wirft das Trittbrettfahrer-
problem auf: Wenn die gesamte öffentlich finanzierte 
Forschung, die die USA betreiben, offen wäre, wür-
den andere dann nicht an Ausgaben für Forschung 
sparen und diese stattdessen nutzen? Was sollte ver-
hindern, dass sich die südafrikanische Regierung voll-
ständig auf die amerikanische HIV-Forschung stützt 
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und keine eigenen Mittel bereitstellt?15 Nun, selbst 
in einem Zeitalter, das zunehmend von »geistigem 
Eigentum« besessen ist, gibt es einen Weg, dieses 
Problem zu lösen und die Politik auf Innovation und 
Fortschritt, statt bloß auf den Schutz von Unterneh-
men auszurichten.

Die Lösung sind internationale Abkommen, in denen 
sich die Länder zu einem Minimum an medizinischer 
Forschungsfinanzierung verpflichten (wie es beispiels-
weise die NATO-Mitglieder derzeit bei den Verteidi-
gungsausgaben tun). Im einfachsten Fall würde sich 
jedes Land bereit erklären, beispielsweise 0,5 % des 
BIP zu verteilen. Doch es ist wahrscheinlicher, dass 
der Prozentsatz (und auch das Bruttoniveau) zwischen 
den Ländern unterschiedlich verteilt sein würde, da 
sich reichere Länder zu höheren Anteilen verpflichten 
könnten. Die Länder könnten sich auch auf die ge-
genseitige Anerkennung von Vergütungsansprüchen 
einigen, so dass ein in einem Land registriertes Ver-
gütungsrecht auch aus den Vergütungsfonds anderer 
Länder, in denen ein Medikament Leben gerettet oder 
Leiden reduziert hat, vergütet würde.

Dies ist fast genau der Ansatz, der in der von Ja-
mie Love und anderen vorgeschlagenen Medical 

15	 Dieses Problem ist nicht auf das Open-Modell beschränkt. Es 
gibt beliebe Ansätze, um für die Produktion von Informationen 
zu bezahlen, einschließlich Monopolrechten wie Urheberrecht 
oder Patenten. Wenn ein Land beispielsweise die Patente 
oder Urheberrechte seines Nachbarn nicht anerkennt, kann 
es von den innovativen und kreativen Bemühungen nebenan 
profitieren, ohne sich an den Kosten zu beteiligen: Sie nutzen 
die Produkte, zahlen aber einen niedrigeren Preis, der keine 
Komponente für den Rechteinhaber beinhaltet.
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Innovation Convention festgelegt ist. Solche Verein-
barungen könnten nicht nur das Trittbrettfahrerpro-
blem angehen, sondern auch eine systematischere 
internationale Priorisierung vernachlässigter Gebiete 
ermöglichen. Derzeit wird jedes Jahr mehr Geld für die 
Suche nach Medikamenten zur Verringerung der Alte-
rungserscheinungen (Kosmetika) ausgegeben als für 
die Bekämpfung von Malaria. Dennoch sterben jedes 
Jahr mehr als eine halbe Million Menschen an Malaria, 
während niemand an Falten stirbt. Da die Menschen in 
den reichen Ländern nicht von Malaria betroffen sind, 
sondern sich viel mehr um das Altern bzw. den Er-
halt ihre Schönheit und Jugend kümmern, richtet sich 
die Arzneimittelforschung der Pharmariesen nicht auf 
tödliche Krankheiten, sondern auf die Befriedigung 
der Eitelkeit. Durch internationale Abkommen wäre es 
möglich, die Forschung auf solche vernachlässigten 
Krankheiten zu konzentrieren, beispielsweise durch 
eine Gewichtung der Forschungsinvestitionen bei der 
Berechnung der Ausgabenverpflichtung jedes Landes 
im Verhältnis zum BIP.

Leider wurden bisher keine solchen Vereinbarungen 
für die medizinische Forschung ausgehandelt, doch 
in den letzten zehn Jahren gab es einige große Fort-
schritte. Als Jamie und andere Ende der 90er Jahre 
mit der Arbeit am Zugang zu Medikamenten began-
nen, erhielten weniger als zehntausend Menschen in 
den Entwicklungsländern eine wirksame HIV-Thera-
pie. Diese Zahl liegt jetzt bei über zehn Millionen, was 
auf Preissenkungen durch die Bereitstellung lebens-
wichtiger Medikamente durch freiwillige oder manch-
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mal zwangsweise Zulassung von Patenten zurückzu-
führen ist. Tausende, möglicherweise Millionen von 
Menschen sind heute am Leben, weil Jamie und seine 
Kollegen an einem Bereich der »Informationspolitik« 
gearbeitet haben, von dem die meisten Begünstigten 
noch nie gehört haben.

Obwohl das Übereinkommen über medizinische In-
novationen noch nicht angenommen wurde, bleibt es 
ein Konzept für ein neues Modell der Forschungsfinan-
zierung. Dies und Vorschläge wie diese sind für die Zu-
kunft des Informationszeitalters von wesentlicher Be-
deutung, um Openness bzw. Offenheit mit der Über-
windung des Trittbrettfahrerproblems zu verbinden 
und gleichzeitig weiterhin von Marktmechanismen und 
Vorausfinanzierungen zu profitieren. Solche Modelle 
beruhen auf internationalen Vereinbarungen, ebenso 
wie die jetzige Lösung des Trittbrettfahrerproblems, 
die Vergabe von Monopolen für »geistiges Eigentum«, 
die im Rahmen der TPP (Trans-Pacific Partnership) 
noch einmal erweitert werden sollte – auch wenn dies-
mal Donald Trumps Amerika nicht unterzeichnet hat. 
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11	 Eine offene Welt schaffen

Die wesentlichen Vorteile von Offenheit und damit ei-
nes Open-Modells liegen auf der Hand:

•	 Universeller Zugang zu Informationen
•	 Steigerung von Innovation und Kreativität
•	 Maximierung der positiven Nutzung der Kapazitäten 

der Informationstechnologie
•	 Zunehmender Wettbewerb
•	 Beendigung der globalen Monopole über verschie-

denste Arten von Informationen
•	 Abbau von Ungleichheiten in Bezug auf Chancen 

und Erfolge
•	 Erhöhter globaler Wohlstand

Zusammengenommen sind diese Argumente für das 
Open-Modell überwältigend, dennoch bleibt noch 
die Frage, wie es umgesetzt werden kann. Dies ist 
keine technologische, sondern eine politische Frage 
über unsere Werte und gesellschaftlichen Prioritäten 
und es ist jetzt der richtige Zeitpunkt für politische 
Entscheidungsträger und Meinungsbildner, dies zu 
diskutieren. Dabei müssen wir bedenken, dass das 
Open-Modell nicht perfekt sein muss. Es muss nur et-
was besser sein als unser derzeitiges »Closed«- Sys-
tem, um die Änderungen zu rechtfertigen.

In den kommenden Jahren werden immer mehr 
Menschen erkennen, dass Informationsmonopole 
noch schädlichere Auswirkungen haben als Monopole 
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auf Sachgüter, insbesondere in Bezug auf Ungleich-
heit und Innovationen. »Geistiges Eigentum« wird 
zunehmend in die Kritik geraten, da seine negativen 
Folgen in der virtuellen und auch realen Welt immer 
deutlicher sichtbar werden.

Im Wandel muss die größte Sorge, die die Alterna-
tive bei den Menschen hervorruft, adressiert werden: 
Wie wird in einer offenen Welt ohne Urheberrechte 
und Patente die Produktion wertvoller Informationen 
vergütet? Das Open-Modell bietet eine einfache und 
umfassende Antwort darauf: Bestehende Patente und 
Urheberrechte müssen durch Vergütungsrechte er-
setzt werden. Hingegen werden bestehende Finan-
zierungsquellen beibehalten, die mit der Offenheit 
vereinbar sind: beispielsweise staatliche und philan-
thropische Forschungsförderung und Projekte mit Ge-
meinschaftsmitteln wie beispielsweise bei Wikipedia.

Die Produktion von Informationen wird heute und 
würde auch in Zukunft auf vielfältige Weise finanziert 
werden. Als Ersatz für Urheberrechte und Patente wür-
den Vergütungsrechte eine große Rolle spielen. Doch 
ihr Umfang und ihre Logistik müssen noch durch For-
schung, Diskussion und Planung festgelegt werden. 
Sie müssen auch zusammen mit technischen und sozi-
alen Belangen kontinuierlich weiterentwickelt werden.

Wir alle erschaffen ständig mit unseren EMails, 
Blogs, Fotos oder Romanen, die nie das Licht der Welt 
erblicken, riesige Mengen an Informationen. Doch das 
meiste davon ist ohne wirtschaftliche Kosten und Fol-
gen und so würde es unvermindert weitergehen. Es 
geht hier um die Finanzierung wertvoller Informatio-
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nen, ob sie offen oder geschlossen sind, und es gibt 
vielfältige Wege dazu:

•	 Wirtschaft (Journalismus, Filmproduktion, Marktfor-
schung, Werbung, Mode)

•	 Sponsoring (kommerziell oder pro bono) 
•	 Philanthropie (Forschung, Kunst, Architektur, Preis-

verleihungen etc.) 
•	 Crowdfunding 
•	 Staatsausgaben (Universitäten, gelehrte Gesell-

schaften, Wohltätigkeitsorganisationen)

Alle fünf dieser Finanzierungsformen sollen nach Ein-
führung des Open-Modells fortgesetzt werden, und 
ein Großteil der Informationen, die sie produzieren, 
sind bereits offen – oder könnten es jedenfalls sein. 
So sind beispielsweise die von öffentlich geförderten 
Forschern erstellten Informationen bereits weitgehend 
offen (Open Access) und der Rest sollte es werden.16 

16	 Es gibt heute weitere Beispiele für die Erstellung von offenen 
und freien Informationen. So werden beispielsweise einige 
Innovationen aus dem kommerziellen Bereich offen geteilt, 
wobei die Umsätze aus komplementären Gütern, wie damit 
verbundenen Dienstleistungen oder Beratung, generiert 
werden. Dies wird als »Pommes und Ketchup«-Ansatz be-
zeichnet: Geben Sie die Pommes umsonst und verkaufen Sie 
das Ketchup oder umgekehrt. Pioniere in vielen Bereichen, 
darunter auch solche, in denen Innovationen nicht als »gei-
stiges Eigentum« anerkannt werden, tun dies ebenfalls. Ein 
Großteil an Innovationen, z. B. bei chirurgischen Techniken, 
ist nicht patentiert (und konnte nicht patentiert werden), aber 
Chirurgen, die neue Methoden entwickeln, teilen sie oft sehr 
gerne, da sie wissen, dass ihnen dies professionelle Anerken-
nung und mehr Patienten bringen wird (dabei sollte man nicht 
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Bei der Offenheit geht es aber nicht in erster Linie um 
die staatliche Finanzierung oder die Abhängigkeit von 
freiwilligen Leistungen. Je mehr Informationen wir ohne 
direkte staatliche Kontrolle produzieren können, desto 
besser, denn dies minimiert eine Politisierung sowie 
Bürokratisierung und ermöglicht eine größtmögliche 
unternehmerische Freiheit. Das kommerzielle Geschäft 
mit der Herstellung und Vermarktung von Informationen 
muss weiter florieren, und Offenheit kann durch die Nut-
zung von Vergütungsrechten mit Märkten koexistieren.

11.1	 Vergütungsrechte anstelle von 
Monopolrechten

Die Produktion von Wissen und Informationen, die 
bereits heute offen sind, wäre von der Abschaffung 
des »geistigen Eigentums« unberührt. Doch es bleibt 
eine riesige Menge an Informationen, die von Unter-
nehmen finanziert werden, die sich auf Patente oder 
Urheberrechte für ihre Vergütung verlassen. Was die-
ses Buch vorschlägt, ist der umfassende Ersatz von 

den Wunsch übersehen, Gutes zu tun und das menschliche 
Wohlbefinden zu verbessern). Neue Ideen und solche Arten 
von Innovationen, die für indirekte Belohnungen frei geteilt 
werden, kommen viel häufiger vor, als man es zunächst ver-
muten würde. Untersuchungen von Eric von Hippel und sei-
nen Kollegen haben gezeigt, dass sie weit über die Medizin 
hinausgehen. Man findet sie bei Michelin-Köchen oder auch in 
der chemischen Industrie. Bemerkenswert ist, dass die Mehr-
heit aller produzierten Innovationen von Praktikern stammen, 
von denen viele keinen Alleinanspruch darauf erheben und 
dennoch das Engagement erbringen, um sie möglich zu ma-
chen.
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Monopolen auf geistiges Eigentum, wie Patenten und 
Urheberrechten, durch Vergütungsrechte. Dies würde 
Vergütungsrechte für Software, Statistiken, Designs, 
Nachrichten, Karten, Medikamente und eine Vielzahl 
anderer Arten von Informationen umfassen. Darüber 
hinaus würden wir jedes der wichtigsten geistigen Ei-
gentumsrechte (Patent und Urheberrecht) durch ein 
ähnliches Vergütungsrecht ersetzen. D. h. es gäbe 
dann ein patentähnliches Vergütungsrecht und ein 
urheberrechtliches Vergütungsrecht, jeweils mit den 
gleichen Qualifizierungsregeln und Schutzfristen wie 
die der jeweils heute bestehenden Monopolrechte.

Vergütungsrechte sind durchaus kompatibel mit 
der Fortsetzung anderer Wege zur Innovationsförde-
rung und sie können diese sogar noch verbessern. So 
würde beispielsweise das Bestehen von Vergütungs-
ansprüchen neue Wege für die private philanthropi-
sche Unterstützung eröffnen. Philanthropen könnten 
beispielsweise direkt an den Vergütungsrechtspool 
spenden, wodurch die Vergütung beispielsweise für 
Fotografie oder Poesie größer würde. Und die private 
Unterstützung von offenen Innovationen durch Preis-
verleihungen oder Vergütungsrechte könnte durch 
Steuererleichterungen gefördert werden.

11.2	 Sind Vergütungsrechte realisierbar?

Um eine praktikable Alternative zum Patentsystem 
zu sein, müssen Vergütungsansprüche technisch 
und politisch durchsetzbar sein. Auf der technischen 
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Seite existieren bereits zahlreiche Elemente, die für 
ein Vergütungssystem erforderlich sind; es existieren 
bereits Messmöglichkeiten, es wird bereits heute das 
Eigentum an Innovationen definiert, ebenso wie defi-
niert ist, was passiert, wenn Innovationen auf anderen 
Innovationen aufgebaut sind. Jeder dieser Mechanis-
men könnte für Vergütungsrechte wiederverwendet 
werden.

Darüber hinaus ist ein Großteil der politischen Infra-
struktur, die für ein Vergütungssystem erforderlich ist, 
bereits vorhanden, darunter kohärente internationale 
(und oft nationale) Rechtsvorschriften sowie Schieds-
gerichtsbarkeiten, die zusammengelegt werden könn-
ten, ebenso wie ähnliche Verwaltungsorgane für damit 
zusammenhängende Fonds und Mittel zur Sicherung 
einer nachhaltigen Finanzierung.

11.3	 Vergütungsrechte sind technisch 
realisierbar

Damit Vergütungsrechte ein tragfähiger Finanzie-
rungsmechanismus sein können, müssen die tech-
nischen Aspekte des Modells praktikabel sein. Vier 
Themen sind dazu besonders hervorzuheben:

1.	 Abgrenzung (Demarcation): Welche Innovation 
gehört zu welchem Innovator? 

2.	 Wiederverwendung (Reuse): Da die Forschung 
kumulativ ist, ist es wichtig, dass das Vergütungs-
rechtsmodell Innovatoren angemessen belohnt, 
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ohne diejenigen zu benachteiligen, auf deren 
Schultern sie standen, um ihre Innovation hervor-
zubringen. 

3.	 Verteilung (Distribution): Wie sollten die Finanz-
mittel auf die einzelnen Inhaber von Vergütungs-
ansprüchen verteilt werden? 

4.	 Begutachtung (Evaluation): Wie soll festgelegt 
werden, wie viel für verschiedene Arten von In-
formationen (Medikamente, Musik, Software usw.) 
ausgeben werden soll?

Glücklicherweise gibt es Präzedenzfälle für all diese 
Anforderungen.

11.3.1	 Es wird bereits heute ermittelt, wer 
Innovationen »besitzt«

Sowohl für das Patent-  als auch für das Vergütungs-
rechtssystem ist es entscheidend, dass Innovationen 
voneinander unterschieden werden können. Um ei-
nem Einzelnen ein Recht, sei es ein Patentmonopol-
recht oder ein Vergütungsrecht, einzuräumen, müssen 
wir in der Lage sein, Innovationen richtig zu attribuie-
ren. Dieser Prozess ist im Patentsystem unerlässlich 
und kann direkt in einem Vergütungsrechtssystem 
wiederverwendet werden.
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11.3.2	 Rechtsansprüche werden bereits 
heute zwischen mehreren Innovatoren 
aufgeteilt

Vergütungsrechte werden unter der Bedingung eines 
vollständig offenen Zugangs zu allen Informationen im 
Zusammenhang mit einer Innovation gewährt. Daher 
ist es wichtig, dass die Vergütung gerecht zwischen 
einer Generation von Innovatoren und der nächsten 
aufgeteilt werden kann.

Diese Art des Teilens geschieht bereits heute. Da In-
novation und Kreativität kumulativ sind, kommt es häu-
fig zu einer Wiederverwendung. Nach dem heutigen 
Monopolrechtssystem sind nachfolgende Innovatoren 
verpflichtet, Lizenzgebühren an frühere Innovatoren 
zu zahlen. Nach dem Vergütungsrechtsmodell wären 
Folgeinnovatoren verpflichtet, einen Teil ihrer eigenen 
Vergütungsansprüche, ähnlich wie Lizenzgebühren 
im Patent- oder Urheberrechtssystem, an diejenigen 
zu zahlen, auf deren innovativer Arbeit sie aufbauen. 
Diese Anteile könnten für einfache Fälle standardisiert 
werden oder bei komplexeren Fällen könnten die bei-
den Parteien darüber verhandeln, wobei letztendlich 
Gerichte eingeschaltet werden könnten, wenn keine 
einvernehmliche Lösung gefunden wird. Mit anderen 
Worten, wenn eine Innovation auf einer früheren Inno-
vation, die ein Vergütungsrecht besitzt, aufbaut, dann 
würde ein Teil des Vergütungsrechts, das dem sekun-
dären Innovator gewährt wird, auch dem primären In-
novator gewährt werden.

Der wesentliche Unterschied zum derzeitigen Sys-
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tem besteht darin, dass frühere Innovatoren kein abso-
lutes Recht hätten, die Wiederverwendung ihrer Inno-
vation zu verbieten, wie es heute der Fall ist. Vielmehr 
hätten sie lediglich den Rechtsanspruch auf eine »an-
gemessene Vergütung«. Diese Änderung würde den 
nachfolgenden Innovator begünstigen, aber dennoch 
sicherstellen, dass der vorherige Innovator angemes-
sen entschädigt würde.

11.3.3	 Finanzmittel sind zwischen Inhabern von 
Vergütungsrechten verteilbar

Die Bezahlung von Urhebern aus einem Vergütungs-
rechtsfonds ist ziemlich einfach, und die obigen Fall-
studien haben bereits gezeigt, wie dies bei Musik 
oder Medizin erfolgen würde. Die Verteilung erfolgt 
durch den Vergleich ähnlicher Dinge, was einen 
gemeinsamen Maßstab ermöglicht, sei es die Häu-
figkeit, wie oft Musikstücke gespielt werden, oder 
der Einsatz und der gesundheitliche Nutzen von 
Medikamenten. Während der Fonds für jegliche Art 
von Informationen einen eigenen spezifischen Me-
chanismus benötigt (Software hätte beispielsweise 
andere Kriterien als Musik), sind die Grundprinzipien 
klar: Die Inhaber von Vergütungsrechten würden in 
Abhängigkeit von der Nutzung und dem durch ihre 
Innovationen geschaffenen Mehrwert vergütet. Die 
Ausschüttungen würden durch transparente, vorde-
finierte Algorithmen erfolgen, die von unabhängigen 
Gutachtern überwacht würden (um das Risiko einer 
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politischen Beeinflussung in diesem Prozess zu ver-
meiden).

11.3.4	 Es ist möglich zu ermitteln, wie viel für 
die einzelnen Arten von Informationen 
ausgegeben werden soll

Die verhältnismäßige Aufteilung auf die Vergütungs-
fonds ist eine große Herausforderung, denn sie er-
fordert den Vergleich von Werten, die eigentlich nicht 
vergleichbar sind: Welchen Wert hat eine neue Single 
von Beyoncé im Vergleich zu einer neuen Behandlung 
von Brustkrebs?

Wir können damit beginnen, uns anzusehen, wie wir 
solche Urteile fällen, wenn es um ungleiche physische 
Dinge wie einen Fußball und einen Kuchen geht. Der 
häufigste Mechanismus ist der Markt. Das Zusammen-
spiel von Käufern und Verkäufern bestimmt die Preise 
(und damit eine Form eines relativen Wertes). Beispiel: 
Wie viele Fußbälle und wie viele Kuchen werden her-
gestellt. Aber während die traditionellen Marktpreise 
gut funktionieren, wenn physische Dinge miteinander 
verglichen werden sollen, weil es ein begrenztes An-
gebot davon gibt, bricht dieser Mechanismus im Falle 
von Informationen zusammen. Denn wie wir gesehen 
haben, gibt es keine Grenzen für die Bereitstellung 
digitaler Informationen, sofern wir sie nicht bewusst 
einschränken. Ökonomen würden sagen: Der Kuchen 
wird bei Bedarf größer. Jeder kann ein Stückchen da-
von abhaben und niemand muss hungrig bleiben. In 
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einem Marktsystem für Informationen ohne Monopol-
rechte würde dieses grenzenlose Angebot zu Preisen 
führen, die gegen null tendieren, und dennoch würde 
das kein Indiz für die relativen Werte der verschiede-
nen Arten von Informationen liefern.

Aber was ist mit Monopolrechten: Liefern sie uns nicht 
die Marktpreise für Informationsgüter? Dabei geht es 
darum, dass Marktpreise nicht deshalb nützlich sind, 
weil sie existieren, sondern weil sie Ausgaben und 
Produktion in Einklang mit dem tatsächlichen Wert 
und den Kosten bringen. Dies geschieht jedoch nur 
unter bestimmten Bedingungen, die bei Informations-
gütern, die unter Monopolrechte fallen, weitestgehend 
entfallen.

Erstens verursachen Informationsgüter (ebenso wie 
öffentliche Güter wie die Landesverteidigung) erheb-
liche einmalige Kosten bei der Herstellung und hin-
gegen triviale Kosten für jeden zusätzlichen Nutzer. 
Sobald beispielsweise das Geld für den Unterhalt ei-
ner Armee ausgegeben wurde, ist der Schutz von wei-
teren hundert Bürgern quasi kostenlos. Ebenso sind 
beispielsweise die Kosten für eine zusätzliche Kopie 
nach der Erstellung einer App gleich null. Dies stellt 
ein Marktpreissystem vor Herausforderungen, da die 
hohen Fixkosten dazu führen, dass die Preise mit stei-
gender Nutzung sinken (obwohl der Wert nicht sinkt).

Zweitens ist auf fundamentaler Ebene eine echte 
Marktpreisbildung für Informationsgüter unmöglich. 
Nur wenn der Staat künstliche Monopole schafft, kön-
nen Preisschilder an Informationen gehängt werden, 
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doch ebendieser Akt des Handelns untergräbt den 
Mechanismus des Marktes, da es dem Erzeuger und 
nicht der Verbrauchernachfrage erlaubt, den Preis 
festzulegen. Obwohl es noch andere Filme zu sehen 
gibt, ist keiner von ihnen genau gleichwertig mit Harry 
Potter oder The Italian Job, so dass es keinen echten 
Wettbewerb gibt. Der Mechanismus ist verzerrt, so 
dass die Ressourcen nicht optimal eingesetzt werden.

Das Regulierungssystem des »geistigen Eigentums« 
ist auch nicht ein reiner Mechanismus des freien Mark-
tes, für den es oft gehalten wird: Es ist bereits po-
litischer Natur, weshalb es auch so viel Lobbyarbeit 
anzieht. So hängen beispielsweise Umfang und Art 
der Monopolrechte, die die Gesellschaft bestimm-
ten Arten von Information gewährt, von politischen 
Entscheidungen ab. Sollen Patente für neue lebens-
rettende Medikamente 10 Jahre, 20 oder 50 Jahre 
aufrechterhalten werden? (Denken Sie an die tief-
greifenden Auswirkungen eines solchen Urteils.) Die 
Regierungen müssen auch entscheiden, wie viel sie 
für wissenschaftliche Forschung ausgeben, wodurch 
es noch mehr Faktoren gibt, die eine Werteinstufung  
hochspekulativ machen. So kann beispielsweise die 
biologische Grundlagenforschung zu medizinischen 
Durchbrüchen führen, auch wenn dies teilweise Jahr-
zehnte dauern kann.

Die Herausforderungen, denen Vergütungsrechte 
bei der Wertermittlung und der Aufteilung der Mittel 
auf verschiedene Arten von Information gegenüber-
stehen, existieren also bereits in dem heutigen Sys-
tem, wenn es auch weniger offensichtlich ist. Die Pro-
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bleme, die sich durch Vergütungsrechte ergeben, sind 
nicht neu, sondern lediglich transparenter.

Ökonomen haben Techniken entwickelt, um den 
Wert zu beurteilen und so Musikäpfel – wenn auch 
nicht perfekt – mit medizinischen Orangen zu ver-
gleichen. Stichprobenverfahren geben beispielsweise 
einen guten Überblick über die Gesamtnutzung von 
Informationsgütern, seien es Apps, Wettervorhersa-
gen oder Algorithmen. Dies zeigt jedoch lediglich 
den Nutzungsgrad an und nicht den Wert, den die 
Nutzer ihnen beimessen, aber es gibt auch Techniken 
wie Umfragen zur Zahlungsbereitschaft. Die »hedo-
nische Preisgestaltung« verwendet Dinge, die Preise 
haben, um Dinge zu bewerten, die dies nicht haben. 
Zum Beispiel kann so ermittelt werden, was der Wert 
einer schönen Aussicht ist. Es gibt keinen expliziten 
Markt für schöne Aussichten, aber es lassen sich die 
Preise messen, die die Menschen für Häuser zahlen. 
Wenn man also zusätzlich weiß, welche Häuser eine 
schöne Aussicht haben, zusammen mit weiteren Fak-
toren wie Größe und Lage, dann lässt sich daraus der 
implizite Wert einer schönen Aussicht ableiten. Man 
kann sogar etwas über den Wert des Lebens sagen. 
Was werden die Menschen zahlen, um eine geringe 
Erhöhung des Sterberisikos zu vermeiden? Welche 
Boni müssen beispielsweise den Menschen gezahlt 
werden, um gefährliche Arbeiten wie das Putzen der 
Fenster von Wolkenkratzern zu übernehmen?

Darüber hinaus könnte das Vergütungsrechtssys-
tem auf Basis der Kenntnisse gestartet werden, die 
in Bezug auf die heutigen Ausgaben vorhanden sind: 
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Wie viel wird für Musik bzw. Filme bzw. Software bzw. 
Medikamente ausgegeben etc. Diese bestehenden 
Ausgaben sind unvollkommen und stellen dennoch 
eine nützliche Orientierungshilfe und eine gute Grund-
lage für die Einführung von Vergütungsrechten dar 
und könnten daher so fortgesetzt werden.

Abschließend möchte ich sagen, dass es zwar keine 
endgültige Antwort auf die Fragen der Zuteilung ge-
ben kann, dass es jedoch möglich ist, dazu einen all-
gemeinen Ansatz für eine offene Welt vorzuschlagen. 
In jedem kreativen Bereich bietet das aktuelle Inves-
titionsniveau eine Startlinie für das neue Modell, und 
man kann unsere Informationsgüter in einer offenen 
bzw. Open-Welt zumindest mit Hilfe der vorhandenen 
Werkzeuge und der großen Menge an verfügbaren 
Daten über das Niveau und die Nutzungsformen digi-
taler Güter mit Nominalwerten versehen.

Letztendlich sind die Summen, die über Vergütungs-
rechte für verschiedene Formen der Information aus-
gegeben werden sollen, notwendigerweise Gegen-
stand einer öffentlichen Debatte. Wie viel sollte für 
neue Informationen in den vielen verschiedenen Be-
reichen bereitgestellt werden? Die Herausforderung, 
die Ausgabenhöhe festzulegen, ist jedoch weder neu 
noch informationsspezifisch. Gesellschaften stehen 
vor dem gleichen Problem, wenn sie entscheiden, wie 
viel sie für Parks, Schulen und Kampfflugzeuge aus-
geben wollen.

Deshalb muss jetzt darüber diskutiert werden, wie 
hoch die Vergütungsfonds sein sollen, wie sie einge-
sammelt werden und wie sie verteilt werden sollen. 



169

Ebenso muss der Öffentlichkeit erklärt werden, was 
Vergütungsrechte sind und welche Vorteile ein of-
fener Zugang (Open Access) sowohl beispielsweise 
für die Gesellschaft als Ganzes in Form von preiswer-
teren Arzneimitteln, schnellerem Fortschritt in der 
Forschung oder auch für jeden von uns persönlich in 
Form von preiswerteren, nicht urheberrechtlich ge-
schützten (digitalen) Gütern aller Art bietet; es gäbe 
ein wesentlich freieres Internet mit allgemeinem Zu-
gang zu Nachrichtenseiten, Musik, Filmen, Büchern, 
Wissen und vielem mehr.

11.4	 Vergütungsansprüche sind politisch 
durchsetzbar

Neben der technischen Funktionsfähigkeit müssen 
Vergütungsrechte auch politisch funktionieren. Das 
beinhaltet:

1.	 eine angemessene und nachhaltige Finanzierung 
der Fonds,

2.	 eine robuste Verwaltungsstruktur und anerkannte 
Rechtsform für die Fonds,

3.	 einen erfolgreichen Übergang vom heutigen 
geschlossenen System zum neuen Open-System.

Auch diese Anforderungen können erfüllt werden.
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11.4.1	 Eine nachhaltige Finanzierung kann 
national und global sichergestellt 
werden 

Ausgehend von der nationalen Ebene müssen die 
Regierungen ein berechenbares und zuverlässiges 
Niveau an Mitteln bereitstellen. Es gibt mehrere Mög-
lichkeiten, dies zu erreichen, und es wird zwangsläufig 
durch bestehende Umstände und Praktiken in den je-
weiligen Ländern unterschiedlich sein.

Die Fonds sollten rechtlich unabhängig sein und 
eine transparente Verwaltung aufweisen. Durch ei-
nen Schutzwall sollte das Geld in den Vergütungs-
fonds vom Staatshaushalt abgetrennt bleiben. Das 
wichtigste Merkmal, das für das Verwaltungsorgan 
dieser Fonds gelten muss, wäre die Unparteilichkeit. 
Eine Möglichkeit, dies zu gewährleisten, wäre, es un-
abhängig von Wahlpolitik und politischen Gruppen zu 
machen.

Auf globaler Ebene müssen internationale Vereinba-
rungen getroffen werden, die ein System zur Festle-
gung angemessener Beiträge in den Fonds schaffen 
und alle Länder verpflichten, einen Beitrag zu leisten. 
Dadurch würde sichergestellt werden, dass der Fonds 
jedes Jahr über einen festen auszahlungsfähigen Be-
stand verfügt. Nur durch die Festlegung solch verbind-
licher Vereinbarungen für bestimmte Arten von Vergü-
tungsrechten kann Trittbrettfahren verhindert werden.

Glücklicherweise existieren solche Mechanismen 
bereits heute. So zeigt beispielsweise das bestehende 
System für geistiges Eigentum die Wirksamkeit inter-
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nationaler Abkommen zur Verhinderung des Trittbrett-
fahrens. Und es existieren bereits einige Beispiele für 
internationale Initiativen, bei denen Regierungen Mit-
tel beispielsweise in der Forschungsförderung oder 
der Weltraumforschung bündeln.

11.4.2	 Ein Vergütungsrecht ist mit nationalem 
und internationalem Recht vereinbar

Die meisten Länder haben Verträge wie das TRIPS der 
Welthandelsorganisation unterzeichnet, die die Bereit-
stellung und Anerkennung von Patenten und Urheber-
rechten vorschreiben. Das Vergütungsrechtsmodell 
ist mit solchen gesetzlichen Rahmenvereinbarungen 
vereinbar.

TRIPS ist zwar global und verbindlich, es verfügt dar-
über hinaus aber auch über eine integrierte Flexibilität. 
Es gibt gesetzliche Bestimmungen, die Ausnahmen 
von Exklusivrechten zulassen, um den Zugang zu er-
weitern und Monopolrechte unter bestimmten Um-
ständen zu umgehen. So ist es beispielsweise unter 
bestimmten Umständen zulässig, »Zwangslizenzen« zu 
gewähren, um sicherzustellen, dass Patentinhaber die 
Nutzung ihrer Innovationen nicht blockieren können, 
wenngleich sie auch angemessen vergütet werden 
müssen.

Vorübergehende Schwierigkeiten bei der vollstän-
digen Ablösung der Monopolrechte dürfen den Fort-
schritt nicht behindern. So könnten beispielsweise 
Inhaber von Monopolrechten ihre Rechte freiwillig in 
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einen Vergütungsrechtsfonds überführen, ebenso wie 
es Urheber bei Verwertungsgesellschaften oder Spo-
tify heute tun. Alternativ könnten Vergütungsrechte 
parallel zu Monopolrechten gewährt werden, wobei 
die Innovatoren sich für das eine oder andere ent-
scheiden müssen. Vergütungsrechte könnten dann auf 
verschiedene Weise attraktiver gemacht werden als 
Monopolrechte, um die Inanspruchnahme zu fördern: 
zum Beispiel durch eine hohe Finanzierung von Vergü-
tungsrechten oder durch eine Bevorzugung jeglicher 
staatlichen Ausgaben für Vergütungsrechte (staatliche 
Ausgaben für patentierte Arzneimittel könnten bei-
spielsweise begrenzt werden) oder schließlich durch 
eine direkte Besteuerung von Patenteinnahmen, wo-
durch ihre Attraktivität verringert würde (ohne jedoch 
gegen TRIPS und andere internationale Vereinbarun-
gen zu verstoßen). Obwohl dieser »Wahlweise«-An-
satz weniger attraktiv ist als ein vollständiger Über-
gang, könnte er nützlich sein, sofern die Abschaffung 
der Monopolrechte aus politischen oder rechtlichen 
Gründen kurzfristig nicht möglich ist.

11.4.3	 Ein erfolgreicher Übergang zu einem 
Open-Modell mit Vergütungsrechten ist 
möglich

Die schnellste Methode zur Einführung des Open-Mo-
dells wäre natürlich ein globaler »Big Bang«, bei dem 
alle bestehenden Monopolrechte über Nacht abge-
schafft und durch Vergütungsrechte ersetzt würden. 
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Dies ist aufgrund des Umfangs und der Komplexität 
einer solchen Veränderung nicht möglich. Stattdessen 
sollte die schrittweise Übernahme gefördert werden, 
sowohl nach Regionen als auch nach Branchen. Ein-
zelne Nationen oder Gruppen von Nationen könnten 
den offenen Ansatz bereits praktizieren, während 
andere Länder noch Monopolrechte behalten. Und 
es ist durchaus möglich, dass ein Land oder eine 
Gruppe von Ländern das Open-Modell zunächst nur 
in einer oder wenigen Branchen anwendet: z. B. die 
Einführung von Vergütungsrechten für Musik, aber die 
Beibehaltung von Monopolrechten für alles andere. 
Diese Möglichkeit, das Open-Modell zu erproben und 
parallel zum bestehenden Monopolrechtssystem zu 
betreiben, wäre ein großer Vorteil. Es ermöglicht so-
wohl die Erprobung des neuen Ansatzes als auch die 
schrittweise Einführung, die für den Erfolg einer sol-
chen kollektiven Maßnahme unerlässlich ist.

Eine weitere wichtige Voraussetzung für jedwede 
Veränderung ist, dass große Interessengruppen sie 
unterstützen oder zumindest nicht aktiv ablehnen. 
Aufgrund ihrer politischen Macht wird eine solche 
Schlüsselgruppe die bestehende Gruppe der Inha-
ber von Monopolrechten, wie beispielsweise Phar-
maunternehmen, Plattenfirmen oder Verlage, sein. 
Solche Interessensgruppen sind immer vorsichtig bei 
jeglicher Veränderung des Status quo. Doch es gibt 
Gründe, darauf zu vertrauen, dass Vergütungsrechte 
sowohl für sie als auch für die Gesellschaft als Gan-
zes Vorteile bieten werden. Erstens sieht ein Vergü-
tungsrecht aus der Sicht eines Monopolrechtlers sehr 
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vertraut aus: Es wird von einer ähnlichen Stelle aus-
gegeben, es hat eine ähnliche Laufzeit und es bringt 
eine ähnliche oder höhere Vergütung. Und genau das 
ist natürlich der springende Punkt, und es ist wichtig, 
dass der durch Vergütungsrechtsfonds garantierte 
Geldbetrag im Vergleich zu den laufenden Erträgen 
aus Verkäufen attraktiv ist. Wenn die USA beispiels-
weise einen Vergütungsfonds für Arzneimittel einrich-
ten, sollte er mindestens so reich ausgestattet sein 
wie der gesamte Geldbetrag, der heute für Patente 
auf Arzneimittel ausgegeben wird. Die Unternehmen 
dürfen dabei nicht gegenüber heute verlieren, auch 
wenn die Öffentlichkeit von einem verbesserten Zu-
gang und niedrigeren Kosten stark profitieren würde.

Genau darin liegt die Schönheit einer Win-win- 
Open-Revolution und zusammen erhöhen diese Ele-
mente bei der Einführung von Vergütungsrechten die 
Chance, dass diese Veränderung sowohl politisch als 
auch technisch realisierbar ist.
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12	 Hilf, es möglich zu machen

Um eine offene Welt zu schaffen, ist ein konzertiertes 
Vorgehen erforderlich. Einige Menschen gehen da-
von aus, dass, weil die digitalen Technologien es so 
einfach machen, frei zu teilen, nichts den freien Infor-
mationsfluss behindern könne. Doch der Optimismus 
über die Unvermeidlichkeit der Offenheit ist naiv an-
gesichts des Zusammenspiels von Technologie und 
Machtverhältnissen. Denn die Macht, sei es die von 
Interessengruppen oder als Gemeinschaft durch den 
Staat, trägt wesentlich dazu bei, die Auswirkungen 
von Technologien zu gestalten und zu kontrollieren. 
Dies gilt insbesondere für den Bereich der Informa-
tion. Selbst wenn die digitalen Technologien eine 
Welt schaffen würden, in der der freie Informations-
fluss nicht behindert werden würde, bliebe die Frage 
offen, wer die Finanzierung übernehmen würde, Infor-
mationen überhaupt erst initial zu erschaffen. Gäbe 
es keine neuen Finanzierungsstrukturen, wie sie hier 
vorgeschlagen werden, könnten kostenlose Informati-
onen die Innovation und Kreativität verhindern, da sie 
den Innovatoren ihr Auskommen rauben und damit 
uns alle verarmen lassen würden.

Eine weitere falsche Annahme ist, dass, wenn wir 
dem freien Markt die Arbeit überließen, Open-Ge-
schäftsmodelle von selbst entstehen würden. Einige 
offene Geschäftsmodelle (oder Gemeinschaftsinitiati-
ven wie Wikipedia) sind in der bisher geschlossenen 
Welt zwar beeindruckend, dennoch tragen sie nur 
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einen sehr kleinen Teil zur Finanzierung der von uns 
gewünschten und benötigten freien Informationen bei. 
Viele wichtige Informationsgüter – wie neue Medika-
mente oder neue Filme – basieren nicht auf offenen 
Geschäftsmodellen in einer geschlossenen Welt ohne 
Vergütungsrechte.

Daher sind Maßnahmen erforderlich, die in drei 
komplementären Formen erfolgen sollten: Informa-
tion und Beteiligung der Öffentlichkeit, Lobbyarbeit 
für einen politischen Wandel und der Aufbau durch 
jeden Einzelnen. Letztendlich müssen wir die Politik 
auf nationaler und dann auf internationaler Ebene 
ändern. Gleichzeitig können wir jetzt, einzeln oder in 
Gruppen, Maßnahmen ergreifen, um offene Materia-
lien zu schaffen, sei es Software, Datenbanken oder 
jegliche anderen Inhalte. Dies immer mit der Absicht, 
sowohl unmittelbaren Wert zu schaffen oder auch als 
Beispiele für das Potenzial der Offenheit bzw. Open-
ness zu dienen.

Eine grundlegende Veränderung im öffentlichen 
Verständnis von Informationen, die die Vorteile des 
Teilens und nicht des Hortens anerkennt, muss um 
politischen Druck ergänzt werden, damit offene In-
formationen finanziert werden. Auch müssen Vergü-
tungsprozesse einschließlich der Schaffung von lega-
len gestützten Vergütungsrechtsansprüchen sowie 
Mechanismen zur Lizenzvergabe und Streitbeilegung 
eingeführt werden, ebenso wie internationale Verein-
barungen zu treffen sind, um sich auf eine offene bzw. 
Open-Politik zu einigen.

Aber bevor es zu politischen Veränderungen 
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kommen kann, brauchen wir eine breit angelegte 
Open-Bewegung mit einer gemeinsamen Sprache 
und gemeinsamen Zielen: Beides fehlt derzeit. Diese 
Bewegung erfordert eine Vorhut von Einzelpersonen 
und Organisationen, die sich für die Sache einsetzen. 
Als Inspiration können sie auf andere Bemühungen 
zurückgreifen, um größere staatliche Veränderungen 
im öffentlichen Interesse zu erreichen, wie beispiels-
weise bei der Umweltschutzbewegung.

Die Besorgnis über Probleme wie Umweltverschmut-
zung geht bereits auf die Römerzeit zurück, obwohl 
in Gesellschaften, die hauptsächlich landwirtschaft-
lich geprägt waren, die menschlichen Auswirkungen 
auf die Umwelt wenig spürbar waren. Mit Beginn des 
Industriezeitalters erfuhren Umweltbelange eine zu-
nehmend größere Aufmerksamkeit, verstärkt durch 
die romantische Auseinandersetzung mit dem Erha-
benen, der Schönheit der Natur und der Hässlichkeit 
der Produktionsstätten. Mit zunehmender Industria-
lisierung und Urbanisierung wurde die Verschmut-
zung von Wasser und Luft deutlicher sichtbar. Doch 
die Regulierung war aus einer Vielzahl von Gründen 
begrenzt, unter anderem auf Grund eines mangelnden 
Verständnisses der Wissenschaft und der politischen 
Systeme, die die Eigentümer gegenüber den Arbeit-
nehmern bevorzugten. Schon im 20. Jahrhundert 
wurde der Fortschritt in Sachen Umweltschutz nicht 
nur durch zwei Weltkriege behindert, sondern auch 
durch ein politisches Versagen, langfristig zu denken.

Nach 1945 nahm die Dynamik der Umweltbelange 
schließlich zu, angetrieben von einem besseren wis-
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senschaftlichen Verständnis, einer ausgereiften re-
präsentativen Demokratie und Staaten, die ein ak-
tiveres Interesse an der allgemeinen Sozialfürsorge 
aufbrachten. Mit zunehmendem Wohlstand stieg der 
relative Wert von Umweltgütern wie Parks, sauberer 
Luft und langfristiger Gesundheit. Ebenso stiegen das 
Bedürfnis, diese in der Freizeit zu genießen, und die 
Bereitschaft, sich für sie einzusetzen. In den frühen 
1960er Jahren kristallisierte sich dies in der moder-
nen Umweltbewegung heraus. Symbol und Katalysa-
tor dafür war die Veröffentlichung des Buches »Silent 
Spring« (Der stumme Frühling) von Rachel Carson im 
Jahr 1962, das Mittelamerika die alarmierenden Aus-
wirkungen von Chemikalien auf die Umwelt und die 
menschliche Gesundheit näherbrachte.

Es dauerte Jahrzehnte, bis die Umweltbewegung 
erwachsen geworden war, und bis Anfang der 90er 
Jahre waren mehrere Umweltorganisationen zu be-
deutenden politischen Kräften herangewachsen, mit 
Hunderttausenden von Mitgliedern und erheblichen 
finanziellen Mitteln. Sie hatten unabhängige Forscher, 
ausgeklügelte Medienstrategien, Graswurzel-Kampa-
gnen und Lobbyisten in den wichtigsten politischen 
Zentren. Obwohl finanziell immer noch weit unterle-
gen, war die Umweltbewegung ein Big Business ge-
worden. Auch das öffentliche Bewusstsein war gestie-
gen und Begriffe wie »nachhaltig« und »grün« waren 
in das populäre Vokabular aufgenommen worden. Ein 
Auto oder ein Haus »grün« zu nennen, war um die 
Jahrhundertwende meist keine Beschreibung seiner 
Farbe mehr.
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Unterdessen war das Ausmaß der Schäden an der 
Umwelt jedoch stark gestiegen und die Menschen 
waren immer wachsamer geworden gegenüber den 
immer größer werdenden Herausforderungen, wobei 
der Klimawandel die größte Herausforderung von al-
len ist. Doch die Ölproduzenten, ob ExxonMobil oder 
Saudi-Arabien, gehören nach wie vor zu den mäch-
tigsten Lobbys der Welt und kämpfen weiterhin jeden 
Zentimeter, um Maßnahmen gegen den Klimawandel 
zu verhindern, da diese ihre Rentabilität beeinträchti-
gen würden.

Die Analogien mit der Informationswelt sind frap-
pierend. Die Bedenken bezüglich der Kontrolle von 
Informationen reichen ebenfalls Jahrhunderte zu-
rück – man denke an die Verweigerung der Kirche, 
die Bibel übersetzen zu lassen, damit die Menschen 
sie nicht selbst lesen können. Auch wurden Infor-
mationsgüter durch die Industrialisierung – von der 
Produktionsanlage bis zur Zeitung – wirtschaftlich 
und sozial bedeutsamer. Und auch dabei dominier-
ten besondere Interessensgruppen, insbesondere die 
der Produzenten und Kontrolleure von Informationen, 
den politischen Diskurs. Die Mechanismen zur Vertre-
tung der Interessen breiterer Bevölkerungsgruppen, 
wie beispielsweise der Verbraucher, waren schlecht 
und obwohl die Informationen immer kommerzieller 
wurden, verstanden nur wenige Menschen die kon-
zeptionelle Bedeutung dieser Tatsache. Geschlossene 
Monopolrechte wuchsen zunehmend in Bezug auf ihre 
Laufzeit und ihren Umfang.

In der zweiten Hälfte des 20. Jahrhunderts kamen 
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jedoch zwei neue Faktoren ins Spiel. Die Erfindung 
der digitalen Technologie führte zur Verbreitung von 
Informationen und zur Möglichkeit der kostenlosen 
Vervielfältigung. Und das Wachstum der Großfor-
schung, bei der die Forschung stark von Regierun-
gen finanziert wurde, erweiterte die Schaffung von 
Informationen im öffentlichen Sektor massiv. Dennoch 
gab es angesichts der zunehmenden Bedeutung von 
Informationen in Wirtschaft und Gesellschaft wenig 
politisches Verständnis. Elemente des Open Sharing 
(offenes Teilen; Open Access) waren sowohl an den 
Universitäten als auch in der aufkommenden Informa-
tionstechnologiebranche, insbesondere bei Software, 
weit verbreitet, aber selten von politischer Überzeu-
gung getragen.

Schließlich erschien in den 1980er und 1990er Jah-
ren die Open-Information-Bewegung (Offene- Infor-
mationen- und Open-Data-Bewegung) in unausge-
reifter Form. Wenn man nach einem totemistischen 
Moment suchen würde, der der Veröffentlichung 
von Carsons »Der stumme Frühling« ähnelt, wäre es 
wahrscheinlich die Arbeit von Richard Stallman bei 
der Free Software Foundation. Während Carson den 
Schaden durch Pestizide aufdeckte, enthüllte Stallman 
die zunehmende Bedrohung durch den Umstand, 
dass immer mehr Informationen urheberrechtlich 
geschützt wurden. Zuerst versammelte sich eine 
kleine Gemeinschaft von Programmierern und 
Wissenschaftlern, die durch PCs und das rudimentäre 
Internet verbunden waren, um ein radikales Ideal. 
Denn sie verstanden allmählich die Auswirkungen der 
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Unterschiede zwischen Information und physischen 
Dingen.

Die politische Debatte um das Thema Information 
begann mit Gruppen wie der Free Software Founda-
tion (gegründet 1986), der Electronic Frontier Founda-
tion (1990) und der Foundation for a Free Information 
Infrastructure (1999). Es gab einige bedeutende frühe 
Erfolge, wie die Ablehnung von Softwarepatenten in 
Europa im Jahr 2005. Es bildeten sich Gruppen und 
sie reformierten sich wieder, aber es gab keine ge-
meinsame Sprache oder Vision. Die Aufregung der 
Internetwirtschaft beflügelte die Überlegungen über 
Monopolrechte und das Potenzial der Offenheit im 
Informationszeitalter – vor allem und am populärs-
ten durch amerikanische Rechtsprofessoren wie La-
wrence Lessig und James Boyle. Zu diesem Zeitpunkt 
war der Widerstand der Unternehmen gegen die Of-
fenheit sehr stark, aber immer noch schwerfällig und 
unbedeutend.

Die öffentlich finanzierte Forschung verstrickte sich 
zunehmend in kommerziellen Interessen und Mono-
polrechten, wie das Humangenomprojekt zeigt, das 
1990 mit der Finanzierung durch Regierungen und 
Philanthropen begann. Elf Jahre später, als das Pro-
jekt die erste vollständige Sequenz des menschlichen 
genetischen Codes veröffentlichte, war es vollständig 
offen. Heute ist öffentliche Forschung die Grundlage 
einer globalen Industrie mit einem Wert von mehr als 
20 Milliarden Dollar, und ihre Offenheit ist keineswegs 
ungewöhnlich: Heute wird mehr als die Hälfte aller me-
dizinischen Grundlagenforschung offen veröffentlicht. 
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Im Februar 2018 begann ein noch ehrgeizigeres Pro-
jekt unter Beteilung amerikanischer und chinesischer 
Forscher. Das BioGenom-Projekt (oder Whole Earth 
Genome) zielt darauf ab, alle Spezies auf der Erde zu 
sequenzieren, von Amöben bis hin zu Blauwalen. Die 
Kosten würden sich auf viele Milliarden Dollar belau-
fen und die Finanzierungsquellen sind bisher unklar, 
doch es ist für Politiker und Wissenschaftler offensicht-
lich, dass eine so außergewöhnliche Datenbank nicht 
nur exklusiv und geschlossen gehalten werden darf, 
sondern so weit wie möglich mit allen, die sie nutzen 
könnten, geteilt werden muss.

*

Mehr als die Hälfte der Welt ist heute online und steht 
in regelmäßigem direktem Kontakt mit der Welt digita-
ler Informationen. Und doch existiert kein gemeinsa-
mes Ziel oder keine gemeinsame Sprache der Offen-
heit. Wenn man die Menschen auf der Straße anhalten 
und fragen würde: »Willst du eine open Welt?« bzw. 
»Willst du eine offene Welt?« oder gar »Willst du eine 
open Informationsgesellschaft?« bzw. »Willst du eine 
offene  Informationsgesellschaft?«, hätten sie keine 
Ahnung, was gemeint ist, so als ob sie 1975 gestoppt 
und gefragt worden wären: »Willst du eine grüne Ge-
sellschaft?«. Die Open-Information-Bewegung ist im-
mer noch inkohärent, unstrukturiert und ohne eine 
anerkannte globale Sprechergruppe, ohne einen 
gemeinsamen Zweck, ohne eine Plattform und ohne 
einen einheitlichen Ansatz. »Informationspolitik« ist ein 
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Begriff, der kaum verstanden wird. Die veröffentlichten 
Manifeste der politischen Parteien erwähnen ihn nur 
selten, und wenn sie es tun, ist es in der Regel nur, 
um Dogmen über Innovation und Recht auf geistiges 
Eigentum zu wiederholen.

Natürlich schaffen Einzelpersonen, Gruppen und 
Unternehmen bereits Open Information innerhalb des 
Paradigmas der Monopolrechte. Es gibt Freiwilligenein-
sätze, die durch eine Kombination aus persönlichem In-
teresse, Gemeinschaftsgeist und dem Wunsch, Wissen 
und Fähigkeiten zu entwickeln und zu demonstrieren, 
motiviert sind und dabei hervorragende freiwillige so-
lidarische Arbeit leisten (Beispiele sind Wikipedia und 
viele kleine Open-Software-Projekte).17 Es gibt auch 
Unternehmen, die Open-Informationen kostenlos zur 
Verfügung stellen und dabei ergänzende Produkte ver-
kaufen. Auch philanthropische Unterstützung ist eine 
Quelle zur Aufstockung der Mittel in vielen solcher Be-
reiche, wenn auch unkoordiniert und noch nicht syste-
matisch im Sinne der hier gemeinten Offenheit.

Doch selbst wenn die Öffentlichkeit die übermäßige 
Macht von Akteuren wie Facebook und Google wahr-

17	 Wikipedia ist ein sehr beeindruckendes Beispiel für freiwillige 
solidarische Arbeit. Jedoch wurde es kommerziell gestartet 
und hat auch von Staatsausgaben profitiert: Die Inhalte wer-
den weitestgehend aus Informationen gesammelt, die bereits 
an anderer Stelle veröffentlicht wurden, ein Großteil davon in 
staatlich geförderten Universitäten (oder in kommerziellen 
Kontexten wie dem Journalismus). So oder so, ein Großteil 
des uns heute zur Verfügung stehenden offenen Materials 
wurde direkt oder indirekt von Regierungen und Unterneh-
men gefördert.
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nimmt, verstehen viele immer noch nicht die Wesen-
heit dieser Monopole. Sie verstehen nicht, dass es die 
von uns aufgestellten Regeln sind, die diese erschaf-
fen und erhalten, und dass es Monopole des »geis-
tigen Eigentums« sind, die diese außerordentlichen 
Konzentrationen von Macht und Reichtum zulassen. 
Wir müssen das Bewusstsein weiterverbreiten und 
falsche Vorstellungen über das Funktionieren der 
digitalen Informationsökonomie in Frage stellen. Wir 
brauchen eine Welt, in der jeder politische Entschei-
dungsträger, jeder Experte, jeder gebildete Bürger 
versteht, dass Bits anders sind als Brot und was das 
genau bedeutet.

Wir müssen die Gefahren einer »geschlossenen« 
Welt aufzeigen, die auf Informationseigentum basiert. 
Wir brauchen Forschungseinrichtungen, die sich mit 
dem Verständnis unserer Informationsökonomie und 
Informationsgesellschaft befassen, wir brauchen 
Think-Tanks, um den Fortschritt zu beobachten und 
entsprechende Strategien zu entwickeln. Wir brau-
chen Organisationen mit vielen Mitgliedern, die sich für 
eine offene Welt einsetzen, so wie grüne Organisatio-
nen sich für die physische Umwelt einsetzen, denn die 
Mitgliedschaften liefern die Mittel für ein langfristiges 
Engagement, das den Wandel unterstützt. Schließlich 
brauchen wir politische Entscheidungsträger, um die 
Chancen und Notwendigkeiten einer offenen Welt zu 
erkennen. Denn letztendlich können wir nur durch un-
ser kollektives, politisches Handeln die notwendigen 
großen Reformen bewirken.
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Um mehr darüber zu erfahren, was getan wer-
den kann, um eine offene Welt zu gestalten, und 
wie ein Engagement möglich ist, schaue auf:  
https://openrevolution.net/make-it-happen 
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13	 Zu guter Letzt: Der initiale Copyright-
Streit

Vor fünfzehnhundert Jahren, im Irland des 6. Jahrhun-
derts, führte ein Streit über das Vervielfältigen eines Bu-
ches zu einer erbitterten Schlacht. Im Mittelpunkt stand 
ein Priester namens Colmcille, der auch bekannt ist als 
der heilige Columban (von Iona). Nach der Ordination 
im Alter von 25 Jahren begann er durch Irland zu reisen 
und gründete in 15 Jahren drei Dutzend Klöster. Da es 
an Büchern mangelte, was die Religionswissenschaft 
einschränkte, vervielfältigte er Manuskripte, wann im-
mer er konnte, und ermutigte seine Mönche, dasselbe 
zu tun, um die Lehren der Kirche zu verbreiten.

Die Vulgata war die für Jahrhunderte maßgebliche 
lateinische Bibelübersetzung des Kirchenvaters Hie-
ronymus, der von 347 bis 420 n. Chr. lebte. Die erste 
Kopie einer solchen Bibelübersetzung, die Irland er-
reichte, wurde von Rom aus von Finnian von Molville 
mitgebracht. Obwohl er sein Buch so beschützte, dass 
anderen kein Zugang dazu gewährt wurde, war Fin-
nian einer der Lehrer von Colmcille gewesen, und er 
machte daher eine Ausnahme für seinen Schüler, so 
dass dieser die Übersetzung lesen durfte, sofern er 
sie nicht kopieren würde. Colmcille stimmte zu, igno-
rierte dennoch das Verbot und fühlte zweifellos, dass 
dieses Wissen zu wertvoll war, um weggeschlossen 
zu werden.

Er fuhr fort, das Buch nachts so schnell wie mög-
lich abzuschreiben. Als Finnian dies eines Nachts 
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entdeckte, verlangte er, dass Colmcille die Abschrift 
herausgibt. Dieser lehnte jedoch ab und glaubte, dass 
der heilige Text niemandem gehören könne und dass 
seine erste Pflicht Gott und der Kirche und nicht Fin-
nian gegenüber bestand.

Als Diarmaid, der König von Irland, gebeten wurde, 
darüber zu urteilen, argumentierte Colmcille, indem er 
sagte, dass es die Pflicht der Kirche sei, ihr Wissen 
durch Abschriften zu verbreiten. Er hatte damit Fin
nians Buch nicht geschmälert, und auf jeden Fall war 
es auch nur eine Abschrift und nicht das Originalmanu-
skript des heiligen Hieronymus. Bücher unterschieden 
sich in ihrer Art von materiellen Gütern.

König Diarmaid entschied sich jedoch gegen Colm-
cille zu urteilen: Weise Männer hatten die Abschrift ei-
nes Buches immer als eine Art Kind des Orginalbuches 
bezeichnet, sagte er, was bedeutete, dass dem Be-
sitzer des Orginalbuches auch die Abschriften gehö-
ren würden. »Das Kalb gehört zur Kuh, die Kopie zum 
Buch.« Die Abschrift würde daher Finnian gehören.

Colmcille soll den König daraufhin verflucht haben 
und in sein Kloster zurückgestürmt sein und bald da-
rauf nahmen die Ereignisse eine blutige Wendung. 
Denn Colmcille gewährte einem geflohenen Gefan-
genen, der von König Diarmaid gefangen genommen 
worden war, Zuflucht. Der König verletzte daraufhin 
das Heiligtum des Klosters von Colmcille, indem er 
die Geisel dort jagen und töten ließ. Es folgte eine 
Schlacht, in der der Legende nach dreitausend von 
Diarmaids Männern, aber lediglich einer von Colmcilles 
Männern getötet wurden.
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Dennoch war Colmcilles Sieg nur von kurzer Dauer. 
Er wurde von einer Synode von Glaubensgenossen 
exkommuniziert und dann ins Exil geschickt. So setzte 
Colmcille im Jahre 563, zwei Jahre nach dem »Bücher-
krieg«, mit zwölf Anhängern die Segel zur Insel Iona. Er 
gründete dort ein neues Kloster und spielte fortan eine 
wichtige Rolle bei der Verbreitung des Christentums 
bei den Pikten in Schottland. Colmcilles Verständnis, 
dass der Text der Vulgata nicht im üblichen Sinne ein 
Eigentum sein konnte, basierte natürlich auf ihrer Be-
deutung für die christliche Lehre und nicht auf einem 
modernen Verständnis von Informationen als Grund-
lage für die Ökonomie, den wissenschaftlichen Fort-
schritt und vieles mehr. Doch seine Unterscheidung 
zwischen dem Besitz von physischen Besitztümern 
und der intrinsischen Replizierbarkeit von Informatio-
nen ist heute, eineinhalb Jahrtausende später, noch 
wichtiger als damals. Sein letztes, leidenschaftliches 
Plädoyer vor dem König brachte die wesentliche Logik 
von Open Information perfekt zum Ausdruck:

Mein Freund versucht, ein ausgedientes Gesetz auf 
eine neue Realität anzuwenden. Bücher unterschei-
den sich jedoch von anderen Gegenständen, und das 
Gesetz sollte dies anerkennen. Gelehrte Männer wie 
wir, die durch Bücher ein neues Wissen erlangt haben, 
sind verpflichtet, dieses Wissen zu teilen, indem sie 
diese Bücher vervielfältigen und weiterverbreiten. Ich 
habe Finnians Buch nicht aufgebraucht, indem ich es 
abgeschrieben habe. Er hat immer noch das Original 
und dieses Original ist nicht schlechter geworden, weil 
ich es kopiert habe. Es hat auch nicht an Wert verloren, 
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weil ich eine Abschrift davon angefertigt habe. Das 
Wissen in Büchern sollte jedem zugänglich sein, der 
sie lesen will und die Fähigkeiten dazu hat oder würdig 
ist, dies zu tun. Auch ist es falsch, dieses Wissen zu 
verbergen oder zu versuchen, die göttlichen Dinge, 
die Bücher enthalten, zu löschen. Es ist falsch zu ver-
suchen, mich oder andere daran zu hindern, das Buch 
zu kopieren, es zu lesen oder mehrere Abschriften da-
von anzufertigen, um sie im ganzen Land zu verteilen.
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